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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. i 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun.. 


. CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 


Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 
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Was sich unter dem Stich- 
wort Abtreibung hier bei 
uns in Mitteleuropa und 
allgemein in den meisten 
Staaten der Welt abspielt, 
muß als größtes Verbre- 
chen des Jahrhunderts be- 
zeichnet werden. 


Der alltägliche 
Holocaust in 
Deutschland 


Der Subventions- 
betrug der 
Bundesregierung 


Der Machtmiß- 


Krieg und die verstärkten 
sozialen und ethnischen 
Konflikte«. 


die populistische Philoso- 
phie über die Schlüsselfra- 
gen unserer Tage zusam- 
mengefaßt. 


David Rockefeller hatte seine 
Bilderberger unter strengster Ge- 
heimhaltung nach Baden-Baden 


brauch der 
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Der Bush-Regierung steht 
eine Konfrontation mit der 
Israel-Lobby bevor. Es 


und Meinungsmachern der 
Weltöffentlichkeit, die sich 
von den Hintergrund- 
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Darstellung unserer jüng- 
sten geschichtlichen Ver- 
gangenheit weiterhin mit 
dieser Lüge über uns selbst 
leben zu lassen. 


Wirtschaftsmodell; Malay- 
sia greift US-Plan für G-7- 
Kontrolle an; Papst greift 
den monopolistischen Ka- 
pitalismus an. 


Europa-Journal 

In der EG herrscht Unmut 
über Einwanderung; Rote 
Armee besetzt weitere Ge- 
bäude in Litauen; Italien 
untersucht den Mordver-- 
such am Papst; Erzbischof 
von Köln kritsiert Libera- 
lismus; Konflikte zwischen 
Griechenland und der Tür- 
kei; Moskau setzt Arme- 


neue Wissenschaftsstädte; 
Massensterben bedroht 
den afrikanischen Konti- 
nent. 
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Deutschland 
Journal 


Deutsche 
Gerichte und 
der Islam 


Die Bekleidungsvorschriften des 


Koran können im Einzelfall zur 
Befreiung vom Schwimmunter- 
richt in der Grundschule führen. 
Mit dieser Entscheidung bestä- 
tigte das Oberverwaltungsgericht 
Nordrhein-Westfalen in Münster 
einen gleichlautenden Beschluß 
des Verwaltungsgerichtes Köln 
(Aktenzeichen: 19 A 1706/90). 


Im konkreten Fall hatten die EI- 
tern eines achtjährigen türki- 
schen Mädchens unter Berufung 
auf den Koran die Befreiung ih- 
rer Tochter vom Schwimmunter- 
richt beantragt. Als strenggläu- 
bige sunnitische Moslems sei es 
den Frauen nach den Beklei- 
dungsvorschriften des Koran ver- 
boten, Arme und Beine in der Of- 
fentlichkeit zu entblößen. Nach- 
dem das Schulamt der Stadt Köln 
diesen Antrag abgelehnt hatte, 
. bekamen die Eltern nun vor dem 
Oberverwaltungsgericht recht. 


Die Richter begründeten ihre 
Entscheidung damit, daß das im 
Grundgesetz gewährleistete EI- 
ternrecht und das Recht der 
Glaubens- und Religionsaus- 
übungsfreiheit »in Ausnahmefäl- 
len« zu einer Begrenzung des 
staatlichen Erziehungsauftrages 
führen können. Wo streng reli- 
giöse Eltern auf der Einhaltung 
der ihnen vorgegebenen Gebote 
bestünden, müsse die Schule »so- 
weit wie möglich« einen Aus- 
gleich suchen. 


Dieser Ausgleich könne hier 
durch die Befreiung vom 
Schwimmunterricht herbeige- 
führt werden, zumal es auch zu 
keiner Beeinträchtigung für das 
Gemeinwesen komme und auch 
- keine Grundrechte Dritter be- 
rührt werden. Auch stelle diese 
Befreiung nicht den staatlichen 
Bildungsauftrag in Frage oder er- 
schwere die Durchführung des 


Unterrichts für die anderen Schü- - 


ler, vermeide dadurch aber einen 
»ernsthaften Glaubenskonflikt«, 
- urteilten die Richter. 
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- Damit-hat nun auch die zweite In- 
. .stanz ein skandalöses Urteil ge- 


- ‚fällt. ‘Während Regierung und 
Partei immer von Integration der 
Ausländer sprechen, wird - mit 
diesem Beschluß das genaue Ge- 
genteil gefördert. Auch wird dies 
zu einer weiter zunehmenden 
Ausländerfeindlichkeit und bö- 
sem Blut innerhalb der Schulen 
führen. Denn man führe sich 
doch einmal die Konsequenzen 
dieser Entscheidung vor Augen: 


Nach dem Koran hat die Frau we- 
niger Rechte als der Mann. Was 
nun, wenn auf einmal strenggläu- 
bige Moslems vor Gericht ziehen 
und fordern, daß ihre Kinder nur 
von Männern unterrichtet wer- 
den dürfen, weil die Kinder unter 
anderem durch ein über dem 
Knie der Lehrerin endenden 
Rock und ein T-Shirt sittlich be- 
einträchtigt würden? Müssen 
nun die Pausen so ausgerichtet 
werden, daß Moslems ihr Gebet 
gen Mekka in den Himmel schik 
ken können? 


Zwar konstatierte das Gericht, 
daß der staatliche Erziehungsauf- 
trag nur in Ausnahmefällen ein- 
geschränkt werden dürfe, beson- 
ders wenn es zu keiner Beein- 
trächtigung des Gemeinwesens 
komme und keine Grundrechte 
Dritter berührt würden, nur wo 
ist da die Grenze? Könnte man 
denn dann nicht auch argumen- 
tieren, wenn die erste Uhnter- 
richtsstunde um 15 Minuten ver- 
schoben würde, dann würden die 
Pausen genau in die Gebetszei- 
ten fallen? Und durch diese Ver- 
schiebung wäre grundsätzlich 
auch niemand ernsthaft geschä- 
digt. Oo 


Gysi soll mit 
Indiskretionen 
drohen 


Der Chef der SED-Nachfolger- 
partei PDS, Gregor Gysi, soll der 
Bundesregierung mit »peinlich- 
sten Indiskretionen« gedroht ha- 
ben, falls die Treuhand das Partei- 
vermögen weiter sperren sollte. 
Wie es in Bonner Insider-Kreisen 
weiter heißt, soll die PDS Kopien 
der ganzen Stasi-Akten über die 
westdeutsche Polit- und Wirt- 
schafts-Prominenz in Sicherheit 
. gebracht haben und an mehreren 
über das ganze Bundesgebiet ver- 
“ streuten Stellen versteckt haben. 


Bi 


ee Dr ee ren 


In diesen Akten sollen aber 
Dinge drin stehen, die’nicht nur 
die Karrieren »etlicher Leute« 
beenden, sondern auch zu innen- 
politischen Riesenskandalen füh- 
ren würden. Persönliche Fehler, 
Vorteilsannahme (Stichwort 
Späth), sexuelle Affären bezie- 
hungsweise Vorlieben und und 
und, über alles soll die Stasi dezi- 
diert Bescheid gewußt und alles 
für »geeignete Momente« archi- 
viert haben. 


So sollen die anonymen Briefe, 
die den früheren baden-württem- 
bergischen Ministerpräsidenten 
und einen der Kronprinzen 
Kohls, Lothar Späth, zu Fall ge- 
bracht haben, ebenfalls von 
Stasi-Leuten geschrieben wor- 
den sein. Auch der jüngste 
Fleischskandal, bei dem die Na- 
men von Bundesinnenminister 
Schäuble und dem verstorbenen 
bayerischen Ministerpräsidenten 
Strauß immer wieder genannt 
werden, soll auf diesen Akten ba- 
sieren. 


Gesprächspartner verweisen dar- 
auf, daß man sich doch einmal 
Gedanken machen sollte, warum 
in erster Linie die Personen 
»auf’s Korn genommen werden«, 
die die Nachfolge Kohls antreten 
könnten oder in der CDU-Hie- 
rarchie und in der Popularitäts- 
skala der deutschen Bürger ganz 
oben stehen. Die »linken CDU- 
Vögel« würden dagegen ganz in 
Ruhe gelassen, ebenso wie FDP- 
und SPD-Politiker, Grüne so- 
wieso. 


Konkret soll Gysi jetzt gedroht 
haben, die ganze Stasi-Akte des 
damaligen DDR-CDU-Vorsit- 
zenden Lothar de Maiziere »an 


. die Öffentlichkeit zu lancieren«. 


Das besonders peinliche daran 
ist, daß de Maiziere derzeit der 
einzige Stellvertreter des Partei- 
vorsitzenden Helmut Kohls ist. 
Damit würde das ohnehin im 
Schwinden befindliche Vertrauen 
in die Union noch weiter schmel- 
zen. 


Ziel der PDS soll es sein, mit dem 
Absägen prominenter sogenann- 
ter konservativer Politiker oder 
der Veröffentlichung peinlicher 
Details einen Trend nach links zu 
etablieren. Auf Sicht von zehn 
Jahren hoffe die »demokratisch 
geläuterte PDS«, sich dann zu ei- 
nem Koalitionspartner für die 
SPD zu entwickeln. Zwar wird 


dies heute von der SPD-Führung - 
noch kategorisch abgelehnt, . 


Re I SE A SE 


- doch gebe es inoffiziell »durch-: 
-aus fruchtbare Kontakte auf lok-: : 


kerer Ebene«. Da die FDP von: “ 
der SPD wie auch von der CDU: : 


als »Wackelpartei, die nur einsim 


Sinn hat, nämlich ihr eigenes 
Wohl«, eingestuft wird, die PDS 
aber von vorneherein als CDU- 


& 


Partner ausscheide und die Grü- ‘ : 


nen sich aufgrund interner Que- ' 


relen immer mehr selber. demon- 


tierten, könnte die Ex-SED dann 
zum »natürlichen Partner« für .: 


die Sozialdemokraten werden. 


In dieser Richtung sei auch die 


Entscheidung des Berliner Kam- :: 


mergerichts zu verstehen, vom 
Verfassungsgericht 


überprüfen . 


zu lassen, ob es verfassungsge- & 


mäß sei, »Spione-Ost«, die 
schließlich auch Deutsche seien, 
strafrechtlich ° zu 
»Spione-West« aber nicht. 


In Bonn wird jetzt darauf speku- 


liert, daß das Bundesverfassungs- 


gericht so etwa nach dem Motto | 
»Die Tätigkeit der DDR-Spione 


war damals nach dem DDR- 
Strafrecht rechtmäßig« eine 


verfolgen, . | 
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Strafverfolgung der Spione und -: 
damit »quasi nebenbei« auch der 


ehemaligen DDR-Politikerpro- 
minenz ablehnt. 


Damit hätte 


Bonn die hervorragende Mög- -'" 


lichkeit, offiziell den Empörten 


zu spielen, gleichzeitig aber zueer- 
klären, man teile diese Rechts-: 


auffassung »natürlich« 


respektieren. Und schon ist 
die Bundesregierung dieses 


ganze Problem elegant los gewor- 
den. oO 


Die Berlin- 
Gegner 
formieren 
sich nun 


Wer geglaubt hatte, mit-dem 


Bundestagsbeschluß, Regierung 
und Ministerien nach Berlin zu 


nicht, 
müsse es als Demokrat aber. 


verlegen, sei nun alles klar, sieht». 


sich — leider — getäuscht. Denn 


dies ist pro forma nur ein Be- . 


schluß, der aber an sich noch 
keine Rechtskraft erlangt hat. 


Zwar ist er bindend, kann aber ' 


relativ einfach vor Gericht ange- 
fochten werden. Denn bei einem 


einfachen Beschluß’kann man als - 


Gegner dessen ganz anderes Ma- 


terial auffahren, als dies bei. ei-- 
nem Gesetz möglich ist. Hier ist ;; 


Be A 


im. Grunde nur eine Anrufung 


* des Bundesverfassungsgerichts 
möglich, hätte wohl aufgrund des 
‘ Gesetzesinhalts aber von vorne- 
. herein keine Erfolgsaussicht. 


Nun sollen die Bonn-Gegner, Ge- 
rüchten zufolge mit Bundestags- 
präsidentin Rita Süßmuth und 
‚Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm in vorderster Front, versu- 
chen, mit allen ihnen zur Verfü- 
gung stehenden Möglichkeiten 
den Berlin-Beschluß so weit wie 
. nur irgend möglich zu torpedie- 

ren, zumindest aber alles viel wei- 
-“ ter hinauszuschieben, als eigent- 
“ Jich notwendig. 


. „Zu den besonders adligen Bonn- 
Kämpfern sollen einige Politiker 
gehören, die sowieso Ende dieser 
... oder spätestens Ende der kom- 
„ menden Legislaturperiode auf- 
hören wollen. Sie haben oftmals 
ein Haus oder gar eine Villa in 
: der Nähe von Bonn, ihre Familie 
: und Freunde leben dort, warum 
solle man sich dann für ein, zwei 
‚Jährchen an etwas anderes ge- 


..wöhnen? Und dies in einer Stadt, 


‚inder regelmäßig wegen des riesi- 
gen Verkehrsaufkommens und 
der noch lange nicht vollständig 
‘ erneuerten Industrieanlagen in 
-»der ehemaligen DDR mit die 
"schlechteste Luftqualität Deutsch- 
lands herrscht, die Mieten ins 
Unendliche steigen und man all- 
- gemein »eingequetschter« als im 
‘" beschaulicen Bonn lebt.D 


. Kanzler- 

_ Nachfolge- 
-. diskussion 
‚Inder CDU 


“ Inder CDU verstärkt sich Infor- 
: mationen zufolge die Diskussion 
um einen möglichen Nachfolger 


- für Bundeskanzler Kohl. Dem- 


nach sollen einige der Spitzen- 
leute der Union der Meinung 
‘ sein, man könne die Bundestags- 
wahl Ende 1994 nicht mehr mit 
.. Kohl gewinnen. Der Vertrauens- 
„ „bruch gegen ihn wegen der »Steu- 
erlüge« sei einfach zu groß. Die 
kommenden . Landtagswahlen 
... würden zeigen, daß sich die La- 
“sten der »Ost-Eingemeindung« 
vor allem bei den CDU-Stimmen 
negativ bemerkbar. machen. 
Zwar sei FDP-Möllemann als 
‘ „Wirtschaftsminister eigentlich 
. hauptverantwortlich, aber die Li- 


beralen hätten es sehr gut. ge- _ 


schafft, in erster Linie die CDU 
in der Öffentlichkeit als »der« 
Buhmann dastehen zu lassen. 


Vielmehr soll ihrem Willen nach, 
wie es weiter heißt, der Wechsel 
von Schäuble aus dem Amt des 
Bundesinnenministers zum Frak- 
tionsvorsitzenden gleichzeitig 
dazu genutzt werden, ihn syste- 
matisch als Nachfolger Kohls auf- 
zubauen. Aufgrund seiner unbe- 
strittenen Kompetenz und seiner 
Art sei er heute und in den näch- 
sten Jahren wohl Hoffnungsträ- 
ger Nummer eins in der CDU. 
Auch werde ihm eher zugetraut, 
die FDP noch einmal an die Seite 
der Union zu ziehen. 


Schäuble soll dem ganzen angeb- 
lich nicht unsympatisch gegen- 
überstehen, aber kein Interesse 
an einem offenen Kampf gegen 
Helmut Kohl haben. Vielmehr 
soll er für eine einvernehmliche 
Lösung plädieren, da in die Of- 
fentlichkeit getragene Streitigkei- 
ten oder Machtkämpfe das Anse- 


hen der CDU weiter schwächen _ 


würden. 


Kohl seinerseits soll fest ent- 
schlossen sein, auch bei der näch- 
sten Wahl noch einmal zu kandi- 
dieren. Aus diesem Grunde 
werde auch der 7,5 prozentige So- 
lidaritätszuschlag auf die Lohn- 
beziehungsweise Einkommen- 
steuer auf jeden Fall Mitte des 
nächsten Jahres wie geplant aus- 
laufen. : 


Auch erwarte Kohl, daß sich die 
Wirtschaft in der DDR späte- 
stens 1992 deutlich erholte. Erste 


Anzeichen hierfür gibt es jetzt. 


schon - und dann 1993 und 1994 
in das »Wirtschaftswunder Ost« 
einmünde. Sinkende Arbeitslo- 
senzahlen, eine Angleichung des 
»Ost«-Lebensniveaus an West- 
deutschland, eine dann vernünf- 
tige Infrastruktur werden nach 
seiner Ansicht letztendlich voll 
auf die CDU zurückfallen und sie 
aus dem derzeitigen Stimmen- 
loch »hochkatapultieren«. 


Auch soll Kohl darauf spekulie- 
ren, daß die FDP sich bei einer 
derartigen Entwicklung 1994 gar 
nicht zur SPD wenden kann. 
Wenn dies geschehen sollte, dann 
zwischen jetzt und Mitte des 
kommenden Jahres. Aber dies 
würde wohl den politischen Tod 
der FDP bedeuten, da eine er- 
neute Wende zur SPD nicht ohne 
kurz darauf erfolgende Neuwah- 


»Angeblich« 


len zu verwirklichen wäre. Und‘ 


diesmal dürfte die FDP keine 
Sympathiestimmen bekommen 
wie 1982. 


Wenn der Aufschwung und das 


»Wirtschaftswunder Ost« ganz 
allgemein erst einmal da wären, 
würde kein Mensch mehr einen 
Wechsel der Liberalen an die 
Seite der Sozialdemokraten ver- 
stehen. Von daher heiße der »na- 
türliche« Koalitionspartner für 
die FDP auch 1994 CDU und 
CSU. Problematisch könne es 
nur bei einem Wirtschaftsein- 
bruch, ausgelöst etwa durch ei- 
nen den ganzen arabischen Raum 
umfassenden Krieg, werden. 
Aber diese Risiken werden der- 
zeit von Kohl als sehr gering be- 
wertet. oO 


Bundes- 
regierung plant 
Gesetzes- 
verschärfung 
gegen rechts 


Trotz. aller geäußerten Empö- 
rung kommen der Bundesregie- 
rung die angeblich rechtsextremi- 
stischen Ausschreitungen in den 
fünf neuen Bundesländern in 
Wirklichkeit sogar ganz recht. 


deshalb, wie 
CODE in den vergangenen Aus- 


gaben schon mehrfach berichtet ' 


hat, daß die »rechtsextremisti- 
schen Ausschreitungen« in Wirk- 
lichkeit mehrheitlich wohl von 
der Ex-Stasi begangen werden, 
um das nationale Lager zu diskre- 
ditieren und mittel- bis langfri- 
stig für eine Tendenz nach links 
zu sorgen. 


Wie bereits zuvor auch schon in 
Frankreich soll in den kommen- 
den Monaten, vielleicht sogar 
noch in diesem Jahr, auch hierzu- 
lande eine Gesetzesnovelle auf 
den Weg gebracht werden, wo- 
nach der Begriff der Volksverhet- 
zung bereits dann erfüllt sein soll, 
wenn jemand »Ausländer raus« 
ruft. Zeitungen und Zeitschrif- 
ten, die sich vehement gegen die 
nahezu ungezügelt wachsenden 
Ausländerzahlen in Deutschland 
aussprechen, sollen ebenfalls 
stets in der Gefahr einer eventu- 
ellen Beschlagnahme stehen und 


i 


von daher mundtot gemacht wer. . 
den. i oO 


Stolpe 


SPD-Kanzler- 
kandidat? 


Als neuer heißer Anwärter für 
den Stuhl des SPD-Kanzlerkan- 
didaten für die Bundestagswahl - 
1994 wird der brandenburgische 
Ministerpräsident Stolpe gehan- 
delt. Eine Wiederholung mit Os- 
car Lafontaine werden es »auf 
keinen Fall mehr geben«, und 
auch der neue SPD-Chef Björn 
Engholm komme nicht »so be- 
sonders« beim Wähler an. Zwar 
könne er mit seiner kühlen Tour 
in den nördlichen Bundesländern 
durchaus Wählerstimmen gewin- 
nen, ab Nordrhein-Westfalen 
werde es jedoch immer schwerer, 
heißt esin der SPD-Baracke. 


Nun konzentriert sich die Suche 
nach“ einem Kandidaten, der 
langfristig als Widersacher Kohls 
aufgebaut werden soll, mehr und 
mehr auf Stolpe, dem. Widersa- 
cher vorwerfen, er wäre der »per- 
fektionierte Opportunist«. Wie 
er sich in der Ex-DDR bei den 
verschiedensten Strömungen im- 


mer oben halten konnte, wirdals ..." 


»tolle Leistung« bezeichnet, »auf ° 
die man aber nicht unbedingt 
stolz sein müsse«. 


Gestärkt wird Stolpes Position 
dadurch, daß er auch bei der 
FDP sehr gut ankommt und von 
großen Teilen der Liberalen mit 
unverhohlener Sympathie be- 
trachtet wird. Da er auch bei 
Wählerumfragen stets sehr gute 
Noten bekommt, kann man sich 
bei der SPD vorstellen, wie wei- 
ter gesagt wird, daß die FDP mit 
einem derartigen SPD-Kandida- 
ten eher zur abermaligen Wende 
neigt, als etwa bei Engholm oder 
gar Lafontaine. Zwar ist es bis zu 
den nächsten Wahlen noch drei- 
einhalb Jahre hin, doch hoffe 
man in der SPD noch immer auf 
einen möglichen vorzeitigen 
FDP-Wechsel, sofern die Wirt- 
schaft in den neuen Bundeslän- 
dern doch nicht so auf die Beine 
kommt, wie allgemein erwartet. 
In so einem Fall müsse man di- 
rekt den geeigneten Kandidaten 
parat haben. Aus diesem Grunde 
sei an einen frühzeitigen Aufbau 
Stolpes gedacht, wurde weiter ge- 
sagt. ® 
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Deutschland 


Bonner 


Schlagwörter — 
Bonner Stroh 


Frank Falkenberg 


‚Bonner Propagandisten leisten mehr denn je Vorarbeit zur Irrefüh- 
rung des deutschen Volkes, indem sie unschuldige Wörter benutzen, 
die bei ihnen das Gegenteil des ursprünglichen Sinngehalts bedeu- 
ten. Denken wir nur an »Freiheit« - Freiheit, die sie meinen -, »Eu- 
ropa« - karolingisches Westeuropa -, »Demokratie« - Bonner Li- 
zenz-Demokratie. Nachfolgend einige wenige andere, aktuelle Bei- 


spiele aus jüngster Zeit. 


Die Bonner Politiker und alle 
ihre Mitläufer im Fernsehen, im 
Rundfunk und in der Presse wol- 
len uns glauben machen, das 
»wiedervereinigte Deutschland« 
sei »wieder souverän«. Welcher 
Deutsche, der: noch selbständig 
denken kann, schüttelt da nicht 
mit.dem Kopf? Es fängt schon 
mit der Fälschung »wiederverei- 
nigtes Deutschland« für Rumpf- 
deutschland an. Dieses Rumpf- 
deutschland ist zudem wie eine 
Kolonie von fremden Truppen 
besetzt. 


»Deutsche 
Souveränität« 


- Die »öffentliche Meinung« wird 
‚ dermaßen von Umerziehungs- 
kräften gemacht und geleitet, 
daß geradezu, wie oben schon er- 
wähnt, von einer Lizenz-Demo- 
kratie gesprochen werden kann. 
Der jetzt erklärte Bonner Ver- 


zicht auf ein Viertel des Deut- . 


schen Reiches - das bedeutet ein 
Super-Versailles - kam nach Aus- 
sagen führender Bonner Politi- 
ker auf Druck der Allüerten zu- 
stande, womit nach internationa- 
lem Völkerrecht die entsprechen- 
den Verträge von vornherein null 
und nichtig sind. Soll auch der 
Begriff »Deutsche Souveränität« 
- im Unterschied zu wirklicher 
Souveränität - zu einem Witz- 
wort der Zeitgeschichte werden? 


Wenn Rheinbündler bis zuletzt 
argumentierten, Bonn müsse 
Bundeshauptstadt bleiben, da 
Berlin am Randes des »wieder- 
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vereinigten. Deutschland« liege, 
so muß man sich fragen, ob diese 
Leute im Bundestag - große 
schwarz-rot-gelbe Koalition - 
je auf die Landkarte geblickt 
haben. Wenn von Randlage ge- 
sprochen werden kann, so trifft 
sie auf das rheinische Bonn zu. 
Ein wirklich . wiedervereinigtes 
Deutschland entspräche der Ver- 
einigung von West-, Mittel- und 
Ostdeutschland. Dabei bestünde 
die größte Weite zwischen Lör- 
rach im Südwesten und Tilsit im 
Nordosten mit einer Entfernung 
von etwa 1260 km. Die Mitte läge 
in Cottbus, als 80 km südlich von 
Berlin. Die andere Diagonale 
von Sylt im Nordwesten nach 


“Gleiwitz im Südosten hätte eine 


Länge von etwa 840 km. Die 
Mitte läge genau in Berlin. Kann 
die Hauptstadt eines Landes 
noch zentraler liegen? 


»Polnischer 
Lebensraum« 


Wieviele Polen leben eigentlich 
heute in Polen? Die Frage sollte 
man immer wiederholen, da War- 
schau dazu widersprüchliche 
Zahlen angibt. 1939 gab es im 
Staat an der Weichsel höchstens 
24,5 Millionen ethnische Polen. 
Nach 1945 hieß es phantasievoll, 
»sechs Millionen Polen sind im 
Zweiten Weltkrieg durch. deut- 
sche Hand umgekommen.« Da wä- 
ren also nur noch 18,5 Millionen 
übriggeblieben. Heute aber soll 
sich die Zahl verdoppelt haben. 
Das alles paßt nicht zusammen. 


Heute leben in Rumpfdeutsch- 


land 78 Millionen Deutsche, also . 


mehr als doppelt soviel wie Po- 
len. Die Fläche aber ist fast gleich 
groß: Rumpfdeutschland 356429 
Quadratkilometer, Polen ein- 
schließlich des polnisch verwalte- 
ten Ostdeutschlands 312250 Qua- 
dratkilometer. In Polen ein- 
schließlich der besetzten deut- 
schen Provinzen leben also nur 
halb soviel Menschen auf einem 
Quadratkilometer wie in Rumpf- 
deutschland. Dennoch tönen die 
Bonner Politiker von der CDU/ 
CSU bis zu den Grünen, »die Po- 
len müssen einen gesicherten Le- 
bensraum haben«. 
Wie lange noch wollen sie mit sol- 
chen Schlagwörtern das deutsche 
Volk in die Irre führen? 


»Bonner 
Mehrparteien-Staat« 


Gleichfalls wollen die Bonner 


Propagandisten uns weismachen, 
wir leben in einem Mehrpar- 
teien-System. Tatsache ist, daß in 
allen Schicksalfragen unseres 
Volkes alle Bonner Parteien ei- 
ner Meinung sind und wir eher in 
einem Einparteien-Staat mit be- 
stenfalls fünf Unterabteilungen 
leben. Ob Kriegsschuldfrage, 
Verzicht auf Ostdeutschland, 
Ablehnung einer deutschen mili- 
tärischen Blockfreiheit, Asylan- 
tenzustrom, Massenabtreibung, 
Geldverschwendung: alle Bon- 
ner Parteien stimmen überein. 


Hat Nietzsche, als er sei Buch 
»Die fröhliche Wissenschaft« ge- 
schrieben hat, schon vor mehr als 
einem Jahrhundert die heutigen 
Verhältnisse im: Bonner Parla- 
ment vorausgesehen? Unter der 
Überschrift. »Abseits« steht fol- 
gender Aphorismus: »Der Parla- 
mentarismus, das heißt die öf- 
fentliche Erlaubnis, zwischen 
fünf politischen Grundmeinun- 
gen wählen zu dürfen, schmei- 
chelt sich bei jenen vielen ein, 
welche gern selbständig und indi- 
viduell scheinen und für ihre Mei- 
nungen kämpfen möchten. Zu- 
letzt aber ist es gleichgültig, ob 
der Herde eine Meinung befoh- 
len oder fünf Meinungen gestat- 
tet sind. - Wer von den fünf öf- 
fentlichen Meinungen abweicht 


und beiseite tritt, hat immer die 


ganze Herde gegen sich.« 


Mitteldeutschland 
heißt Ostdeutschland 


Aus der Menge der Bonner 


a, 


Schlagwörter - herauskommt je» 
weils, sieht man einmal genauer .: 
hin, nur leeres Stroh — nachfol-  ; 


gend noch der Falschbegriff »Ost- - : 
deutschland« für Mitteldeutsch-. -“ 
land. Goethe zum Beispielwürde 
an der Vernunft der Deutschen . : 
völlig verzweifeln, hörte er im 


Grabe, sein Weimar-nur200km : 
von der Geburtsstadt Frankfurt: 
am Main entfernt - läge plötzlich 
in »Ostdeutschland«. 


Wo liegt dann Eichendorffs ober- 
schlesische Heimat? Nach Mei- 
nung der Bonner Politiker und al- 
ler Massenmedien in »Polen«. 
Und Kants Königsberg in »Ruß- : 
land«. Sollte nicht jeder Deut- 


sche von vorneherein all diese öf- "- 


fentlich auftretenden Leute, die 
solche Hornvieh-Kenntnisse in 
Erdkunde haben, sogleich ausla- 


chen und in die Klippschule ver- ..: 


weisen? 


Natürlich wissen die obersten 
Drahtzieher der Umerziehung, 
daß es der gesamten deutschen 
Geistesgeschichte ins Gesicht 
schlägt, Mitteldeutschland als ..: 
»Ostdeutschland« zu bezeich- := 
nen. Aber sie handeln nach der. \;; 
Devise, die schon chinesische - 
Propagandisten im Altertum 
kannten: Wer dauernd lügt, dem ; 
wird schließlich geglaubt. 


Deshalb: Jedes Bemühen, sie 
aufzuklären, ist vergeblich; denn 
sie wissen selbst, daß sie lügen, 


und sie lassen davon nicht ab. Wir -.: 


sollten darum ihnen gegenüber 
ein Wort von Lichtenberg aus sei- 
nen »Aphorismen« beherzigen: 
»Daß man seine Gegner mit ge- 
druckten Gründen überzeugen 
kann, habe ich schon seit dem 
Jahr 1764 nicht mehr geglaubt. 
Ich habe auch deswegen die Fe- 


der gar nicht angesetzt, sondern . 
“ bloß, um sie zuärgern unddenen ° ; 


von unserer Seite Mut und Stärke 
zu geben und den anderen zu er- 
kennen zu geben, daß sie uns 
nicht überzeugt haben.« oO 


Bentschlanil 


Versangen- 
Sellchen; alti- 


ung in 


a en neuen 
Ländern 


: Alfred König 


- Als ob es in Mitteldeutschland nicht größere Probleme zu bewälti- 
gen gäbe, stürzen sich jetzt auch noch die (einseitigen) Vergangen- 


eitsbewältiger auf die dortigen Menschen. Das ehemalige Konzen- 
trationslager Ravensbrück bot ihnen die Gelegenheit, mit ihrem Tun 
auch die ehemalige sowjetische Besatzungszone zu überziehen. Und 


: auch Bundespräsident Richard von Weizsächer hat nach einer unge- 


wohnt langen Zeit Stillschweigens sich wieder rechtzeitig zu diesem 


‚Thema zurückgemeldet. 


“Alles fing damit an, daß die Ten- 


.. gelmann-Gruppe auf einer klei- 


nen Parzelle ursprünglich zum 


© ihrer 
»,,bauen wollte. Angesichts der 
‘dort herrschenden sehr schlech- 
‚ten Infrastruktur, so liegt der 


‘. Konzentrationslager  Ravens- 
-brück gehörenden Landes einen 
»Kaisers«-Supermärkte 


mächste Supermarkt‘ 14 Kilome- 


“ ter weit weg, wäre dieser eine 


=. große Erleichterung für die dort 


“lebenden Menschen, 'besonders 
"für die alten gewesen. 


- Eine internationale 


'. Kampagne ausgelöst 


"Wäre, denn da meldete sich auf 


einmal der Vorsitzende des Zen- 


“; tralrates der Juden in Deutsch- 


ein Supermarkt entstehe. 


r 


“land, Heinz Galinski, zu Wort 
und entfachte damit eine interna- 


tionale Kampagne. Es gehe nicht 
an, wetterte er, daß auf einem 


».. Gelände, wo zigtausende Juden 


umgebracht worden seien, nun 
Er 
sprach sich sogar ganz allgemein 
gegen eine Ansiedlung von Ge- 
werbebetrieben auf dem Ge- 
„lände ehemaliger Konzentra- 


* tionslager aus. Besonders erpört 


-äußerte er sich in einem Schrei- 
ben ’an den thüringischen Mini- 


sterpräsidenten Josef Duchac 
(CDU) auch wegen des geplan- 
ten Verkaufs eines Geländes im 
ehemaligen KZ Mittelbau Dora 
in Nordhausen an die Zement- 
werke in Heidelberg und Mün- 
chen. Galinksi kritisierte, eine in- 
dustrielle Nutzung würde eine 
»Gotteslästerung« darstellen. 


Er verwies darauf, daß der Stol- 
len vom KZ Mittelbau Dora 
nicht nur der Ort der Zwangsar- 
beit gewesen sei, sondern dort 
auch viele Ermordete eingemau- 
ert wurden. »Es kann nicht hinge- 
nommen werden, daß der neue 
Geist des kommerziellen Den- 
kens buchstäblich auf Leichen 
der jüdischen NS-Opfer errichtet 
wird«, betonte Galinski. 


Damit wurde dann eine interna- 
tionale Kampagne der jüdischen 


und zionistischen Organisatio- “ 


nen losgelöst, die schnell alle Ar- 
gumente beiseite stießen, sich 
einseitig auf die Vergangenheits- 
bewältigung konzentrierten und 
denen sich die bundesdeutschen 
Medien schnell anschlossen. Der 
Privatsender »Sat 1« verdummte 
sich sogar nicht, in einer Nach- 
richtensendung am 22. Juli 1991 
davon zu sprechen, daß dort auch 
Juden vergast worden seien. Da- 


£ 


“ aufgefordert, 


bei gilt es heute als »gesicherte _ 


Erkenntnis«, daß es keinerlei 
Vergasungen im Gebiet des 
Deutschen Reiches gegeben ha- 
ben soll, sondern ausschließlich 
im heutigen Polen. Und einseitig 
ist die Kampagne deshalb, weil 
Stätten, wo Deutsche bestialisch 
umgebracht worden, was gerade 
in Mitteldeutschland nach Kriegs- 
ende durch die Sowjets massen- 
haft geschah, nicht geschützt wer- 
den sollen. 


Und die Kampagne hatte auch 
Erfolg. Jetzt hat das Brandenbur- 
ger Ministerium für Stadtent- 
wicklung alle Verantwortlichen 
»artfremde  Bau- 
maßnahmen« im Bereich von 
Mahn- und Gedenkstätten auszu- 
schließen. 


Die Leidtragenden sind die Bür- 
ger Ravensbrücks, denen eigent- 
lich nicht mehr zu rechtferti- 
gende Bauverbote das dort ohne- 
hin noch immer sehr harte Leben 
noch weiter erschweren. Ein ge- 
wisses Verständnis könnte man 
auch noch aufbringen, wenn die 
Hauptgebäude extra deswegen 
niedergerissen werden sollten, 
aber in Ravensbrück etwa han- 
delte es sich um eine Außenpar- 
zelle, die 600 Meter von den La- 
gergebäuden entfernt liegt und 
auf der sonst nichts mehr steht. 


Um die Proteste von tausenden 
in Fürstenberg lebenden Bür- 
gern, die diesen Supermarkt ha- 
ben wollten, kümmerte sich die 
Landesregierung nicht. Vielmehr 
werden jetzt zehn Millionen 
Mark Steuergelder aus dem Fen- 
ster geschmissen, um aus dem La- 
den eine Gedenkstätte zu ma- 
chen beziehungsweise die der 
Tengelmann- und der Investoren- 
gruppe entstandenen Kosten ab- 
zugleichen. 


Zum wahren »Tag der Heuche- 
lei« entwickelte sich auch der 20. 
Juli 1991, der Tag, an dem sich das 
Attentat auf Adolf Hitler zum 47. 
Mal jährte. Erstmals durften 
nach der (Teil-)Wiedervereini- 
gung auch Soldaten in Bundes- 
wehruniform an den Gedenkfei- 
ern in Berlin teilnehmen. 


Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker nannte den 20. Juli 
1944 ein »wahrhaft würdiges und 
nobles Datum in unserer Ge- 
schichte«. Deutschland stünde 
ohne ‚diesen Tag »arm und er- 
bärmlich da«. Das Attentat sei 
zwar gescheitert, aber die Män- 


ner des Widerstands hätten »ei- . f 


nen Durchbruch in unserem Den- 
ken gegenüber dem Staat be- 
wirkt«, sagte der Bundespräsi- 
dent. 


Die wahren Pläne 
Stauffenbergs 


Nach Ansicht von Bundestags- 
präsidentin Rita Süßmuth, die in 
letzter Zeit vor allem für die Ab- 
treibung und für die weitgehende 
rechtliche Gleichstellung von 
Homosexuellen eintrat, traten 
die Männer rund um Graf Stauf- 
fenberg für ein »Deutschland des 
Rechts und der Gerechtigkeit« 
ein: . 


An dieser Stelle soll gar nicht dar- 
auf eingegangen werden, wie sich 
ein etwaiges erfolgreiches Atten- 
tat auf Hitler auf die Kampfmoral 
der Soldaten ausgewirkt hätte 


und ob es nicht zu einem Über- - 


rennen Deutschlands: durch die 
mordende, vergewaltigende und 
brandschatzende rote Soldateska 
geführt hätte. Es soll auch nicht 
darauf eingegangen werden, ob 
ein wahrer Idealist, der nur das 
Wohl seines Volkes im Auge ge- 
habt hätte, sich mitsamt der 
Bombe in die Luft gejagt, dafür 
aber Hitler mit Sicherheit getötet 
hätte, statt die Bombe in einer Ta- 
sche unter den Tisch zu stellen 
und dann schnell das Weite zu su- 
chen. 


Nein, die Heuchelei ist die, daß 
mit Graf Stauffenberg ein Mann 
geehrt wird, den die gleichen : 
Leute heute als »Rechtsradika- 
len« oder »Neonazi« bezeichnen 
würden. So hatte die Gestapo bei 
der Durchsuchung der Unterla- 
gen Stauffenbergs eine Notiz ge- 
funden, worüber dieser im Falle 
eines geglückten Attentats mit 
den Alliierten verhandeln wollte. 


Dazu gehörte die Aufgabe aller 
Invasionspläne ebenso wie die Si- 

cherstellung einer dauernden 
Verteidigungsfähigkeit im Osten, 
das Vermeiden jeder Besetzung, 
die Beibehaltung der Reichs- 
grenze von 1914 im Osten, Erhal- 
tung Österreichs und des Sude- 
tenlands beim Deutschen Reich, 
die Autonomie Elsaß-Lothrin- 
gens sowie die Gewinnung Tirols 
bis Bozen und Meran. Diese Vor- 
stellungen hatte Stauffenberg 
auch zumindest teilweise bereits 
den damaligen Feindmächten 

mitteilen lassen. m 
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| Paragraph 218 | 


Der weiße 
Kindermord 


‚Siegfried Gärtner 


Was sich unter dem Stichwort Abtreibung hier bei uns in Mitteleu- 
ropa und allgemein in den:weißen Staaten der Welt abspielt, muß als 
größtes Verbrechen des Jahrhunderts bezeichnet werden. 


In satten Wohlstandszeiten lassen 
weiße Länder es zu, daß jährlich 
Millionen ihrer Kinder im Mut- 
- terleib ermordet werden. Seit 
1945 wurden so, nach niedrig- 
sten Schätzungen, in den Klini- 
. ken von Ost und West sechshun- 
dertmillionenfach ungeborenes 
menschliches Leben. vernichtet. 
Der Vatikan sprach kürzlich so- 
gar von 30 bis 40 Millionen Ab- 
treibungen jährlich, was etwa 1,5 
Milliarden seit dem Zweiten 
Weltkrieg entspräche. 


Ruchloser als 
Kriegsverbrecher 


Daß es sich hier fast ausschließ- 
lich um weißen Kindermord han- 
delt, geht aus den Geburtsstatisti- 
ken der Staaten hervor. 


Daß die Deutschen mit etwa elf 
Geburten je 1000 Einwohner 
jährlich längst Sterbeüberschüsse 
aufweisen, wird von den sonst so 
geschwätzigen Massenmedien - 
absichtlich? - verschwiegen, um 
das Volk weiterhin im materiali- 
_ stischen Fortschrittswahn einzu- 
schläfern. Daß es in anderen eu- 
ropäischen Staaten ähnlich aus- 
sieht, ist wahrlich kein Trost. So 
liegt Italien derzeit bei einer Ge- 
burtenrate von ungefähr zehn je 
tausend Einwohner jährlich, Dä- 
nemark bei 11, Holland bei 12, 
gleichauf mit Ungarn, Spanien 
und Portugal; England und Nor- 
wegen erreichen noch 13 Pro- 
mille. Abgesehen von Irland ist 
Frankreich mit 14 Promille west- 
europäische Spitze, wobei nicht 
eindeutig feststeht, welche Rolle 
dabei die afrikanische. Zuwande- 
rung der letzten Jahrzehnte 
spielt. Dagegen stellen zum Bei- 
spiel Uganda und Nigeria je 50 
Promille Geburten pro Jahr und 
Malawi sogar 53 Promille. 

Das ungeborene Kind hat weder 
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die Möglichkeit, sich zu wehren, 


“noch die Gelegenheit, sich zu be- 


währen. 99 Prozent.der abgetrie- 
benen Kinder waren völlig ge- 
sund und normal. So gegen wehr- 
loses Leben vorzugehen, ist der 
Gipfel der Niedertracht. 


Und eine solche »Gesellschaft« 
maßt sich an, pharisäerhaft über 
vergangene Geschichtsepochen 
zu Gericht zu sitzen. 


Niemand wird Kriegsverbrechen 
billigen. Es wurden aber leider zu 
allen Zeiten und von allen Seiten 
solche begangen. Wenn auch 
nicht entschuldbar, so werden 
solche Verbrechen doch durch 
die Ausnahmezustände, in denen 
sie erfolgen, verständlicher. 
Kriege sind immer begleitet von 
politischer Hetze und politi- 
schem Haß. Dann folgt das be- 
kannte Rad aus Vergeltung, Ra- 
che und Wiedervergeltung, aus 
den gesteigerten Leidenschaften, 
die zumal dann aufbrechen, 


“wenn es sich um Kämpfe auf Le- 


ben und Tod handelt. 


Bevölkerungsexplosion ein 
hinterhältiges Schlagwort 


Neu in unserem Jahrhundert ist 
allerdings, daß solche Verbre- 
chen nur den Besiegten angela- 
stet werden, und daß der Sieger 
heuchlerisch über jene zu_Ge- 
richt sitzt. Bei den Kriegsverbre- 
chern, deren Opfer Deutsche 
und ihre Verbündeten wurden, 
wird, falls »man« sie nicht ein- 
fach totschweigt, bei der Zählung 
meist eine Null weggelassen, wie 
es bei Dresden der Fall ist, wo of- 
fiziell von den weit über 300000 
Bombentoten »nur« noch 35000 


‚zugegeben werden. 


Bei der Abtreibung im heutigen 
Europa und den übrigen weißen 


Ländern händelt es sich jedoch 


meist um eine Art Wohlstandskri- 
minalität, um kalten Mord aus 
materialistischen .und egoisti- 
schen, also niedrigen Beweg- 
gründen. Und das nennen wir 
ruchloser und unsittlicher als je- 
des Kriegsverbrechen. 


»Bevölkerungsexplosion«, die- 
ses seit Jahrzehnten geläufige 
Schlagwort wird bei uns dazu be- 
nutzt, um hierzulande unter- 
schwellig den durch katastropha- 
len Geburtenschwund verursach- 
ten Frevel an unserer Zukunft zu 
rechtfertigen. Denn die Massen- 
medien unterlassen es aus wohl 
überlegten Gründen, zu differen- 
zieren und klar zu sagen, wo in 
Wahrheit die Bevölkerungsex- 


‚plosion stattfindet, und daß wir 


in Deutschland bereits mit einem 
Bevölkerungsschwund leben, 
was wiederum bewirkt, daß so 
viele Fremde bei uns hereinströ- 
men. Denn diese Bevölkerungs- 
explosion vollzieht sich aus- 
schließlich in den Ländern der 
dritten Welt, die unvorstellbare 
Zuwachsraten aufweisen. 


Und gerade die modernen Mei- 
nungsmacher der Welt tragen ent- 
scheidend zu eben dieser beklag- 
ten Entwicklung der Erdbevölke- 
rung bei. Merkwürdigerweise 
nämlich werden wir unaufhörlich 
ermahnt, es sei unsere »morali- 
sche« und »humane« Verpflich- 
tung dem uferlosen Bevölke- 
rungszuwachs zum Beispiel in 
Afrika Lebensmöglichkeiten zu 
garantieren. Kirchen, Gewerk- 
schaften und Parteien überbieten 
sich förmlich in ebenso grotesken 
wie unsinnigen Hilfsprogram- 
men, die nur in nöch größere Not 
führen können. 


Was sich hier anbahnt, zeigt das 
Beispiel Algerien, wo nahezu 50 
Prozent der Bevölkerung unter 
16 Jahre als sind. Ähnlich sieht es 
in fast allen »Entwicklungslän- 
dern« aus. Ein unvorstellbarer 
Bevölkerungsdruck kommt da 
auf Europa, Nordamerika und 
die weißen Teile Ozeaniens zu. 
Hier tickt eine Zeitbombe apoka- 
lyptischen Ausmaßes. 


Folgen des Zeitgeistes 
und von falschem Mitleid 


Die Kirchen und der liberale 
Zeitgeist aber haben diese Bevöl- 
kerungsexplosion in Asien, 
Afrika und Lateinamerika erst 
ermöglicht, da sie durch falsches 


' Mitleid der Natur in den Arm ge- 


fallen sind. Die Bevölkerungs- 


entwicklung in der dritten Welt . 
: wäre nicht ausgeufert, würde sie 


nicht in dieser Art durch Tau- 
sende von staatlichen, kirchli- 


chen, privaten und internationa- ; 


len Organisationen, durch die 
Wissenschaft und Medizin der 
Weißen begünstigt und. geför- 


dert. Je mehr falsche »Hilfe«, de- R Ä 


sto größer künftig die Katastro- 
phe, die auf uns alle - und zuerst 
auf die überbevölkerten Hunger- 
länder selbst - zukommt. 


Und hier erkennt man erst, wie 


recht der so häufig mißverstan- 
dene Nietzsche mit seinem Wort 
hatte: »Ach, wo in der Welt ge- 
schahen größere Torheiten, als 
bei den Mitleidigen? Und was in 
der Welt stiftete mehr Leid als 


die Torheiten der Mitleidigen?« - 


r 
“f 


(»Also sprach Zarthustra«, I. °.: 


Teil) 


Normalerweise bewegt sich ein 
Bevölkerungswachstum nur in 


.dem Rahmen, wie er durch die 


allgemeinen Fähigkeiten eines 
Volkes in Abhängigkeit von den 
von den jeweiligen Umweltbe- 
dingungen gesteckt wird. Wir ha- 
ben der Dritten Welt die äußeren 
Lasten abgenommen und ihre Fä- 
higkeiten einschlummern lassen. 
Entwicklungshilfe in der heuti- 
gen Form zerstört gewachsene 
Strukturen, bereichert fast aus- 
schließlich die Reichen und wird 
zu einem schrecklichen Ende füh- 
ren. Es kann jedoch nicht unsere 
Aufgabe sein, Selbstmord zu be- 
gehen, um den Milliardenmassen 
auf den farbigen Kontinenten 
noch für eine ganz kurze Weile 
Überlebensmöglichkeiten zu 
schaffen, die umso sicherer und 


‘ schneller erschöpft sein werden, 


je länger wir so fortfahren. 


Der Schwindel mit der 
»sozialen Indikation« 


Ein Großteil der »legalen« Ab- 
treibungen, mindestens 300000 
jährlich allein im Westen 
Deutschlands, wird nach der so- 
genannten sozialen Indikation 


vorgenommen. Dies bedeutet, . 


daß »man« glaubt, den betreffen- 
den Frauen die Geburt, Betreu- 
ung und Erziehung eines Kindes 
aus wirtschaftlichen Gründen 


nicht zumuten zu dürfen. Dabei - 


handelt es sich im Falle unseres 


Landes um einen Staat, in dessen 
sozialem Netz — neben wirklich 
Bedürftigen — zahllose Asylbe- 


? 


werber, Asylbetrüger und Wirt- 


schaftsflüchtlinge aus aller Welt 
gut leben können, dessen Bürger 
jährlich über: 40 Milliarden DM 
als Touristen im Ausland ausge- 
ben und der allgemein als einer 
der aller reichsten der Welt gilt. 


Ein Staat, der bereits unzählige 
Milliarden DM an Entwicklungs- 
hilfe in die fernsten Winkel der 
Erde verschickt oder verschenkt 
hat. Ein Staat, der außerdem den 
Weltheiland spielt und seine Bür- 
ger unter fast moralischer Nöti- 
gung dazu treibt, jahrein auf tau- 
sen Sonderkonten zu spenden, 
für Miserior, Adveniat, Brot für 
die Welt, Unicef, Welthunger- 
hilfe, Polenhilfe, Rußlandhilfe 
und und und. 


Aber für eine deutsche Familie 
mit zwei bis drei Kinder ist angeb- 
lich keine Wohnung vorhanden, 
höchstens für ein Pärchen mit 
Hund. 


Die Regierung unseres Landes 
hat niemals NEIN gesagt, wenn 
von auswärts jemand kam und 
die Hand aufhielt. Für unsere Fa- 
milien und unsere Kinder aber ist 
immer zu wenig vorhanden, es 
fehlt an Spielplätzen, Kindergär- 
ten und Freizeitmöglichkeiten. 


99 Prozent der heute auf der Erde 
geborenen Kinder dürften nicht 
auf die Welt kommen, wenn man 
die Maßstäbe unserer. »sozialen 
Indikation« anlegen würde. Das 
allgemeine Anspruchsdenken ist 
grotesk übersteigert. So manche 
Dame läßt abtreiben, weil sie 
sonst im Sommer nicht nach Aca- 
pulco fliegen könnte. Das moder- 
nere Denken läßt anderen als ma- 
teriellen Gesichtspunkten keinen 
Raum mehr. Das Beste und Hei- 
ligste, das wir besitzen, nämlich 
unsere Menschen und unseren 
Nachwuchs, wird so mit Füßen 
getreten. 


Eine nationale 
Aufgabe 


Es ist daher unsere vordringlich- 
ste nationale Aufgabe, die Ab- 
treiben wie überhaupt dem Ge- 
burtenrückgang in unserem Land 
entgegenzuwirken. Denn was 
helfen alle Zukunftspläne, alle 
Gedanken um Bildungs-, Außen- 
und Sozialpolitik, was nützt das 


Gerede von mehr »Lebensquali- 


tät«, wenn dabei das Wichtigste, 
nämlich unser Volk, um das es ja 


eigentlich geht, ausstirbt? Die 


Das Ungeborene, sieben Wochen alt: Angeblich stehen in der 
Bundesrepublik Deutschland Ehe und Familie unter dem beson- 
deren Schutz des Staates. 


ww 


Das Ungeborene, zwölf Wochen alt: In dieser Zeit beginnen die 
Kinder bereits am Daumen zu lutschen. 


Deutschen befinden sich längst in 
der Todesspirale. Denn die jetzt 
im besten Erwachsenenalter ste- 
henden Jahrgänge der sechziger 
Jahre, die die zahlenmäßig stärk- 
sten der Nachkriegszeit waren, 
bringen es heute zu einer Nach- 
wuchsziffer, die die Sterberate 
nicht ausgleichen kann. Die Ge- 
burtenzahl hat sich von 1966 bis 
1975 glatt halbiert. 


Wenn diese dünnen Jahrgänge 
das heiratsfähige Alter erreichen, 
wird sich rein rechnerisch die Ge- 
burtenrate nochmals halbieren, 
was das Ende bedeuten würde. 
Den Tod können wir nicht besie- 
gen, diese traurigen Macher von 
heute, aber beim Verstopfen un- 
seres Geburtenquells, da sind sie 
groß. 


Es ist daher völlig falsch, wenn 
bei vielen die Meinung vor- 
herrscht, der Kampf gegen die 
Abtreibung sei Sache der Kir- 
chen. Die Kirchen helfen hier 
schon insofern nicht, als sie 
Hauptförderer und Befürworter 
der alliierten Umerziehung nach 
dem Krieg waren, welche allen 
Entartungserscheinungen im fa- 
miliären und nationalen Bereich 
ursprünglich zugrundeliegt. Die 
evangelische Kirche versagt voll- 
kommen, die katholische 
schwimmt ebenfalls im allgemei- 
nen »fortschrittlichen« Fahrwas- 
ser mit. Als der Erzbischof Dyba 
aus Fulda gegen die Abtreibungs- 
seuche »Sturm läuten« ließ, 
wurde er völlig allein gelassen. 
Der Papst hat den südamerikani- 
schen Kontinent zum Erdteil der 
Zukunft erklärt, an der Erhal- 
tung des deutschen Volkes hat er 
keinerlei Interessen, allenfalls 
liegt ihm Polen am Herzen. 


Wie wenig die Kirche auf diesem 
Gebiet bewirkt, zeigt das Bei- 
spiel Italiens, das 1987 die nied- 
rigste Geburtenziffer der Welt 
aufwies, obwohl bekanntlich der 
»Heilige Vater« dort zu Hause 
ist. Im übrigen ist die katholische 
Kirche schon wegen ihres Prie- 
ster- und Nonnenzölibats in Sa- 
chen Ehe und Familie unglaub- 
würdig. 


Nein, es ist Aufgabe der Volks- 
treuen, hier Wandel zu schaffen. 
Dem einseitigen materialistisch- 
liberalen Zeitgeist müssen wie- 
der biologische, geistige und see- 
lische Werte entgegengesetzt wer- 
den. Wir müssen erkennen, daß 
Egoismus und Materialismus 
Krebsschäden sind. 
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I a na Saal? 


| Deutschland 


Der alltägliche 
Holocaust 


Alfred König 


Während der sogenannte Holocaust an den Juden auch heute noch 
die Schlagzeilen in der ganzen Welt beherrscht, wird der alltägliche 
Holocaust in den Massenmedien schlicht und einfach vergessen. Die 
Rede ist von der Abtreibung, vom Mord am ungeborenen Leben. Es 
wird geschätzt, daß es derzeit jährlich weltweit etwa 20 bis 30 Millio- 
nen Abtreibungen gibt, davon alleine rund 300.000 in der Bundesre- 
publik. Dies bedeutet nichts anderes, als daß hierzulande Tag für Tag 
- das Wochenende ausgenommen - etwa 1500mal aus meist niederen 


Beweggründen getötet wird. 


Obwohl das Abtreibungsrecht 
angeblich eine sogenannte Indi- 
kationslösung darstellt, die Ab- 


treibung also auf bestimmten Vor- ' 


aussetzungen beruht, ist es heute 
mehr oder weniger ein generelles 
Abtreibungsrecht. Denn wie an- 
ders ist es zu erklären, daß selbst 
Frauen Abtreibungen gestattet 
werden, deren Männer 10000 
Mark verdienen, die wenig bis 
gar keine Schulden und zwei wei- 
tere Kinder haben. Die soge- 
nannte soziale Indikation sollte 
die Abtreibung eigentlich nur 
‘dann erlauben, wenn durch die 
Geburt eines (weiteren) Kindes 
eine finanzielle Notlage entste- 
hen würde - was durch das welt- 
weit einzigartige deutsche soziale 
‘ Netz ohnehin nicht gegeben ist. 


Nunmehr wird der Druck - etwa 
mit Slogans wie »Mein Bauch ge- 
hört mir« und ähnliches - immer 
stärker, eine generelle Abtrei- 
bungserlaubnis bis zum dritten 
Monat zu gestatten, die 29ER 
nannte Fristenlösung. 


Jetzt ist aber plötzlich wie durch‘ 


ein Wunder die CSU aufgestan- 
den und hat mit ihrer sogenann- 
ten »Ansbacher Erklärung« jegli- 
che Fristenlösung abgelehnt und 
gleichzeitig ein Indikationsmo- 
dell vorgelegt, das eine Abtrei- 
bung (vordergründig) nur noch 
aus zwei Gründen erlaubt: Bei 
Gefahr für das Leben der. Mutter 
und bei einer psychosozialen 
Notlage. Wörtlich heißt es 
hierzu: »Erforderlich ist eine 
Notlage, die so schwer wiegt, daß 
von der Frau die Fortsetzung der 
Schwangerschaft nicht verlangt 
und die Notlage nicht auf andere 
Weise beseitigt werden kann.« 
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Die eugenische Indikation, wenn 
das’Kind also schwere körperli- 


che Schäden hat, sowie die krimi- 


nologische Indikation, also etwa 


‘eine Abtreibung nach einer Ver- 


gewaltigung, stehen in dem Ent- 
wurf der CSU nicht mehr drin. 
Wie sehr dies aber Augenwische- 


rei ist und nur in wenigen Einzel- 


fällen wirklich eine Verschärfung 
der geltenden Regelung dar- 
stellt, geht aus folgendem her- 
vor! 


So sagte die stellvertretende Vor- 
sitzende der Frauen-Union, Ros- 
witha Verhülsdonk, es herrsche 
in allen wesentlichen Fragen zwi- 
schen CDU und CSU Einverneh- 
men. Zwei CDU-Kommissionen 
seien zu ähnlichen Ergebnissen 
gekommen. Die »Ansbacher Er- 
klärung« bedeute keine Verschär- 
fung des  Abtreibungsrechts. 
Selbst ohne die eugenische und 
die kriminologische Indikation 
würde es der Mutter nicht zuge- 
mutet werden, das Kind zur Welt 
zu bringen, wenn dieses »entwe- 
der schwerbeschädigt ist oder ei- 
ner Vergewaltigung sein Leben 
verdankt«, sagte Verhülsdonk in 
einem Interview mit dem »Saar- 
ländischen Rundfunk«. 


Wieder ein 
Zweiklassen-Recht 


Es geht hier gar nicht um die kri- 
minologische oder eugenische In- 
dikation. Bezüglich dieser 
Punkte ist wohl auch aus nationa- 
ler Sicht durchaus Verständnis an- 
gebracht. Dies gilt besonders zu 
einem Zeitpunkt, wo die Verer- 
bungstheoretiker immer sichere 


DE 


Beweise bekommen, daß eben 
‘nicht. die. Erziehung, sondern 


vielmehr das Erbmaterial der we- 


‚ sentliche Punkt ist, der den Cha- 


rakter des Menschen bestimmt, 
die Erziehung diese Punkte ledig- 
ich fördern oder zeitweise unter- 


“ drücken kann. 


Ist es dann aber einer Frau wirk- 
lich zuzumuten, ein Kind zu Welt 
zu bringen, wo ihr Erbmaterial 
mit dem eines Verbrechers ge- 
mischt ist? 


Schwieriger ist die Frage, ob eine 
Abtreibung erlaubt werden soll, 
wenn sich etwa bei einer Untersu- 
chung herausstellt, daß das Kind 
ohne Gliedmaße, mongoloid 
oder sonstwie geschädigt auf die 
Welt kommen würde? Auch hier 
scheint ein Konsens in Richtung 
Abtreibungserlaubnis nach sorg- 
fältigster Beratung durchaus 
möglich. Dann stellt sich aber die 
Frage, warum diese Abtreibun- 
gen, die von der Zahl her ohne- 
hin den deutlich geringsten An- 
teilhaben, dann nach dem Willen 
der CSU aber nicht mehr von der 
Krankenkasse, sondern aus eige- 
ner Tasche bezahlt werden sollen 
-— also quasi ein Zweiklassen- 
recht, das die Reichen begünstigt 
und weniger Begüterte schädigt-. 


Zieht man diese beiden Punkte 
ab, dann bleibt von der »Ansba- 
cher Erklärung« der CSU nicht 
mehr sehr viel übrig. Denn die 
»Soziale Indikation« ist, selbst 
wenn sie nun nicht mehr fest ver- 
ankert ist, im Grundsatz zumin- 
dest nicht unmöglich gemacht 
und auch nur unwesentlich er- 
schwert worden, Zwar sieht die- 
ser Entwurf eine Strafe für denje- 
nigen vor, der »öffentlich« er- 
klärt, einen Arzt zur Feststellung 
der Indikation getäuscht zu ha- 
ben, doch ist dies in der. Praxis 
kaum feststellbar. 


Der vage Versuch mit 
finanziellen Anreizen 


Und in einer Zeit, wo Psycholo- 
gen und Psychotherapeuten 
Hochkonjunktur haben, findet 
sich mit Sicherheit einer, der der 
Frau im Falle einer Geburt 
schwersten seelischen Schaden 
konstatiert und damit eine Ab- 
treibung befürwortet. Ferner ist 
zu erwarten, daß auch für eine 
solche Abtreibung die Kranken- 
kasse zahlen müssen, da es mit 
dem Grundsatz kaum vereinbar 
sein dürfte, daß Krankenkassen 


bei Gefahr eines physischen : £ 


Schadens zahlen müssen, bei der 
Gefahr eines psychischen Scha- 
dens aber nicht. 


Am begrüßenswertesten in der 
ganzen »Ansbacher Erklärung« 
sind die Ausführungen über die 
Ausweitung der Familienförde- 
rung. So solle etwa das Kinder- 
geld weiterentwickelt: werden, 
wobei kinderreiche Familien be- 
sonders berücksichtigt werden 
sollen. Ferner will die CSU eine 
Verlängerung des Erziehungsgel- 
des auf 24 Monate, die Auswei- 
tung des Erziehungsurlaubs mit 
Beschäftigungsgarantie auf drei 
Jahre sowie die Verlängerung des 
Urlaubs zur Pflege kranker Kin- 
der auf zehn Tage für jeden Ehe- 
partner und auf 20 Tage für Allei- 
nerziehende erreichen. 


Heikel ist nur der Punkt eines 
dreijährigen Erziehungsurlaubs, 
da dies besonders die mittelstän- 
dischen Unternehmen vor eine 
Reihe schwer zu lösender Pro- 
bleme stellen dürfte. Auch ist da- 
mit wohl eine Ausweitung der 
Zeitverträge vorprogrammiert, . 
mit entsprechenden negativen 
Auswirkungen auf den Arbeits- 
schutz. Hier wäre eine gewisse 
Unterscheidung von Konzernen 
und Mittelstand angebracht, 
etwa in der Art, daß, sollte diese 
Regelung für ein mittelständi- 
sches Unternehmen zu großen . - 
Problemen führen, derartige 


Frauen in der Arbeitsplatzver- " 


gabe erste Priorität haben, die 
entsprechenden Gelder so lange 
vom Staat gezahlt werden. 


Großteil der Abtreibungen 
aus Bequemlichkeit 


Wenn es der CSU wirklich so 
ernst wäre, warum spricht sie sich 
dann nicht eindeutig lediglich für 
die medizinische Indikation - ge- 
gebenenfalls einschließlich der 
Möglichkeit einer Abtreibung 
nach Vergewaltigung oder bei 
schweren Schäden des Kindes - 
aus — wobei diese ganz ausdrück- 
lich nur bei Gefahr für Tod oder 
schwerem Gesundheitsschaden 
für die werdende Mutter gelten 
muß -, bei gleichzeitigem Verbot 
aller anderen Gründe? 

Denn so steht zu befürchten, daß 
mit den finanziellen Anreizen le- 
diglich der vage Versuch unter- 
nommen werden soll, die weni- 
gen echten auf sozialen Gründen 
basierenden Abtreibungen zu 
verhindern. Denn der Großteil 


« 


der Abtreibungen geschieht doch 
heute mehr oder weniger aus Be- 
quemlichkeit oder weil vergessen 
wurde, die »Pille« zu nehmen. 
Auch.sind die Aussichten dieses 
Vorschlags, im Bundestag eine 
Mehrheit zu finden, von vorne- 
herein zum Scheitern verurteilt. 
So sagte bereits FDP-Vorsitzen- 
der Graf Lambsdorff, dieser Ent- 
wurf habe »nicht den leisesten 
Hauch einer Mehrheitsmöglich- 
keit im Bundestag«. Ähnlich äu- 
Bern sich Vertreter von SPD und 
Grünen. 


Da kaum ein Unions-Politiker 
ernsthaft daran interessiert ist, 
‚seine »persönliche Macht«-etwa 
in Form eines Minister- oder 
Staatssekretärpostens — oder die 
Vorteile, die man als Bundestags- 
mitglied einer Regierungspartei 
hat, wegen der Abtreibung aufzu- 
geben, wird am Ende wohl ein 
Kompromiß stehen, der der »so- 
zial leidenden Mutter« hohe fi- 
nanzielle Anreize in Aussicht 
stellt, die »letzte Verantwor- 
tung«, wie es Bundesfamilienmi- 
nisterin Merkel (CDU) bezeich- 
net, aber bei der werdenden Mut- 
ter beläßt. 


Keine politische 
Konfrontation 


- „Selbst wenn man es den allermei- 


sten CSU-Vertretern und sicher- 
lich auch vielen CDU-Leuten zu- 
gute halten muß, daß sie persön- 
lich eher für eine Verschärfung 
des Abtreibungsrechtes sind, 
. müssen sie sich aber den Vorwurf 

gefallen lassen, in Wirklichkeit 
nicht ernsthaft die politische 
Konfrontation zu suchen. Von da- 
her ist die »Ansbacher Erklä- 
rung« in erster Linie unter dem 
Gesichtspunkt der Bindung kon- 
servativer und nationaler Wähler 
zu sehen, die durch die vorder- 
gründig harte Haltung der Union 
gehalten werden sollen, welche 
dann aber lediglich durch das be- 
sondere Verantwortungsgefühl, 
Deutschland nicht einer rot-grü- 
nen oder rot-gelben Koalition 
überlassen zu können, aufgege- 
ben werden mußte. 


Ein Ende der Abtreibung ist aber 
nicht nur aus moralischen Grün- 
den, sondern auch zum Erhalt 
der Volkssubstanz vonnöten.. So 


- > verzeichnet Deutschland bei ei- 


nem derzeitigen Stand von nur 
etwa elf Geburten auf 1000 Ein- 
wohner per saldo einen Sterbe- 
Überschuß. Den Spitzenplatz bei 


den Geburten erreicht in Europa 
zur Zeit Irland mit 14 Promille. 
Zwar liegt dieser Satz in Frank- 
reich ebenfalls bei 14 Promille, 
nur gibt es keine gesonderte Sta- 
tistik, wie stark hieran die hu- 
derttausende  eingewanderten 
Afrikaner beteiligt sind. Dage- 
gen liegt die Geburtenzahl in 
Uganda und Nigeria bei 50 Pro- 
mille und in Malawi sogar bei 53 
Promille. 


Dies wird dann aber auf Dauer zu 
einem starken Einwanderungs- 
druck in die westlichen Staaten 
führen, zumal es in den vergange- 
nen Jahrzehnten versäumt 
wurde, bei der Entwicklungshilfe 
das Prinzip »Hilfe zur Selbst- 
hilfe« anzuwenden und die struk- 
turellen Probleme der einzelnen 
Staaten in den Entwicklungslän- 
dern dadurch insgesamt nur noch 
vergrößert worden sind. 


Innenpolitisch wird die Schere 
zwischen Jugendlichen und Rent- 
nern immer größer. Dies wird 
zwangsläufig dazu führen, daß 
entweder das Rentenalter hinauf- 
gesetzt wird, der Rentenan- 


spruch geringer wird oder die 
Rentenbeiträge der Arbeitsneh- 
mer deutlich steigen müssen 
(oder ein Mix aller drei Varian- 
ten). 


In einer Gesellschaft, die vom Materialismus und vom Profitstre- 


Ein weiteres trauriges Kapitel zu 
dieser schon fast unendlichen Ge- 
schichte ist deren Behandlung in 


- den deutschen Medien. In denal- 


lermeisten Tageszeitungen, Zeit- 
schriften und Fernsehsendungen 
wird heute mehr oder weniger 
unverhüllt ein ganz klares Votum 
für die Fristenlösung ausgespro- 
chen. 


Die Rolle der 
Massenmedien 


Eine sehr traurige Rolle spielt da- 
bei die »Bild«-Zeitung, die sich 
vollkommen auf die Seite der Ei- 
genverantwortung der »Mütter« 
geschlagen hat und diesen die 
letztendliche Entscheidungsbe- 
fugnis belassen will. 


So schrieb eine gewisse Bo 
Schmitt-Groenke nur zwei Tage 
nach Verabschiedung der »Ans- 
bacher Erklärung« in ihrem 
Kommentar folgendes: »Vor ein 
paar Wochen hat BILD das Foto 
eines zwei Monate alten Em- 
bryos gezeigt: ein winziger, drei 
Zentimeter kleiner Mensch. Mit 
Armen, Beinen, einem Kopf - 
deutlich erkennbar. Ist es Tötung, 
ihn abzutreiben? Oder nicht? 
Die CSU hat gerade beschlossen: 
Es ist Mord! 


ben geprägt ist, haben Kinder wenig Chancen. 


Dieser Meinung kann man sein — 
muß man aber nicht. Vor allem 
kommt es auf die Meinung der 
Frau an. Wenn sie ihr Kind nicht 
will- und es dafür Gründe gibt -, 
muß sie das Recht und die Mög- 
lichkeit haben, innerhalb einer 
Frist fachmännisch behandelt zu 
werden.« 


Man konnte zur »Bild« stehen 
wie man wollte, vor einigen Jah- 
ren hat sie in dieser Frage — und 
auch bei anderen — wenigstens 
noch einen konservativen Stand- 
punkt vertreten, den sie nun aber 
vollkommen dem Zeitgeist geop- 
fert hat. 


Was bei der ganzen Abtreibungs- : 


Diskussion besonders auffällt, ist 
das völlige Stillschweigen des Va- 
ters. Schließlich war er zur Hälfte 
an der Entstehung des neuen Le- 
bens beteiligt. Kann man es dann 
aber wirklich verantworten, der 
Frau alleine die Entscheidung 


darüber zu belassen, ob sie das _ 


gemeinsame Kind zur Welt brin- 
gen will oder nicht? Müßte nicht 
vielmehr bei einem Veto des wer- 
denden Vaters automatisch der 


Grundsatz »Im Zweifelsfalle für 


das Kind« angewandt werden? 
Hat die Frau, weil sie das Kind 
austrägt, denn wirklich eine grö- 
Bere -»Verfügungsberechtigung« 
über das ungeborene Leben? 


Keiner denkt an das 
Leben des Kindes 


Diese Fragen werden heutzutage 
aber praktisch kaum noch ge- 
stellt. Wagt es einer, dann wird er 
mit dem Hinweis »Schließlich ist 
es mein Bauch« abgewiesen. Die 
ganze  Abtreibungs-Diskussion 
wird dabei immer mehr von dem 
eigentlichen Thema weggeführt. 


Heute steht schon fast die Frage 
im Vordergrund, ob man der 
Frau darüber Vorschriften ma- 
chen kann, was sie mit »ihrem« 
Körper anstellt. 


Dabei geht es im eigentlichen 
Sinne gar nicht um den Körper 
der Frau, sondern vielmehr um 
das Leben des Kindes, das die 
Frau dank dem Willen der Natur 
austragen darf. Hiervon wird 
aber aus guten Gründen mehr 
und mehr abgelenkt. Denn eine 
nähere Auseinandersetzung mit 
diesem Punkt würde sicherlich 
manche Leute zu einer anderen 
Entscheidung veranlassen. ID] 
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Der Subven- 


tionsbetrug 
der Bundes- 
regierung 


Alfred König 


Nun ist doch eingetreten, was kaum einer zu hoffen gewagt hatte: die 
Bundesregierung hat die Subventionen um knapp zehn Milliarden 
Mark gekürzt. Allerdings ist dies nur ein kleiner Tropfen auf dem 
heißen Stein. Etwas mehr als sechs Prozent der für 1991 geschätzten 
Gesamtsubventionen von rund 150 Milliarden Mark sind hiervon be- 
troffen - wovon die 5,4 Milliarden Mark aus den gestrichenen Steuer- 
vorteilen aber erst 1994 in das Staatssäckel fließen - und dazu noch 
die falschen oder zumindest nicht richtigen. 


Der Großteil der gekürzten Sub- 
ventionen betrifft nämlich: Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen 

-. (ABM) in den alten Bundeslän- 
dern sowie die Förderung von 
Wohneigentum und den sozialen 
Wohnungsbau. Wenngleich es si- 
cherlich richtig ist, auch hier Kür- 
zungen vorzunehmen, : gibt es 
aber doch viele andere Subven- 
tionen, bei denen eine Beschnei- 
dung dringlicher gewesen wäre, 
als gerade bei diesen beiden 
Punkten, die sich positiv auf den 
Arbeitsmarkt und den Woh- 
nungsmarkt auswirken. 


Streichungen sind 
. reine Augenwischerei 


Hinzu kommt, daß einige der in 
dem Maßnahmenkatalog aufge- 
führten Subventionsstreichun- 
gen in Wirklichkeit reine Augen- 
wischerei sind. So wären die an- 
geblich eingesparten 211 Millio- 
nen Mark Wechselkursabsiche- 
rung ohnehin nicht auf den Bund 
zugekommen, solange der Dol- 
larkurs über 1,60 Mark bleibt. 
. Und damit kann wohl mit einiger 
Sicherheit für dieses Jahr ausge- 
gangen werden. 


Der nordrhein-westfälische Lan- 
desverband des Bundes der Selb- 
ständigen (BDS) hat jetzt unter 
dem Titel »Droge< Subventio- 


‚ nen« eine sehr gute Dokumenta- 
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tion veröffentlicht, aus der her- 
vorgeht, wie das Bundesfor- 
schungsministerium das Geld des 
Steuerzahlers fast schon mit vol- 
len Händen aus dem Fenster 
wirft. Insgesamt haben die zu- 
ständigen Ministerien 1988 insge- 
samt 13,731 Milliarden Mark an 
Forschungs- und Entwicklungs- 
ausgaben ausgegeben - für die 
manchmal sonderbarsten 
Zwecke. 


So heißt es in der Dokumenta- 
tion: »1990 gab der Bund 3,2 Mil- 
liarden Mark für die regionale 
Wirtschafsförderung in der Bun- 
desrepublik aus. Das Ziel dieser 
Gemeinschaftsausgabe, »Einheit- 
liche Lebens- und Wirtschaftsbe- 
dingungen« in ganz Deutschland 
zu schaffen, kann schon allein 
deshalb nicht erreicht werden, 
weil Fördermittel von insgesamt 
13,7 Milliarden Mark zum gro- 
ßen Teil nicht in die struktur- 
schwachen Regionen fließen, 
sondern in Gebiete, die nach den 
Kriterien der Gemeinschaftsaus- 
gabe nicht förderwürdig sind, 
weil sie eine überdurchschnittli- 
che wirtschaftliche Struktur auf- 
weisen. 


Milliarden werden 
weiterhin verschwendet 


Allein die Relation der vom Staat 
verausgabten Mittel für diese bei- 


TREE 


j den Subventionsbereiche 'bele- i 


gen, daß sich die zufließenden 
Subventionen von ihrer struktur- 
politischen Wirkung her gegen- 
seitig aufheben. Es muß davon 
ausgegangen werden, daß die 
Vergabe von Bundesmitteln für 
unterschiedliche Zielsetzungen, 
jedoch mit ähnlichen Wirkungen 
auf die Struktur der einzelnen 
Regionen, sich gegenseitig aufhe- 
ben und somit Milliarden-Be- 
träge verschwendet werden. 


Wie ungleich Forschungsmittel 
des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie auf die 
Republik verteilt werden, bele- 
gen folgende Zahlen: 


1988 flossen allen nach Baden- 
Württemberg und Bayern 46,7 
Prozent der Fördermittel des 
BMFT. Vom Bundesministerium 
für. Wirtschaft flossen knapp 30 
Prozent der für Forschung ver- 
ausgabten Gelder in diese beiden 
Flächenstaaten, und 66,7 Pro- 
zent der Forschungsmittel aus 
dem’ Verteidigungsetat wurden 
von diesen beiden Bundeslän- 
dern vereinnahmt. Damit erhiel- 
ten diese beiden Flächenländer 
allein 6,05 Milliarden Mark an 
Forschungsgeldern. Dies ist fast 
doppelt so viel, wie im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe für 
die gesamte Republik zur Verfü- 
gung stand. Zu diesen For- 
schungsgeldern flossen noch Mit- 


tel aus dem Topf der Gemein- 


schaftsaufgabe nach Bayern und 
Baden-Württemberg. 


Verstärkt werden die regionalen 
Verwerfungseffekte noch da- 
durch, daß die Forschungsmittel 
für die Privatwirtschaft an Groß- 
konzerne vergeben werden und 
damit geographisch punktuell 
wirken. 


Reiche Konzerne 
bekommen Milliarden 


Die sechs größten Zuwendungs- 
empfänger von Forschungsmit- 
teln waren in 1987: MBB mit 
814,5 Millionen Mark, Siemens 
mit 448,7 Millionen Mark, Indu- 
strieanlagen-Betriebs-Gesell- 
schaft mit 223,9 Millionen Mark, 
AEG mit 166,4 Millionen Mark, 
Dornier mit 161,7 Millionen 
Mark und MTU mit 112,2 Millio- 
nen Mark.« 


Insgesamt ergibt dies eine 
Summe von .1,9274 Milliarden 
Mark. Eine Unsumme, wenn 


RE 


‚man bedenkt, daß allein Siemens ‚ 
derzeit einen Liquiditätsbestand = 
von mehreren Milliarden Mark. .: 


ab; 


hat und sicherlich nicht auf Sub- . 


ventionen angewiesen ist. Statt, 


wenn schon, dann die mittelstän- ” 


dische Wirtschaft - die nicht nur 


die Konjunkturlokomotive ist, 
sondern bei der auch die meisten =; 
Personen beschäftigt sind-finan- 
ziell zu fördern, wird reichen ;: 
Konzernen noch mehr Geld in .., 


den Rachen geworfen. 


So betrugen die Ausgaben des B 
Bundes an Gesellschaften und: 


Unternehmen der Wirtschaft, ge- 
messen an Umsatzgrößenklassen 


im Jahr 1987, für die Gruppe mit :r 


mehr als 200 Millionen Mark 
Umsatz 3,591 Milliarden Mark, 
während die Unternehmen mit 
weniger als 200 Millionen Mark 


Umsatz lediglich 1,268 Milliar- : 


den Mark erhielten. 


Allein Daimler-Benz mit einem 
Jahresumsatz von 85,5 Milliar- 


den Mark (1990) und einem Ge- 


winn, der allein im Bereich der 


Pkw- und Nutzfahrzeugproduk- i 


tion 1,5 Milliarden Mark aus- 


machte, erhielt innerhalb der ver- 
gangenen vier Jahre rund 2,2 Mil- 
liarden Mark Subvention. Und 
obwohl die Daimler-Tochter 
AEG für 1990 ein Minusergebnis 
von 214 Millionen Mark aufweist, 
flossen dem Unternehmen in den 
Jahren 1985 bis 1991 allein aus 
dem Bundesforschungsministe- 
rium rund 2,1 Milliarden Mark 
zu. 


Und gerade bei der Subventionie- 
rung von Forschungsaufgaben 
müssen drei Dinge besonders be- 
achtet werden. Zum einen setzen 
diese Subventionen voraus, daß 
das Ministerium weiß, welche 
technischen Entwicklungen auf- 
grund des zu erwartenden Nach- 
fragepotentials als relevant anzu- 
sehen sind. Daneben ist es wegen 


. der hochgradigen Spezialisierung 


dieser Gebiete heute kaum noch 
möglich, nachzuvollziehen, wie, 
wo und wofür die Mittel vor Ort 


tatsächlich eingesetzt worden er 


sind. Damit ist aber auch eine ef- 
fektive Kontrolle praktisch nicht 
mehr gegeben. Einmal gegebene 
Subventionen  verselbständigen 


sich dadurch zu einer Weiterför- . 


derung von Folgeprojekten. 


Der BDS weiter: »Gerade bei 


. Forschungsaktivitäten in Berei- 


chen der Bio-, Weltraum- und - 


Luftfahrtaktivitäten kommt es zu 
Nebenergebnissen mit erhebli- 


chen innovatorischen Prödukten, ° 


die nichts mit dem letztendlich 
angestrebten Ziel der For- 
schungsaktivität zu tun haben. 
Ein simples Beispiel hierfür ist 
die Teflonbeschichtung für Koch- 
geräte, die als Abfallprodukt der 
Weltraumforschung dem Ent- 
wickler dreistellige Millionen- 


'summen durch die Patent- und 


Lizensvergabe eingebracht ha- 


“ ben. Derartige gewinnbringende 


Entwicklungen, die erhebliche 
Gewinne bei den forschenden 


- Unternehmen auflaufen lassen, 
“führen jedoch keinesfalls zu einer 
"Kürzung der staatlichen Förder- 


mittel, obwohl die Einnahmen 


“aus derartigen Zufallsprodukten 


häufig höher sind, als die dem 
Unternehmen zufließenden För- 
dermittel.« 


Beispiele für Steuer- 


5 geldverschwendung 


ur 


Nachfolgend einige der vom 
BDS aufgelisteten Beispiele für 
Steuergeldverschwendung: So er- 
hielt etwa die Deutsche Bundes- 
bahn von 1986 bis 1989 knapp 
1,137 Millionen Mark für eine in 
der Privatwirtschaft ganz übliche 
Bestandsaufnahme von ihr gehö- 
renden Bodenflächen. Alleine 
die Stadt Wiesbaden bekam für 
einen Modellversuch zur Kosten- 
minimierung 888600 Mark Sub- 


-ventionen, also für eine Maß- 


nahme, die eigentlich zum 


Grundwissen eines Betriebswirt- 


schaftsstudenten zählt. 


Die Akademie des Beamtenbun- 
des wurde für das Programm 
.»Einführung neuer Technologien 
in den öffentlichen Dienst. Infor- 


. mations- und Beratungsnetz zur 
. Unterstützung von Personalver- 


tretern« mit 897082 Mark geför- 
dert, obwohl hierzu die Erfah- 
rungsberichte aus der freien Wirt- 
‚schaft hätten übernommen wer- 
den können. Eine 100prozentige 
Tochterfirma des holländischen 
Philips-Konzerns wurde mit elf 


Millionen Mark für die Entwick- 


lung von Tonträgern gefördert. 


Subventionen für 
Parteien-Forschung 


Für die Weiterentwicklung des 
Methanolprojektes für den Ein- 
satz in Autos erhielt VW von 1984 


“bis 1988 knapp 2,107 Millionen 


Mark, Daimler 1988 844145 
Mark und Porsche 234605 Mark. 


‘ Fürdie Eihrichtung von Tankstel- 


len mit: Methanol erhielten von 


1984 bis 1989 Aral 314500 Mark, 
BP 325500 Mark und: Shell 
272750 Mark. Dabei stellt: sich 
natürlich die Frage, warum je- 
weils gleich drei Unternehmen, 
die forschungsmäßig etwa auf 
dem gleichen Stand sind, geför- 
dert werden müssen? 


Der BDS schreibt weiter: »Inner- 
halb des Projektes »Fertigungs- 
technologie Kleben< wurden 
BMFT Fördermittel an 21 Unter- 
nehmen verteilt. Für eine Tech- 
nologie, mit der das Kleben von 
Glas- und Metallteilen erforscht 
werden sollte, gab das Riesenhu- 
ber-Ministerium von 1987 bis 
1989 insgesamt 9,35 Millionen 
Mark aus. 


Unter wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten stellt diese Entwicklung 
erhebliche Kosteneinsparungen 
für die Anwender dieser Techno- 
logie durch den Wegfall von 
Schweißarbeiten in der Fertigung 
dar. Deshalb muß auch in diesem 
Fall unterstellt werden, daß die 
Anwender und Entwickler dieser 
Technologie ein betriebswirt- 
schaftliches Interesse an der Ent- 
wicklung derartiger Produktions- 
innovationen — auch ohne For- 
schungssubventionen -— gehabt 
hätten. Die Forschungsmittel des 
BMFT sind demnach hinsichtlich 
einer Parallelförderung ineffi- 
zient eingesetzt bzw. verschwen- 
det worden.«. 


Aus Rücksichtnahme 
auf die Freunde 


Wer es noch nicht wußte, braucht 


“nur in den Subventionskatalog 
‘der BMFT zu gucken, dann er- 
fährt er, daß auch Parteien For- 


schung betreiben. So erhielt etwa 
die SPD-eigene Fiedrich-Ebert- 
Stiftung knapp 1,2 Millionen 
Mark für das Projekt »Betriebli- 
che Prozesse zur Gestaltung von 
Arbeit und Technik am Beispiel 
der Entwicklung und Einführung 
integrierter Fertigungssysteme.« 
Ob die Stiftung hierfür kompe- 
tent war, danach wurde nicht ge- 
fragt. 


Das dem Bundesverband der 
deutschen Industrie (BDI) zuge- 
hörige Institut der deutschen 
Wirtschaft (TW) erhielt ebenso 
wie das dem DGB gehörende 
Wirtschafts- und sozialwissen- 
schaftliche Institut. (WSI) von 
1984 bis 1989 Subventionen von 
insgesamt rund 12,6 Millionen 


Mark, und zwar für. im ureigen- 


sten Interesse liegende Projekte. 


- Des weiteren erhielten die Ein- 


zelgewerkschaften des DGB zwi- 
schen 1985 bis 1990 Subventio- 


‚ nen von insgesamt rund 10,7 Mil- 


lionen Mark, davon alleine die 
Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen (HBV) mehr 
als 1,8 Millionen Mark für ein 
Projekt zum Thema »Arbeitszeit- 
gestaltung im Groß- und Einzel- 
handel. 


Diese wenigen Beispiele, der 
noch viele weitere folgen könn- 
ten, sollen an dieser Stelle rei- 
chen. Zwar sind es im Einzelnen 
jeweils meist relativ geringe Be- 
träge, jedoch summieren sich 
auch diese sehr schnell zu einer 
beachtlichen Summe. Manche 
meinen sogar, der Staat könnte 
ohne Probleme die allermeisten 
Subventionen von'heute auf mor- 
gen ersatzlos streichen, ohne daß 
ernsthaft die Gefahr besteht, daß 
die deutsche Wirtschaft ernsthaf- 
ten Schaden erleidet, da die Ein- 
zelbeträge hierzu viel zu gering 
sind und bei einem Konzern prak- 
tisch nicht auffallen. Und, wie 
oben dargelegt, erhält die mittel- 
ständische Wirtschaft ohnehin 
die geringsten Subventionen. 


Da man mit den Streichungen 
aber einflußreiche Freunde »vor 
das Schienbein treten« würde, 
verzichtet man eben darauf - die 
Zeche hat der Normalbürger in 
Form höherer Steuern zu zahlen. 
So einfach ist das. 


Dabei gibt es Steuer-Denkmo- 


delle, die so verblüffend einfach ' 


sind, daß sich viele denken, das 
kann doch gar nicht klappen - da- 
bei hat sich in der Vergangenheit 
oft gezeigt, daß die banal klingen- 
den Vorschläge oftmals auch die 
vernünftigsten sind —. 


Höchstverdiener zahlen 
weniger Steuern 


So plädieren einige Steuerfach- 
leute dafür, einfach alle Subven- 
tionen, Vergünstigungen und Ab- 
schreibungsmöglichkeiten abzu- 
schaffen und dafür einen für alle 
private und juristische Personen 
einheitlichen Steuersatz von 25 
Prozent festzusetzen. 


Dies stellt im Gegensatz zum er- 
sten Anschein keine besondere 
Vergünstigung für die Reichen 
und Superreichen dar, sondern 
eine starke Belastung für diese 


‘Personen. Denn oftmals konnten 


sie Jahr für Jahr durch Abschrei- 
bungsmodelle, Verlustvörträge 
aus anderen, eher in das Privatle- 
ben gehörende Bereichen, ihre 
Steuerquote trotz Einkommen in 
Millionenhöhe von den eigentli- 
chen 53 Prozent auf weniger als 
20 Prozent drücken, und oftmals 
brauchten sie auch gar nichts zu 
zahlen oder vielleicht nur 10000 
Mark. Einige Steuerberater be- 
haupten sogar, nur ganz wenige 
Prozent der eigentlich in der 
höchsten Steuerklasse angesie- 
delten Höchstverdiener würden 
auch wirklich so viel Steuern zah- - 
len, weit über 90 Prozent lägen ' 
deutlich darunter. 


Vereinfachung 
des Steuerrechts 


Wenn jetzt aber alle Abschrei- 
bungs- und Steuersparmöglich- 
keiten abgeschafft würden, wür- 
den durch den Pauschalsteuer- 
satz von 25 Prozent jährlich viele 
Milliarden Mark mehr in die 
Staatskassen fließen. Daneben 
gebe es für den Staat noch einen 
Riesenzinsgewinn, da dieser Satz 
bereits in den ersten Monaten 
des jeweils neuen Jahres für das 
vorangegangene Jahr bezahlt 
werden könnte, da die kompli- 
zierten Rechenarbeiten der Steu- 
erberater und die oftmals noch 
viel zeitaufwendigeren Prüfun- 
gen der Steuerbeamten entfallen 
würden. Dadurch könnte auch 
die gesamte Steuerverwaltung 
gestrafft werden. 


Schließlich würden auch viele 
Steuerhinterziehungen entfallen. 
Kaum einer sei bereit, für Zinsen 
aus versteuerten Einkommen 
nochmals mehr als die Hälfte 
Steuern zu zahlen, 25 Prozent 
würden dagegen sehr wohl von 
vielen akzeptiert werden. Neben 
dem höheren Steueraufkommen 
würde der Staat noch Kosten in 
Höhe vieler Millionen, vielleicht 
sogar Milliarden für die Steuer- 
verwaltung sparen, so daß etwa 
dieses Geld gezielt in die Über- 
windung der Massenarbeitslosig- 
keit in den neuen Bundesländern 
gesteckt werden könnte. “ 


Sicher - dieser Vorschlag klingt 
simpel. Aber in ihm steckt vieles, 
was durchaus mehr als nur einen 
Gedanken wert ist. Nur muß be- 
zweifelt werden, daß eine »unse- 
rer« Parteien sich ernsthaft hier- 
mit befassen wird - leider. oO 
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Parteien 


Machtmiß- 
brauch der 
Düsseldorfer 


SPD 


Friedrich Klausner 


Die SPD gehört zu den lautesten Mahnern gegen den »Gläsernen 
Mensch« und gegen angeblich zu laschen Datenschutz. Stets wird 
der Union und der FDP Mißbrauch ihrer Regierungsmacht zu ande- 
ren als von der Verfassung her vorgeschriebenen Zwecken vorgewor- 
fen. Nun hat die nordrhein-westfälischen CDU in einer Dokumenta- 
tion aufgeführt, wie sehr die SPD geführte Landesregierung genau 
das gemacht hat, was sie anderen vorwirft - nämlich massiven Macht- 


mißbrauch betrieben. 


Am deutlichsten wird dies bei 
den sogenannten »xy-Meldun- 
‚gen«. Darunter versteht man, 
wenn ein Ministerium von sich 
aus Meldungen anfertigt und 
. diese den Abgeordneten der Re- 
gierungspartei vorzeitig zur Ver- 
fügung stellt. 


Am 28. Juni dieses Jahres 
schickte das Ministerium für 
° Bauen und Wohnen des Landes 

Nordrhein-Westfalen an die »Ab- 
. ‚geordneten der nordrhein-west- 
fälischen Landtagsfraktion« fol- 
genden Brief - man achte beson- 
ders auf die Anrede -: 


»Liebe Genossinnen und Genos- 
sen, hiermit stellen wir Euch ei- 
nen Entwurf für eine Presseerklä- 
rung. zur Abwicklung des Woh- 
nungsbauprogramms 1991 zu Eu- 
‘ rer freien Verfügung. 


Da die Förderkontingente nicht 
nach Wahlkreisen aufzuschlüs- 
seln sind, gibt es für Städte und 
Gemeinden mit mehr als einem 
. SPD-Abgeordneten eine gemein- 
. same Presseerklärung. Da in den 
nächsten Tagen die örtlichen Be- 
willigungsbehörden-von unserem 
Hause benachrichtigt werden, 
dürfte sich eine rasche Verbrei- 
tung der Meldung empfehlen.« 


Dieses wurde dann von den SPD- 
Abgeordneten auch prompt ge- 
tan, so daß in Zeitungen, etwa 
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der »Siegener Zeitung« vom 8. 
Juli unter Berufung auf SPD- 
Landtagsabgeornete diese Mel- 
dung dann auch verbreitet 
wurde. 


Bekannt geworden ist jetzt auch 
ein Schreiben des: damaligen 
Chefs der nordrhein-westfäli- 
schen Staatskanzlei vom 12. Juni 
1987. Dort heißt es unter dem 


»Betreff: Umsetzung von Partei- 


tagsbeschlüssen«: 


Umsetzung von 
Parteitagsbeschlüssen 


»Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege, der 
SPD-Landesverband NRW hat 
die Beschlüsse des 8. Ordentli- 
chen Landesparteitages den Mi- 
nistern im Dezember 1985 mit 
der Bitte übersandt, diese in die 
Beratungen miteinzubeziehen 
und über den Willensbildungs- 
prozeß zu berichten. Da über die 
Umsetzung der Beschlüsse auf 
dem nächsten Landesparteitag 
am 3./4. Oktober 1987 zu berich- 
ten ist, sind wir gebeten, hierzu 
aktuelle Stellungnahmen abzuge- 
ben. Kopie des Schreibens vom 
4. Juli 1986, Beschlußprotokoll, 
Antragspiegel und Kopien des 
bisherigen Schriftverkehrs sind - 
soweit Ihr Haus betroffen - bei- 


"gefügt. 


Ich bin bereit, die Stellungnah- 


men zu koordinieren und erbitte 
Ihre Beiträge hierfür bis zum 20. 
Juli 1987, damit die für Ende Juli 
beabsichtigte Drucklegung des 
Rechenschaftsberichts eingehal- 
ten werden kann. Zur Vorberei- 
tung von Beschlüssen im Landes- 
vorstand hatten sie bereits eine 
Zwischenbilanz erstellt, die zu 
Ihrer Erleichterung beigefügt 
ist.« 


Sehr aufschlußreich ist auch ein 
Schreiben von Landesumwelt- 
minister Klaus Matthiesen an 
die »SPD-Landtagsabgeordne- 
ten, SPD-Unterbezirks-Vorsit- 
zenden des Ruhrgebiets« vom 12. 
April dieses Jahres. Darin heißt 
es: 


»Sehr geehrte Damen und Her- 
ren Kollegen, sehr geehrte Da- 
men und Herren, die gesicherte 
Entsorgung von Abfällen aus 
dem _ industriell-gewerblichen 
Raum ist eine der wichtigsten Zu- 
kunftsausgaben unseres Landes. 
Einerseits gewinnt sie zuneh- 
mend Bedeutung für unterneh- 
merische Standortentscheidun- 
gen und ist damit aktive Arbeits- 
marktpolitik. Andererseits ist 
gesicherte Abfallentsorgung auf 
hohem technischen Niveau ein 
wesentlicher Beitrag zum Um- 
weltschutz in unserem hoch indu- 
strialisierten Land mit großer Be- 
völkerungsdichte. Das Ruhrge- 
biet hat hierbei eine besondere 
Bedeutung. 


Vor Jahren habe ich deshalb be- 
reits unter Federführung meines 
Hauses das »Rahmenkonzept zur 
Planung von Sonderabfallentsor- 
gungsanlagen« erarbeiten lassen, 
das auf gesicherter Datengrund- 
lage Planungsvorhaben -macht. 
Dieses Rahmenkonzept hat bun- 
desweite Beachtung gefunden. 


Eine 3. Auflage, die den aktuel- 
len Sach-, Wissens- und Plan- 
ungsstand widerspiegelt, wird 
von mir in Kürze der Öffentlich- 


keit vorgestellt werden. Ich hielt 


es für gut und notwendig, vor die- 
ser Veröffentlichung im Kreis 
der Oberbürgermeister, Land- 
räte, SPD-Fraktionsvorsitzen- 
den, Landtagsabgeordneten und 
Unterbezirks-Vorsitzenden aus 
dem Ruhrgebiet Einzelheiten 
der 3. überarbeiteten Auflage des 
Räahmenkonzeptes zu bespre- 
chen.« 


Dabei ist die Landesregierung 
verpflichtet, alle von ihr heraus- 
gegebenen Informationen zeit- 


gleich allen Abgeordneten aller “ 
Parteien zur Verfügung zu stel-  : 


len. Kein Abgeordneter und erst 
recht keine Partei darf hierbei be- 
vorzugt werden. 


Die Spitzel der 
Landesregierung _ 


Am 5. Mai 1985 wurde mit dem 
unterstrichenen Vermerk »so- 
fort« von einem Mitarbeiter der 
nordrhein-westfälischen Staats- 
kanzlei eine anderthalbseitige 
Notiz über den Inhalt einer Wahl- 


kampfversammlung des damali- . 4 


gen CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Dr. Bernhard Worms in Brilon an 
den saarländischen Ministerprä- 
sidenten Oskar Lafontaine ge- 
schickt. 


Worms hatte damals gesagt: »Er 
(Lafontaine; die Redaktion) hat 
gesagt: >Die Verteidigungsge- 
meinschaft NATO und alle, die 
zu dem NATO-Doppelgeschluß 
stehen, sind die geistigen Erben 
von Hitler und Himmler. Sie sind 
Verbrecher.« 


Daraufhin stellte Lafontaine per 
Einschreiben mit Rückschein 
(Registriernummer 714) bei der 
Staatsanwaltschaft Köln Strafan- 
zeige gegen Dr. Worms »wegen 


Beleidigung, übler Nachrede und. 


aller in Frage kommender Straf- 
taten. Zur Begründung nehme 
ich Bezug auf einen Vermerk des 
Chefs der Staatskanzlei des Saar- 


landes vom 6. Mai 1985«, der . 


diese Notiz wohl erhalten hatte. 


Es ist üblich, Parteivertreter zu 


. Wahlkampfveranstaltungen des 


politischen Gegners hinzuschik- 
ken. Es sollte aber nicht selbst- 
verständlich sein, Angestellte der 
Landesregierung, die von den 
Steuergeldern der Bürger be- 
zahlt werden, für parteipolitische 
Dinge zweckzuentfremden. 


Dieser Machtmißbrauch durch 
die SPD ist umso schlimmer, als 
daß sie so etwas immer abstritt 
beziehungsweise andere kriti- 
sierte, etwas derartiges gemacht 
zu haben. Man mache sich nichts 


vor, in Ländern, in denen die. 


CDU mit der FDP oder die CSU 
die Regierung stellt, wird dies 
wahrscheinlich nicht anders sein. 
Dies ändert aber nichts an der 
Verwerflichkeit des Tuns der 


nordrhein-westfälischen Landes- 


regierung. George Orwell mit 
seinem »Big Brother is watching 


_ you« läßt grüßen. JO 


* 


Deutschland KR 
Sparer zahlen 
die Sunden 


# 


der Politiker 


Walter K. Konrads 


Die Kleinen hängt man, die Großen läßt man laufen. Nach diesem al- 
ten Sprichwort hat das Bundesverfassungsgericht mit seinem Urteil 
über die Besteuerung von Zinseinkünften entschieden. Zwar hat es 
- vordergründig den Tenor, für mehr Steuergerechtigkeit zu sorgen. 
Auf den ersten Blick mag das auch so aussehen, allerdings werden 
hierbei zwei Punkte, die wichtigsten Punkte, vollkommen überse- 


hen. 


‚Der erste ist die Frage, warum 
“ überhaupt der Anlage-Ertrag be- 


reits versteuerter Gelder: noch- 


. mals versteuert werden muß. Fi- 
‚nanzfachleute sagen hierzu, daß 
° nicht das versteuerte Geld noch- 


mals versteuert wird, sondern 
daß der Ertrag versteuert wird. 
Und der entstehe dadurch, daß 


.. das Geld zum Beispiel von den 


Banken wieder in: den Wirt- 


‘, ‚schaftskreislauf gebracht wird, 


erfolg 
schaft. 


etwa durch Kredite, und die Zin- 
sen »neugeschöpftes Geld« sind - 


‚selbst wenn dieser Ausdruck ge- 


nau genommen nicht richtig ist —. 
Bei der Aktienanlage profitiere 
der Anleger von dem Wirtschafts- 
»seiner« Aktiengesell- 


Das fehlende Glied in der Argu- 
mentationskette des Fiskus ist 
aber das Risiko, dies trägt der 
Anleger alleine. Wer rege in Ak- 


- tien, Optionsscheinen oder auch 
“ festverzinslichen Werten han- 


delt, darf Verluste nur bis maxi- 
mal der Höhe etwaiger in der 
Spekulationsfrist - sechs Monate 
- angefallener Gewinne geltend 
machen. Ansonsten nicht. 


Dadurch kann sich folgender Fall 
ergeben: Ein verheirateter Anle- 
ger kaufte sich 100 Aktien der 


" XYZ-AG zu je 100 Mark, inve- 


stierte also 10000 Mark. Gleich- 
zeitig hat er ein Sparkonto in 


Höhe von 20000 Mark, auf das er. . 


acht Prozent Zinsen erhält - also 


"1600 Mark -. Diese sind aber we- 


gen des Sparerfreibetrags steuer- 


“.. » frei. Für die Aktien bekommt er 


zehn Mark Dividende, von de- 
nen er als Vorauszahlung auf 
seine Steuerschuld direkt 25 Pro- 
zent Kapitalertragsteuer zahlen 
muß. Er erhält also 750 Mark aus- 
gezahlt, von denen bei einem 
Steuersatz von 30 Prozent noch- 
mals 50 Mark abgehen. Sein Net- 
togewinn liegt also bei 2.300 
Mark - 1600 Mark plus 700 Mark. 


Wegen der Kosten der Einheit 
oder einer im Verlauf des Jahres 
sich verschlechternden Ertrags- 
lage des Unternehmens gibt ihr 
Kurs aber auf 70 Mark nach. Der 
Anleger muß aber seine Aktien 
und sein Sparbuch wegen eines 
Notfalls in der Familie auflösen, 
so daß ihm insgesamt 3000 Mark 
Verlust entstehen, also 700 Mark 
mehr als die Einnahmen ausma- 
chen. Dennoch kann er diesen 
Verlust nicht geltend machen, 
sondern darf brav seine Steuern 
für die Dividende zahlen. Und 
dieses Beispiel ist keine selten 
vorkommende Ausnahme, son- 
dern passiert Jahr für Jahr viele 
tausendmal. Wo bleibt denn da 
aber die Steuergerechtigkeit? 


Was heißt 
Steuergerechtigkeit? 


Wenn einer 500000 Mark festver- 
zinslich anlegt, erhält er dort zur 
Zeit etwa acht Prozent Zinsen, 
also 40000 Mark. Davon »darf« 
er bei einem Steuersatz von 40 
Prozent 16000 Mark Steuern zah- 
len. Bei einer Inflationsrate von 
vier Prozent fällt ohnehin die 


Hälfte des Gewinnes weg, also 
20000 Mark. Bleiben also summa - 
summarum 4000 Mark oder. 0,8 
Prozent effektive Verzinsung üb- 
rig - Sparfreibeträge jetzt einmal 
der Einfachheit halber unberück- 
sichtigt gelassen —. Steuergerech- 
tigkeit? 


Alleine dies sind Gründe genug, 
für eine Steuerfreiheit von Kapi- 
talerträgen zu plädieren oder zu- 
mindest für eine Verzehnfachung 
dieser. Die Bundesregierung 
spricht derzeit aber nur von einer 
Verdoppelung. 


Dieses ändert jetzt aber nichts an 
den Kontrollmitteilungen öder 
der Quellensteuer. Und genau 
dieses sind die Punkte, die der 
Volkwirtschaft erheblichen Scha- 
den beifügen können. Bereits bei 
der 1989 für ein halbes Jahr einge- 


führten zehnprozentigen. Quel- : 


lensteuer sind etwa 70 Milliarden 
Mark ins Ausland abgewandert, 
von denen nur der geringste Teil 
bisher wiederkam. Von daher ist 
die Quellensteuer aufgrund der 
derzeit vorherrschenden akuten 
Finanznöte der Bundesregierung 
wohl von: vorneherein vom Tisch. 
Doch auch bei Kontrollmitteilun- 
gen ist mit einer erheblichen Ka- 
pitalflucht zu rechnen, die wegen 
des hohen Finanzbedarfs wegen 
der (Teil-)Einheit zu großen Pro- 
blemen führen würde. j 


Der andere Weg 
sähe so aus 


Wie könnte eine Regelung nun 
aussehen? Da böten sich vor al- 
lem zwei Punkte an. Der eine ist 
eine etwa bis 1995 begrenzte 


.Steuerfreiheit für Kapitalerträge. 


Dieses würde mit Sicherheit ei- 
nen Kapitalstrom von 100 Milliar- 
den Mark oder mehr nach 
Deutschland nach sich ziehen. 
Und schon wäre die Finanzierung 
der Umstrukturierung Mittel- 
deutschlands wesentlich erleich- 
tert. 

Gleichzeitig würde dies einen 
Zinsrückgang von mindestens ei- 
nen Prozentpunkt, vielleicht 
auch mehr nach sich ziehen. 
Durch die vom Bunde und.den 
Ländern dadurch weniger zu zah- 
lende Zinslast wäre ein großer 
Teil der ausfallenden Steuerein- 
nahmen bereits kompensiert. 


Sinkende Zinsen würden der 
zwar noch immer sehr guten, sich 
aber nichtsdestotrotz bereits 
leicht abschwächenden Konjunk- 


‚steigenden 


tur einen weiteren Schub geben, 
die Umstrukturierung in. den 
neuen Bundesländern erleich- 
tern und damit auch zu deutlich 
Steuereinnahmen 
führen.. Ein . neuer Inflations- 
schub wäre dagegen nicht zu er- 
warten, da der Kapitalstrom in 


die Mark diese stärken und den °‘ 


Dollar sowie andere Währungen 
schwächen würde. Damit würden 
aber die Importe billiger. 


Die zweite Möglichkeit wäre eine 
pauschale Abgeltungssteuer, von 
fünf, maximal aber zehn Prozent. 
Damit wäre dann die gesamte 
Steuerschuld des Einzelnen auf 
Kapitalerträge abgegolten. Wenn 
dies dann noch mit einer allge- 
meinen Amnestie für Steuerbe- 
trüger und -hinterzieher verbun- 
den würde - zwar mag dies wohl 
auf den ersten Blick ungerecht er- 
scheinen, ist aber angesichts der 
vielen Probleme zu rechtfertigen 
-, wäre praktisch keine ‚Steuer- 
flucht zu erwarten. 


Sofern erklärt wird, daß diese Re- ° 
gelung langfristig gedacht ist, 
würde dies noch mehr Kapital 
nach Deutschland ziehen als bei 
der begrenzten Kapitalsteuerfrei- 
heit. Die positiven Effekte wären 
noch um einiges größer, beson- 
ders wenn man noch diejenigen 
berücksichtigt, die ihr Geld dann 
wieder offiziell »arbeiten« lassen 
können und dies nicht irgendwie 
verstecken oder immer hin und 
her umschichten mußten. Alleine 
dies würde über Jahre hinaus den 
niedrigeren Steuersatz weit über- 
kompensieren. Die'vielen negati- 
ven Aspekte von Kontrollmittei- 
lungen, wie skizziert, wären 
ebenfalls vom Tisch. 


Dies würde auch eine wirkliche 
Gleichstellung von Klein- und 
Großsparern ergeben. Denn der 
kleine Sparer mit seinen viel- - 
leicht 50000 bis 100000 Mark - 
trotz dieser recht hoch klingen- 
den Summe. ist dieser Anleger 
noch zu den Kleinsparern zu 
rechnen - hat bei einer europäi- 
schen Harmonisierung der Steu-' 
ersätze keine Chance mehr sein 
Geld sicher vor dem Fiskus zu 
»parken« - der Kleinstsparer oh- 
nehin, nicht -, der Großanleger _ 
mit seinen vielen.Millionen Mark 
kann sein Geld aber in einer 
Steueroase, etwa den Cayman Is- 
lands oder den Bahamas zu ei- 

nem weit geringeren Steuersatz 

anlegen. Dieser Weg ist aber für 

Klein- und Kleinstsparer nicht : 
gangbar. I 
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des 


»gläsernen 


Walter K. Konrads 


Menschen« 


Was viele Menschen sich nicht vorstellen konnten, der »gläserne 


"Mensch«, so wie er in George Orwells Schreckensvision »1984« be- 


schrieben wird, droht in Deutschland noch nicht einmal zehn Jahre 
später’ weitgehend wahr zu werden. Ausgelöst wurde dies durch die 


- Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Juni dieses 


Jahres, worin die Bundesregierung aufgefordert wurde, bis zum 
1Janunar 1993 gleiches Recht für alle bei der Zinsbesteuerung zu 


schaffen. 


Was von vielen Kleinsparern, 
Linken oder Gewerkschaften 


- zum Teil euphorisch begrüßt 
. wurde, schlug aber nur kurz dar- 


auf ins genaue Gegenteil um. 
Schlimm genug auch für den 
Kleinsparer war, daß die Aktien- 
kurse auf breiter Front sanken. 
Noch schlimmer für die ganze 
Volkswirtschaft waren die im An- 
schluß an’ dieses Urteil massiv 
Zinsen. Und am 
schlimmsten für alle die Konse- 
quenzen, die sich aus eben die- 
sem Urteil ergeben. 


Eine Aushöhlung des 


Bankgeheimnisses 


Der Schlüsselsatz lautet wie 
folgt: » Es kann dahinstehen, ob 
der Informationszugriff auf pri- 
vates Finanzkapital und seine Er- 
träge als Vorgang des marktoffe- 
nen Erwerbs ...überhaupt vom 


Gewährleistungsinhalt des ver- . 


fassungsrechtlichen Datenschut- 


zes erfaßt werden.« 


In der »Wirtschaftswoche« sagte 
der Kölner Steuerfachanwalt 
Günther Felix hierzu: Die Verfas- 
sungsrichter erkennen an, daß 
»steuerliche ... Auskunftspflich- 
ten mit den Grundrechten von 
Banken und Bankkunden verein- 
bar« sind. 


Die meisten Vorschläge, wie der 
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Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts am besten Genüge 
getan werden kann, sehen näm- 
lich eine Aushöhlung des Bank- 
geheimnisses vor. So sieht ein 
Entwurf sogar vor, daß die Geld- 
institute künftig nach Eröffnung 
eines Kontos dieses sofort dem 
Finanzamt melden müssen. 
Andere Entwürfe wollen Kon- 
trollmitteilungen - die einen for- 
dern diese unabhängig vom Be- 
trag, andere erst ab’ einem Min- 


-destbetrag -- von den Banken, 


Sparkassen und Postgiroämtern 
sowie Vermögensverwaltungen 
an den Fiskus, einige wollen 


: diese auf Stichproben beschrän- 
‚ken, andere plädieren wieder für 


eine Quellensteuer. Ein neuerer 
Vorschlag will nur die Realzinsen 
versteuern, also den Nominalzins 
minus der Inflationsrate. 


Alle haben aber eins gemeinsam, 
alle Konten werden aufgedeckt - 
besonders bei der .obligatori- 
schen Meldung seitens der Ban- 
ken - beziehungsweise muß beim 
Stichprobenverfahren jeder- 
mann mit einer Aufdeckung sei- 
nes Kontos rechnen. Na und, 
werden jetzt viele sagen. Bei mei- 
ner Steuererklärung erfährt das 
Finanzamt sowieso, auf welches 
Konto sie das Geld überweisen 
sollen oder bei einer Nachzah- 
lung erkennen sie mein Geldinsti- 
tut anhand des Überweisungsfor- 
mulares. 


Das mag richtig sein. Nur werden 


damit automatisch auch etwa An- 
sparkonten für die Kinder aufge- 
deckt, das Konto, das sich die 
Frau eines geizigen Mannes ein- 


gerichtet hat, um wenigstens ein 


paar Mark für sich auf die hohe 
Kante zu legen, durch ein Konto 
in einer anderen Stadt als dem 


‚Wohnort macht man sich dann di- 


rekt verdächtig. Erhält das Fi- 
nanzamt dann noch die Möglich- 
keit, was durch diesen Entscheid 
und bei einem entsprechenden 
Gesetz möglich ist, in die Konten 
zu gucken, können die Kontakte 
unliebsamer Personen, unter- 
sucht werden - ein entsprechen- 
der Grund findet sich immer -. 


Doch es geht nicht nur um die 
Banken; auch auf andere Berei- 
che des Lebens hat dieses Urteil 
gravierende Auswirkungen. 
Denn wenn die bisherige laxe Er- 
fassung der Zinseinkünfte verfas- 
sungswidrig ist, müßte dies für 
andere Bereiche auch gelten. 


Etwa für die Rentenempfänger. 


Wie nicht allgemein bekannt, 
muß auch der sogenannte Er- 
tragsanteil der Rente versteuert 
werden. 


Es geht nicht nur 
um die Banken 


Zwar ist dieser recht gering, 
wenn man mit 60 Jahren - Er- 
tragsanteil 25 Prozent-oderälter 
in Rente geht, so daß derjenige in 
den allermeisten Fällen durch die 
Freibeträge und den ohnehin 
steuerfreien Betrag nicht in die 
Einkommenssteuerpflicht rutscht, 
allerdings sieht es bei berufstäti- 
gen Witwen schon etwas anders 
aus. 


Wenn sie zum Zeitpunkt des To- 


des ihres Mannes erst 40 Jahre alt 
waren, liegt der Ertragsanteil 
noch bei 42 Prozent, muß also 
fast die Hälfte der Witwenrente 
versteuert werden. Liegt diese 
Rente sehr hoch, hat die Frau 
dann auch noch ihr Leben lang 
gearbeitet und gut verdient, dann 
kommt sie schnell mit dem ein- 
kommenssteuerpflichtigen Er- 
tragsteil über den einkommens- 
steuerfreien Grundbetrag, spe- 
ziell wenn sie noch Einkünfte aus 
Kapitalvermögen hat. 


Zur Prüfung der ordentlichen 
Versteuerung müßte das Finanz- 
amt dann entweder auch hier wie- 
der in die Konten gucken oder 
sich die entsprechenden Daten 


von den Rentenanstalten geben x 


lassen. 


der Verwaltung 


Hinzu kommen dann noch Kon- . 
trollmitteilungen der Banken, 
wenn zwischen Ankauf und Ver-. 
kauf von Wertpapieren weniger . 


als sechs Monate verstrichen 
sind. Betriebsprüfungen müßten 
auch bei kleineren Betrieben in 
regelmäßigen recht kurzen Ab- 
ständen erfolgen. Dies ist nur 
durch eine riesige Aufblähung 
des Verwaltungsapparates mög- 
lich, wodurch der »totale Staat« 
und die totale Überwachung des 
Einzelnen wieder näher gerückt 
ist. 


Noch schlimmer wird es aber, 
wenn ein Gesetzentwurf »über 
das Aufspüren von Gewinnen aus 
schweren Straftaten« (Gewinn- 
aufspürgesetz) aus dem Bundes- 
ministerium im Herbst wirklich 
verabschiedet werden sollte. 


Nach dem Entwurf vom 5. April 


1991 fallen alle Banken, Leasing- 
Gesellschaften, Kreditkarten- 
Unternehmen, Geldwechsler, 
Vermittler von Wertpapierge- 
schäften sowie Vermögens- und 
Unternehmensberater darunter. 
Auch Spielbanken, Hotels sowie 
Groß- und Einzelhandel müssen 
dann »identifizieren« und, logi- 
sche Folge hiervon, dem Finanz- 
amt melden. 


Diese Institute sind dann ver- 


pflichtet, alle Kunden zu »identi- 


fizieren«, die Bargeschäfte von 
30000 Mark und mehr abschlie- 
Ben. Für »sonstige Gewerbetrei- 
bende« gilt eine Grenze von 
50000 Mark. Damit-keiner auf 
die Idee kommt »Na gut, dann 
mache ich eben wieder Rechnun- 
gen von 29999 Mark« muß auch 
dann gemeldet werden, wenn es 
eine offenkundige Verbindung« 
zwischen zwei oder mehreren 
Transaktionen gibt; selbst wenn 
sie Monate auseinander liegen. 


Beispiel: Wenn einer alle zwei 
Monate 12000 Mark auf sein 
Konto einzahlt, muß spätestens 
im sechsten Monat die Registrie- 
rung erfolgen. Damit nun keiner 
auf die Idee kommt, den Onkel 
aus Amerika, der gerade zu Be- 


. such ist, schnell ein Gemälde für 


40000 Mark bar kaufen zu lassen, 
muß sich der Händler dann noch 
erkundigen, ob derjenige »für ei- 
gene Rechnung handelt«. Tut er 


en RE ans 


. * dies nicht, muß er Angaben über 
die Person machen, in deren Auf- 
‚trag er kauft. 


Eine besondere Regelurig gibt es 
noch für Versicherungen. Diese 
haben, so der Entwurf, »zuvor 
den Vertragspartner und den Ver- 
sicherten zu identifizieren, wenn 
. die Höhe der im Laüfe des Jahres 
zu zahlenden periodischen Prä- 
mie 2000 Mark übersteigt« oder 
die einmalig zu entrichtende Prä- 
. mie mehr als 5000 Mark beträgt. 


Angeblich ein Kampf 
gegen die Drogen-Mafia 


Nach einer Mitteilung des Bun- 
desverbandes deutscher Banken 
fallen alleine bei den Kreditinsti- 
tuten jährlich rund 20 Millionen 
Bartransaktionen ‚von 20000 
Mark und mehr an. Hierzu kom- 
men noch die vielen Millionen 
Fälle im Handel und bei Spiel- 
banken. 


Der Gesetzgeber begründet die- 
sen Entwurf mit dem Kampf ge- 
gen die Drogenmafia. Experten 
halten den Betrag von 30000 
‚Mark aber für viel zu niedrig, 
wenn es wirklich nur um die Dro- 
‚genmafia gehen sollte. Ihnen zu- 
folge hätte es ausgereicht, Ver- 
-:träge mit einer hohen Einmal- 
.. Zahlung in bar, etwa 50000 
“.. Mark, in die Ausweispflicht zu 


““nehmen. Von daher vermuten 


Banker, der Staat wolle damit 
auch in die Geldbeutel seiner 
Bürger Einblick erhalten. 


Angesichts dessen stellt sich 
zwangsläufig die Frage nach ei- 
ner, überspitzt ausgedrückt, 
Komplizenschaft von Bundesver- 
fassungsgericht und Bundesre- 
gierung. Denn nach dem Grund- 
gesetz liegt die Legislative, also 
die Gesetzgebung, ganz alleine 
bei der Bundesregierung. Die 
Aufgabe des Bundesverfassungs- 
... gerichts ist eigentlich »nur«, bei 
„einer eventuellen Klage die be- 
“treffenden Gesetze auf ihre Ver- 
fassungsmäßigkeit zu überprü- 
fen. 


Gerichte entfernen sich 
von den 
‚ eigentlichen Aufgaben 


In dem Fall um die Zinsbesteue- 
rung ist das höchste deutsche Ge- 
richt aber hierüber weit hinausge- 
gangen. Sie entschieden nicht 
nur »die derzeitige Erfassung der 


Zinseinkünfte. ist verfassungswi- 
drig«, sondern stellten dem Ge- 
setzgeber sogar eine Frist, näm- 
lich bis zum 1. Januar 1993, bis zu 
der dies abgestellt werden müsse. 
Gleichzeitig schlugen sie die Ein- 
führung einer Quellensteuer 
und/oder Kontrollmitteilung vor. 


Dies geht aber weit über das hin- 
aus, was die »Väter des Grundge- 
setzes« beabsichtigten. Über- 
haupt ist in der Bundesrepublik 
derzeit eine Tendenz weg von der 
Tat-Rechtssprechung hin zur Fol- 
gen-Rechtssprechung feststell- 
bar. 


Ein kleines Beispiel hierfür: 


Wenn ein Autofahrer, weil er viel- 
leicht gerade vor sich hin- 
träumte, bei Rotlicht über die 
Ampel fährt und ein Unfall mit 
einem gerade die Kreuzung pas- 
sierenden Auto passiert, richtet 
sich die Strafe meistens nach der 
Zahl der Insassen in dem ande- 
ren Wagen. Sind vier Verletzte zu 
beklagen, fällt die Strafe höher 
aus, als wenn nur ein Fahrer in 
dem Wagen saß. Dabei müßte in 
beiden Fällen die Strafe gleich 
hoch sein, da strafrechtlich nur 
die Tat, nicht aber die Folgen di- 


ser Tat bestraft werden sollen. 


Dies ist dann etwas für die Zivil- 
gerichte, etwa im Fall von 
Schmerzensgeld. 


Vor dem totalen 
Überwachungsstaat 


Die Gerichte entfernen sich da- 
mit immer mehr von ihrer eigent- 
lichen Aufgabe und maßen sich 
mehr und mehr selber gesetzge- 
bende Rechte an. So erlangt bei- 
spielsweise eine Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes zum 
Straßenverkehrsrecht heute 
praktisch Gesetzeskraft und der 
Autofahrer ist verpflichtet, dies 
in sein Fahren miteinzubeziehen. 


Kurzum: Wenn die oben skizzier- 
ten Punkte verwirklicht werden - 
und die Gefahr hierfür ist leider 
sehr groß -, dann können staatli- 
che Stellen jeden Bürger nahezu 
lückenlos überwachen. Selbst 
wenn dabei einige Steuerhinter- 
zieher oder Schwarzabrechner er- 
wischt werden, ist der Preis, der 
hierfür zu zahlen ist, vielzu hoch. 


Vor dem totalen Überwachungs- 
staat, so wie ihn George Orwell 


beschrieb, wären wir dann nur 


noch ein kleines Stückchen weit 
entfernt. 2 
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Banker- 
Journal 


Was ist 
günstiger: 
‚Bargeld, 
Karte oder 
Scheck? 


Ein Reisender verläßt Brüssel 
am 11. Dezember 1990 mit 50.000 
BF in der Tasche, hält sich in zehn 
EG-Städten auf: zunächst Du- 
blin, dann London, Paris, Ma- 
drid, Lissabon, Mailand, Athen, 
Berlin, Kopenhagen und: Den 
Haag. Jedesmal wechselt er sein 
ganzes Geld in örtliche Währung 
um, jedoch ohne etwas auszuge- 
ben. Dann kehrt er nach Brüssel 
zurück und wechselt erneut sein 
Geld. Er muß feststellen, daß er 
kaum mehr als die Hälfte, näm- 
‚lich 25.241 BE, in der Tasche hat. 
Der Reisende ist zwar erfunden, 
aber die Zahlen sind echt. Sie be- 
‚ finden sich in einem umfangrei- 
chen Bericht des Europäischen 
‘Büros der Verbraucherverbände, 
das im Auftrag der EG-Kommis- 
sion die Kosten der grenzüber- 
schreitenden. Zahlungsmittel in 
der Gemeinschaft feststellen 
sollte. 


Das Abenteuer des unglückli- 
chen Reisenden, der bei jeder 
Etappe im Schnitt fünf Prozent 
seines Geldes verlor, gibt in die- 
sem Bericht den Ton an: Im Eu- 
ropa der Zwölf ist das Reisen 
kaum zwei Jahre vor Offnüng der 
Grenzen auch dann noch teuer, 
wenn man nichts einkauft. Was 
obendrein frustierend wirkt, ist 
die Tatsache, daß der Reisende 
praktisch nicht in der Lage ist, 
den Schaden zu begrenzen, denn 
er kann weder den günstigen 
Wechselkurs noch das billigste 
Zahlungssystem aussuchen. Die 
Banken und Wechselstellen las- 
sen sich nämlich bei diesem Ge- 
schäft nicht in die Karten gucken. 


Die Verfasser der Studie haben 
die verschiedenen, dem Urlau- 
ber oder Verbraucher: in einem 
EG-Land im allgemeinen zur Ver- 
fügung stehenden Zahlungsmög- 
lichkeiten untersucht. Ergebnis: 
Alle haben ihre Probleme. Beim 


Bargeld ist der Wechsel oft mit 
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sionsbedingungen verbunden, 
was einen Vergleich der Sätze 
zwischen Abreise- und Ankunfts- 
land wie zwischen Banken und 
Wechselstuben äußert erschwert. 
Letztere können bis zu 18 Pro- 
zent der gewechselten Summe 
einkassieren. 


Noch schwerer zu durchschauen 


sind die internationalen Zah- 
lungskarten. Diese internationa- 
len Kartensysteme - Visa, Euro- 
card/Mastercard, American Ex- 


press, Diners Club - erklären 


nicht immer deutlich, wie sie die 
Wechselkurse festlegen. Außer- 
dem informieren die Banken den 
Verbraucher nicht immer dar- 
über, nach welchen Kriterien — 
Wechselkurs, Provision - die 
Konten der Karteninhaber bei 
Zahlungen in einem anderen 
Land belastet werden. Zahlrei- 
che Verträge bestätigen sogar 
schwarz auf weiß, wenn auch mit 
eleganten und juristischen For- 
mulierungen, daß die Bank auf 
diesem Gebiet so ziemlich alles 
machen kann, was sie will. 


So sind die American-Express- 
und Diners-Club-Karten im glei- 
chen Land dem gleichen System 
unterworfen, unabhängig davon, 
welche Bank Herausgeber ist, 
während die Zahlungsbedingun- 
gen für Visa-Karten je nach Bank 
verschieden sind. Ab März 1991 
kam eine britische Eigentümlich- 
keit dazu: Die Händler jenseits 
des Ärmelkanals können höhere 
Preise verlangen, wenn der 
Kunde mit einer Karte zahlt. 
Schließlich sind die Karten nicht 
überall gleichermaßen verbreitet 
und akzeptiert: im vergangenen 
Dezember gab es über 25 Millio- 
nen Visa-Karteninhaber in Groß- 
britannien, aber kaum mehr als 
eine Millionen in Deutschland. 


Die Euroschecks, die insbeson- 
dere in Deutschland und den Be- 
neluxländern verbreitet sind, ha- 
ben ungefähr dieselben Nach- 
teile wie internationale Karten. 
Zu beachten ist, daß Bargeldab- 
heben mit einem Euroscheck in 
einer Wechselstube bis zu neun 
Prozent zusätzliche Kosten verur- 
sachen kann und die Zahlung mit 
einem Euroscheck besonders in 
Frankreich sehr teuer ist. 


Die Reiseschecks sind zwar ge- 
gen Diebstahl und Verlust gesi- 
chert, aber dafür zahlt man meist 
hohe Provisionen. Außerdem 
werden sie nur von relativ weni- 
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: gen . Händlern angenommen. 


Schließlich sind noch die interna- 
tionalen Postschecks zu erwäh- 
nen, die in allen Postämtern der 
Gemeinschaft für Geldauszah- 
lungen akzeptiert werden, aber 
nur in sechs Mitgliedsländern 
ausgegeben werden: Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Nie- 
derlande, Großbritannien und 
Dänemark. Auch hier ist der 
Wechselkurs oft ein Mysterium. 


Ruf nach einem 
Marschall-Plan 
für Moskau 


Der _Bundesverkehrsminister 
Günther Krause und der leitende 
Angestellte der Deutschen 
Bank, Georg Krupp, haben zu ei- 
ner Marschall-Plan-ähnlichen 
Hilfe für die Sowjetunion aufge- 
rufen. Es geschah zu einem Zeit- 
punkt, wo der Internationale 
Währungsfonds (IWF) den Be- 
schluß gefaßt hatte, daß der So- 
wjetunion keine weiteren Hilfe- 
leistungen mehr gewährt werden 
sollen. . 


Krause erinnerte an einen frühe- 
ren Beschluß zur Bildung eines 
Sonderfonds für den Handel mit 
den Sowjets, der wie ein Swing- 
kredit nach dem Muster der Mar- 
schall-Plan-Kredite für Deutsch- 
land nach 1945 funktionieren 


- könne. 


Krupp hoffte, daß auf der Sit- 
zung der Gruppe der Sieben der 
Gedanke an einen Marschall- 
Plan für die Sowjetion in der Grö- 
ßenordnung von 18 Milliarden 
Dollar wiederaufleben könnte. 
Krupp und der Direktor der 
Bank für Osteuropa gaben beide 
ihrer Besorgnis über die wach- 
sende Auslandsschuld der So- 
wjets und ihrer Unfähigkeit, Zah- 
lungen an Exporteure zu leisten, 
Ausdruck, hoben jedoch trotz- 
dem hervor, daß die UdSSR 
Hilfe aus dem Westen dringend 
brauche. 


Lockheed holt 
großen Düsen- 
Jjäger-Auftrag 
herein 

Die US-Air Force gab bekannt, 


daß ein von der Firma Lockheed*" 


angeführtes Raumfahrt-Konsor- 


‚tium die Generalunternehmer- : 


Mannschaft für den Advanced : 
Tactical Fighter : (verbesserter 
taktischer Jäger) sein wird. Das. : 
ATF-Programm in Höhe von 65 
Milliarden Dollar für 750 Düsen- ; 
jäger wird wahrscheinlich der 
letzte große Verteidigungsauftrag ° 
der USA in diesem J ahrhundert 
sein. 


Lockheed, Boing und General ' 
Dynamics haben sich zu einer 
Mannschaft zusammengeschlos- 
sen, um den YF-22 zu bauen, mit : 
Schwerpunkt auf Wendigkeit im 

Luftkampf, unter Verwendung ' 
von Vierschwanzflächen und 
Schubvektor-Motordüsen, um : 
beim Geradeaus - und Horizion- 
talflügen einen Angriffswinkel 
von 60 Grad beizubehalten. 


Diese Fähigkeit ermöglicht es , 
dem Flugzeug, in das Mannöver . 
eines gegnerischen Flugzeugs. 
hineinzudrehen und es. abzu- 
schießen. 


Northrop und McDonnell Dou- 
glas haben die YF-23 gemeinsam 
gebaut, bei der es mehr als bei » 
der YF-22 auf Geschwindigkeit: ° 
und »kaum wahrnehmbare« (Ste- . 
alth) Technologie ankommt, un- - 
ter der Annahme, daß die revolu- . 
tionäre Fähigkeit der YF-23, sich 
an einen Gegner heranzuschlei- 
chen, den Luftkampf in den Ab- 
falleimer der Geschichte verwei- 
sen wird. 


Beide Flugzeuge können mit 
Überschallgeschwindigkeit - flie- 
gen; die YF-22 mit Mach, 1,56 
und die YF-23 mit Mach 1,43, ob- - 
wohl die Höchstgeschwindigkeit 
bei der YF-23 höher ist. Bislang 
hatten alle Militärflugzeuge, mit 
Ausnahme der SR-71 Blackbird 
von Lockheed - im vergängenen 
Jahr aus dem aktiven Dienst ge- 
nommen - Ultraschallgeschwin- 
digkeiten. 


Beide Flugzeuge verwenden Ste- 
alth-Technologie, um ihre Radar- 
Erkennung auf ein Tausendstel 
der einer F-15, des derzeitigen 
amerikanischen Front-Jägers, 
der jetzt fast 20 Jahre alt ist, zu 
verringern. Das »Wall Street 
Journal« berichtete, daß die Ver- 
lierer des Wettbewerbs, Nor- 
throp und McDonnell Douglas, 
wahrscheinlich die Fähigkeit, 
fortschrittliche Militärflugzeuge 
zu bauen, verlieren werden. U 


Schuldenerlaß 
soll Afrikas 
Demokratien 
fördern 


Ohne Schuldenerlaß und Ent- 
wicklung seiner Volkswirtschaf- 
ten hat die Demokratie in Afrika 
keine Chance. Solange die Gläu- 
bigerländer Afrikas des Klubs 
von Paris sich weigern, die afrika- 
nischen Schulden abzuschreiben, 
gibt es wenig Hoffnung auf wirk- 
lichen Erfolg. 


Die Demokratiebewegung, die 
in einigen afrikanischen Staaten 
die Macht übernommen hat oder 
sie jetzt übernimmt, wird ohne 
die Perspektive einer Wirtschafts- 
entwicklung in einer Sackgasse 
enden. Kurz gesagt, ein Fehl- 
„schlag des demokratischen Expe- 
riments ist bereits vorprogram- 
. miert. 


Afrikas Status als bloßer Liefe- 
. rant von Rohstoffen an die indu- 
strialisierte Welt muß geändert 
‚ werden. Afrika braucht Industrie 
- um Fertiggüter herzustellen, dies 
würde die afrikanischen Wirt- 
‚schaften von ihrer derzeitigen 
Abhängikeit von den Weltroh- 
° stoffmärkten, die außerhalb ih- 
“rer Einflußbereiche liege, be- 

freien. oO 


Gorbatschow 

studiert 

Japans Wirt- 
schaftsmodell 


Das japanische Wirtschaftsmo- 
dell wird derzeit in der Sowjet- 
union ernsthaft studiert, gab 
Staatspräsident Michail Gorbat- 
schow in einer Ansprache vor ja- 
panischen Geschäftsleuten in To- 
kio bekannt, die die »Prwada« 
jetzt veröffentlichte. »Die Me- 
chanismen des Marktes reichen 
. von sich aus nicht aus, wenn man 
. über eine Periode der Krise re- 
det.« 


Gorbatschow stellte fest: »Wir 
- sind uns darüber im klaren, daß 
. es Probleme gibt, denen unsere 

Wirtschaft nicht gewachsen ist. 
“Eines davon hat sich unter den 

Bedingungen eines überzentrali- 

sierten Befehlssysterns, das and- 


dere nach den Gesetzen des 
Marktes entwickelt. Wenn auch 
gesagt werden muß, daß wir be- 
obachten, daß es auch in Japans 
Wirtschaft Elemente des Zentra- 
lismus gibt. Das ist für uns sehr in- 
teressant. : 


Wir müssen lebhaftes Geschäft, 
Unabhängigkeit, Demokratie 
und wirtschaftliche Freiheit mit 
Elementen des Zentralismus kom- 
binieren, vor allem was den wis- 
senschaftlich-technischen Fort- 
schritt, Kapitalbildung, um die 
Strukturpolitik zu verwirklichen, 
und so fort betrifft. 


Wir schätzen den japanischen 
Rat, weil dies die Meinung sehr 
kompetenter und versierter 
Leute ist. Darüber hinaus haben 
sie ihre eigene jüngste Ge- 
schichte der »Perestroika<«, der 
tiefgreifenden Modernisierung in 
ihrem eigenen Land.« 


Gorbatschow fuhr fort: »Eine 
Studie der Erfahrungen vieler 
Länder, die Stadien tiefgreifen- 
der Modernisierung und des 
Übergangs zu einer Marktwirt- 
schaft und bedeutender struktu- 
reller Veränderungen durchlau- 
fen haben, zeigt uns, daß das Mo- 
dell irgendeines anderen nir- 
gendwo in reiner Form übernom- 
men worden ist. Das Beispiel Ja- 
pan scheint mir dies zu bestäti- 
gen. Einerseits hat sich die japan- 
siche Gesellschaft geöffnet, um 
all die Errungenschaften der Zi- 
vilisation zu absorbieren; aber 
andererseits hat sie versucht, sie 
mit den Traditionen, dem Cha- 
rakter, der Erfahrung und den 
Realitäten des eigenen Landes zu 

oO 


kombinieren.« 


Malaysia greift 
US-Plan 

für G-7- 
Kontrolle an 


Malaysias »Business Times« 
lobte Deutschland und Japan we- 
gen deren Weigerung, sich in der 
Sitzung der fortgeschrittenen In- 
dustriestaaten der Gruppe der 
Sieben (G-7) dem Druck der 
USA zu beugen, ihre Zinssätze 
zu senken. Die Länder des Ent- 
wicklungssektors sind darüber er- 
leichtert,- daß Tokio und Bonn 
»bei der Stange geblieben sind«, 
schreibt die Zeitung. 


“Nichtsdestoweniger, fährt der 


Leitartikel fort, herrscht große 
Beunruhigung darüber, daß die 
»USA jetzt wollen, daß die G-7 
über die Wirtschaftssphäre hin- 
ausgeht und sich auch in die poli- 
tische Arena wagt«. Erzitiert den 
Staatssekretär im amerikani- 
schen Außenministerium, Ro- 
bert Kimmit, dahingehend, daß 
die USA wünschen, daß die G-7 
»häufiger zusammentreten sol- 
len, um unsere Reaktion auf die 
jeweilige Lage zu gestalten, zu- 
künftige Krisen vorauszusehen 
und abzuwenden und eine brei- 
tere Politik zu betreiben«. 

Die »Business Times« schreibt: 
»Der Sicherheitsrat der Vereinig- 
ten Nationen traf eine Fehlent- 
scheidung, als er den Vereinigten 
Staaten erlaubte, sich an die 
Spitze gemeinsamer Streitkräfte 
zu stellen, um den Irak aus Ku- 
wait zu vertreiben, anstatt sich 
um eine UN-Steitmacht zu bemü- 
hen, um diese Aufgabe zu bewäl- 
tigen. Diese Handlung und der 
Sieg, den Washington für sich'in 
Anspruch nimmt, seiihnen offen- 
sichtlich in den Kopf gestiegen. 
Washington versuche, die vom 
Golfkrieg erzeugte Schwung- 
kraft auszunutzen, um einen Su- 
perrat von nur sieben Nationen 
ins Leben zu rufen, der darüber 
entscheidet, was in der Welt rich- 
tig und was nicht richtig ist. Die 
Beherrschung der Weltwirtschaft 
durch die G-7 ist schon schlimm 
genug. Es wird noch mehr Bitter- 
keit geben, wenn sie auch in poli- 
tischen Angelegenheiten ihr Ge- 
wicht in die Waagschale werfen 
will, was zwangsläufig Einmi- 
schung in innenpolitische, bilate- 
rale und regionale Angelegenhei- 
ten anderer Länder bedeutet.« 
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Papst greift 

den monopoli- 
stischen | 
Kapitalismus an 


Papst Johannes Paul II. benutzte 
den 100. Jahrestag der Enzyklika 
»Rerum Novarum«, um den »mo- 
nopolitischen Kapitalismus« an- 
zugreifen. Der Papst sprach vor 
einer großen Gruppe von. Füh- 
rungspersönlichkeiten aus Poli- 
tik, Wirtschaft und Gewerkschaf- 
ten über die Soziallehre der Kir- 
che anläßlich der Verkündigung 
einer neuen Enzyklika »Centesi- 
mus Annus«. 


. Am 19. Mai dieses Jahres, einem 


Sonntag, versammelten sich ° 
100.000 Arbeiter aus allen Teilen 
der Welt auf dem Sankt-Peters- 
Platz, um die Feier fortzusetzen, 
die mit einem Marsch von 20 000 
katholischen Organisatoren ih- 
ren Höhepunkt erreichte. 


»Wir hoffen, daß produktives Ka- 
pital im wahrsten Sinne des Wor- 
tes sich vor allem in den industria- 
lisierten Ländern schnell ver- 
mehrt. Diese Erhöhung ge- 
reichte jedoch nicht immer zum 
Wohle einer Vielfalt von Perso- 
nen, sondern das Kapital bleibt 
in den Händen von wenigen Ein- 
zelpersonen konzentriert. Die 
Soziallehre der Kirche hat aber 
stets die Beteiligung einer großen 
Anzahl von Menschen am pro- 
duktiven Kapital gefordert. 


Es besteht auch die Gefahr, daß 
das Kapital Besitz ergreift, daß 
heißt die Autoriät des Staates er- 
obert und an sich reißt, und auf 
diese Weise sein Wirtschafts- und 
Sozialmonopol stärkt.« 


Der Papst verurteilte das Auftau- 
chen »neuer Armuten« in den Ent- 
wicklungsländern und machte 
»eine ungerechte Verteilung der 
Güter dafür verantwortlich«. 
Aber, meinte der Papst, »eine 
Moralreform muß mit einer 
Strukturreform einhergehen 
oder, noch besser, dieser voran- 
gehen. Die tiefste Wurzel sozialer 
Übel ist die Moral auf Erden: der 
ausschließliche Wunsch nach Pro- 
fit und der Durst nach Macht«. 


Die neue Enzyklika des Papstes 
greift die »kapitalistischen« Län- 
der der Welt an, den Zusammen- 
bruch des sozialistischen Blocks: 
falsch ausgelegt zu haben. »Die 
westlichen Länder laufen Ge- 
fahr, den Zusammenbruch als 
einseitigen Sieg ihres eigenen 
Wirtschaftssystems zu betrach- 
ten, und es daher zu unterlassen, 
die notwendigen Korrekturen an 
diesem System vorzunehmen. In- 
dessen leiden die Länder der 
Dritten Welt mehr als je zuvor un- 
ter der Tragödie der Unterent- - 
wicklung, die sich mit jedem Tag, 
der verübergeht, verschlim- 
mert.« 
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Trilaterale Kommission 


Die 


weltweiten 
Fluchtlings- 
probleme 


Peter Blackwood 


Bei der Zusammenkunft der Trilateralen Kommission vom 20. bis 
22. April 1991, der elitären Gruppen von Bänkern und einflußreichen 
Persönlichkeiten der Politik aus Nordamerika, Westeuropa und Ja- 
pan, sagte der nordamerikanische Vorsitzende David Rockefeller, 
eine der kritischen »übernationalen Fragen nach dem Kalten Krieg 
sind die verstärkten sozialen und etnischen Konflikte einschließlich 
der gewaltigen Flüchtlings- und Auswandererströme, die sie oft her- 


beiführen«. 


Um mit diesen Problemen fertig 
zu werden, kündige David Rok- 
kefeller an, »wird sich die Trilate- 
rale Kommission 1991 bis 1992 
insbesondere auf Auswande- 
rungs- und Flüchtlingsfragen 
. konzentrieren, angeregt durch 
die Bemerkungen des Hohen Be- 
auftragten der Vereinten Natio- 
nen für Flüchtlinge, Mrs. 
Ogata«. 


Rockefellers Erklärung ist umso 
beunruhigender, als seine Fami- 
lie an der Einführung des Regi- 
mes des Wuchers und des Profi- 
tes, das lebensfähige Lösungen 
eben jener Krisen, die eine Völ- 
kerwanderung verursachen, ver- 
hindert hat, maßgebend beteiligt 
war. Nachdem sie die Länder des 
Südens 25 Jahre Entwicklung vor- 
enthalten haben, kommen die 
Trilateralen und ihresgleichen 
jetzt offen mit der Sprache heraus 
und sagen, daß nicht nur das Be- 
völkerungswachstum in jenen 
Ländern um jeden Preis gestoppt 
werden, sondern daß auch der 
Bevölkerungsbewegung, sowohl 
um Katastrophen zu entgehen als 
auch um ein besseres Leben zu 
finden, Einhalt geboten werden 
muß. 

Bei ihrer Amtseinführung als 
High Commissioner im März die- 
ses Jahres versicherte Sadako 
Ogata, daß Länder, die »Flücht- 
linge produzieren«, zur Verant- 
wortung gezogen werden müssen. 
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tionen in Osteuropa von 1989 von 
der britischen Ditchley Founda- 
tion (Stiftung) wiederaufgegrif- 
fen. 

Aber Ogata geht noch weiter: 
Jene Länder, sagte sie, die »ande- 
ren Staaten eine Last aufbür- 
den«, müssen Entschädigung 
zahlen. Staaten, die »Flüchtlinge 
produzieren«, können gezwun- 
gen werden, mit der High Com- 
mission und der Weltbank bei ei- 
nem neuen Plan über die Bedin- 
gungen zur Verknüpfung von 
Hilfsleistungen mit Sozialhaus- 
halten zu kooperieren, so daß der 
Strom von Flüchtlingen einge- 
dämmt wird, ein Plan der bereits 
in Ostafrika erprobt wurde, wo 
Menschen aus Ruanda und Bu- 
rundi geflohen sind. 

Es ist eine wenig bekannte Tatsa- 
che, daß Ogata selbst Mitglied 
des Exekutivausschusses der Tri- 
lateralen Kommission ist — einer 
kleinen Gruppe von 36 Leuten, 
darunter Henry Kissinger, Ro- 
bert McNamara und Paul Volk- 
ker, die die »Neue Weltordnung« 
gestalten. 


Paul Volcker, ehemaliger Vorsitzender des Federal Reserve Sy- 
stems der USA, hat David Rockefeller in der Führungsspitze der 
Trilateralen Kommission abgelöst. 


Dieses Konzept wurde erstmals 
von dem Apparat der Vereinten 
Nationen vorgetragen, bei dem 
Versuch, den sich ausbreitenden 
Strom von Flüchtlingen aus Viet- 
nam im Jahre 1988 zu beenden, 
und wurde 1990 nach den Revolu- 


Ein anderes Mitglied der Trilate- 
ralen Kommission, die italieni- 
sche Sozialistin Margherita Boni- 
ver, beherrscht eine andere Lö- 
sung für Bevölkerungsströme: 
Sie ist jetzt italienische Ministe- 
rin für Einwanderungsfragen. 


Italien, das zusammen mit Spa- 


nien immer Europas Brücke zu 
Afrika war, hat das neue strenge 
»Martelli-Gesetz« gegen Ein- 
wanderer erlassen und in diesem 


Jahre bereits 30000 in die Heimat 


zurückgeführt. 


Die größte 
Herausforderung 
dieses Jahrhunderts 


Die Ironie des Ganzen besteht 
darin, daß in Europa, Japan und 
in den- Vereinigten Staaten ein 
akuter Mangel an Arbeitskräften 
vorherrscht. Diese Regionen ste- 
hen alle wegen. der negativen 
Wachstumsraten vor dem Pro- 
blem des Bevölkerungszusam- 
menbruchs und brauchen einen 
Zustrom von jungen Arbeitern, 
wenn es eine wirkliche wirtschaft- 
liche Erhohlung geben soll. Vor 
dem Olschwindel von 1973 bis 
1974 mußte Deutschland für sein 
»Wirtschaftswunder« aktiv Ar- 
beiter aus den gleichen Ländern, 
die jetzt kritisiert werden, anwer- 
ben. 


Aber die Europäische Gemein- 
schaft sowie die Vereinten Natio- 
nen werden mobilisiert, um allen 
verarmten »Flüchtlingsproduzen- 
ten« Sanktionen aufzuerlegen. 
»Europe braces for migrant inva- 
sion« (»Europa bereitet sich auf 
Invasion von Einwanderern 
vor«) lautete die hysterischen 
Schlagzeilen des »European« 
vom 10. Mai 1991, des auf dem 
europäischen Kontinent erschei- 
nenden Blattes des in der Tsche- 
choslowakei geborenen Publizi- 
sten Robert Maxwell, einstiger 


Freund von Erich Honecker, Ni- 


colai Ceausescu und anderer. 


Einwanderung ist die »größte 
Herausforderung der neunziger 
Jahre«, wird in dem Artikel be- 
hauptet, aber die wirkliche Ursa- 
che zur Beunruhigung ist nicht 
der Osten, sondern die Mittel- 
meerländer von Jugoslawien bis 
Marokko. »Vertrauliche Zahlen« 
aus dem Hauptsitz der EG in 
Brüssel besagen, daß bis zu 
800000 Menschen pro Jahr versu- 
chen könnten, aus dem Osten 
nach Westeuropa einzuwandern, 
aber noch »beunruhigender« sei 
die »Bevölkerungsexplosion« im 
Mittelmeergebiet, 
der »European«. Wie berichtet 
wird hat die EG ein zwölfseitiges 
Dokument erstellt, das für stär- 
kere Maßnahmen gegen illegale 
Einwanderung eintritt und Hilfe 


behauptete‘ 


nee 
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für diejenigen Länder zum Ziel 


hat, von denen man annimmt, 
daß sie höchstwahrscheinlich zur 
»Einwandererflut« beitragen.« 


Endlösungen mit 


"militärischer Präzision 


" Das Endziel der Trilateralen ist 


es, das Bevölkerungswachstum 
ganz zu stoppen, wie Flora Le- 
wis, frisch von der Tokioer Sit- 
zung kommend, in ihrer Spalte 
über den Zyklon in Bangla Desh 
in der »International Herald Tri- 
bune« vom 7. Mai 1991 verdeut- 
lichte. Unter der Überschrift: 


. »To Remove the Curse of Mal- 
“ thus« (»Um den Fluch von Mal- 
‚thus zu beseitigen«) schrieb sie: 


»Die Bangla Deshe dieser Welt 


"werden niemals zu Anstand kom- 


men, wenn sie mehr Kleinkinder 
in die Welt setzen als alles andere. 
Malthus wird sich nicht nur auf 
sie beziehen, sondern auf den 
ganzen Planeten, wenn die Dinge 
so weiterlaufen.« 


Lewis nannte den. Killer Zyklon 
einen der »bekannten Schrecken 


. ineinem Gebiet, das jahrhunder- 


telang das klassische Beispiel für 
Malthus Theorie war«. Die große 


- Fruchtbarkeit der Region ermög- 


RN} 


“licht es den Menschen , »sich bis 


direkt an den Abgrund der Über- 
lebensfähigkeit zu vermehren«, 


Nur immer wiederkehrende, 
durchaus zu erwartende Naturka- 
tastrophen setzen dem Bevölke- 
rungswachstum Grenzen, aber 
nicht in sehr starkem Ausmaße. 
Lewis stellt fest, daß trotz allem 
was Naturkatastrphen tun kön- 
nen, die Bevölkerrung von 88,7 
Millionen im Jahr 1980 auf 110 
Millionen im Jahr 1990 angestie- 


‘gen ist. Dieser Bevölkerungs- - 


stand »garantiert bitterste Ar- 
mut«, behauptet Lewis. 


: Ein Teil des Problems, sagt Le- 


»überforderten 
darunter 


wis, sind die 
Hilfsorganisationen«, 


“ die High Commission for Refu- 


gees der Vereinten Nationen, und 


die »Fehlleistungen der Regie- _ 


rung von Bangla Desh«. 


‚Aber die Eliten der Absprache- 
., gremien haben »Endlösungen« 


für diese Probleme in Arbeit. 
Der britische‘ Premierminister 
John Major ruft zur Gründung ei- 
ner neuen überstaatlichen »Kata- 
strophenhilfs«-Behörde auf, die 
unter der Flagge der Vereinten 
Nationen »mit militärischer Prä- 
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zision« vorgehen kann, um mit 
den Kalamitäten auf dem Ent- 
wicklungssektor fertigzuwerden, 
berichtete der britische »Guar- 
dien«. Major hat den Gedanken 
auf dem Londoner Gipfeltreffen 
der Gruppe der Sieben im Juli 
zur Sprache gebracht. 


Eine Behörde in Genf 
soll alles koordinieren 


Die vom »Guardian« angespro- 
chene Behörde wird ganz einfach 
nationale Regierungen und na- 
tionale Militärstreitkräfte bei- 
seite fegen, um ihre Absicht »un- 
ter dem Kommando einer hoch- 
stehenden militärischen Persön- 
lichkeit oder Experten für Logi- 
stik« vom Schlage eines General 
Schwarzkopf durchzuführen. Sie 
wird die bestehenden Hilfstellen 
der Vereinten Nationen in einer 
einzigen, gut finanzierten Be- 
hörde »absorbieren«, die die not- 
wendige »Befugnis hat über 
Staatsgrenzen hinaus tätig zu wer- 
den«. 


Das britische Außenministerium 
und die Overseas Development 
Administration (Entwicklungs- 
verwaltung für Übersee) »glau- 
ben«, daß die Kurden-Rettungs- 
mission ein bedeutender Präze- 
denzfall für Hilfsoperationen 
war, »die nationale Empfindlich- 
keiten beseitefegt«, erklärte der 
»Guardian«. Sie stellen sich eine 
mächtige UNO-Behörde mit 
fortschrittlicher Ausrüstung vor, 
die in der Lage ist, ihre eigenen 
logistischen Gutachten und Sy- 
steme zu verwenden, um sicher- 
zugehen, daß Hilfslieferungen 


sich nicht in Ländern wie Sudan 
. und Äthopien »aufstapeln«, son- 


dern direkt an die sich in Not be- 
findlichen Menschen verteilt wer- 
den. 


Großbritannien wird durch die 
Reaktion auf seine »Führung« 
von Hilfsoperationen für die Kur- 
den, Bangla Desh und Afrika er- 
mutigt, wo es mehr kurzfristige 
Katastrophenhilfe als irgendein 
anderes G-7-Land geleistet hat — 
obwohl sein Beitrag zu langfristi- 


"ger Entwickhilfe im Vergleich zu i 


Deutschland und Frankreich »be- 
klagenswert« ist. Vorgespräche 
über die Behörde, die in Genf - 
eingerichtet werden soll, sind be- 
reitsim Gange. Japan hat den bri- 
tischen Vorschlag noch nicht ak- 
zeptiert, aber Tokio wurde auf 
dem Gipfeltreffen »auf Vorder- 
mann« gebracht, berichtete der 
»Guardian«. \ 


Fremde Soldaten 
als Katastrophenschutz 


Ein weiterer Präzedenzfall wird 
durch die tragische Situation in 
Bangla Desh geschaffen. George 
Bush hat mindestens 8000 »Mari- 
nes«, die sich auf dem Heimweg 
vom Golf befanden, nach Bangla 
Desh umdirigiert, um sich dort 
an den Hilfsaktionen zu beteili- 
gen. Obwohl die Marines zweifel- 
los ausgerüstet sind, vor allem 
mit Wasserreinigungsgeräten, um 
in dieser Situation ihre Hilfe an- 
bieten zu können, werden ernst- 
hafte Fragen aufgeworfen. Die- 
ser hohe Einsatz amerikanischen 
Militärpersonals für einen sol- 
chen Zweck ist ohne Präzidenz- 
fall; der unmittelbar vorausge- 
hende Fall der Entsendung von 
Marines bezog sich auf gleichzei- 
tige »Katastrophenhilfe und Ab- 
wehr von Bürgerunruhen«, äu- 
Berte ein Offizier der amerikani- 
schen Botschaft in Europa gegen- 
über einem Jounalisten. 


Aber warum, wird in einem Leit- 
artikel im »Dialogue« von Dakka 
gefragt, hat Bangla Desh mit ei- - 
genem Miltitär, ein Land das in 
einer Region liegt, die sehr anfäl- 
lig für Flutkatastrophen und Hur- 
rikane ist, nur 12 Hubschrauber 
und einige Dutzend Schnell- 
boote? 


»Die Standardausrede, daß Ban- _ 
gla Desh ein verarmtes Land sei, .. 
ist dürftig«. Das Militär in Bangla 
Desh sollte mit moderner Fern- 
meldeeinrichtungen und einer 
beträchtlichen Flotte von Hub- 
schraubern und Schnellbooten 
ausgerüstet sein, und ihm sollte 
»auf Dauer die Rolle der Hilfslei- 
stung- und Instandsetzungsin- 
stanz zugeteilt werden«, stellt der 
Leitartikel fest. »Es besteht kein 
Grund zu der Annahme, daß die 
bewaffneten Streitkräfte, die in 
erster Linie für die Entwicklung 
des Landes unterhalten und aus-: 
gerüstet werden, eine Gefahr für 
die Demokratie darstellen könn- 
ten.« y DO 
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Bilderberger 


Eine Liste 


voller 


klangvoller 


Namen 


Paul Daniels 


Anders-als bei der Trilateralen Kommission erfolgt die Teilnahme an 
Bilderberg-Sitzungen nicht jährlich, abgesehen von einer Handvoll 


»sehr sehr bedeutender Leute«. Und doch geht aus Bilderberg-Do- 


kumenten klar hervor, daß, wenn jemand auch nur einer Sitzung bei- 
gewohnt hat, andere der Auserwählten diesem Teilnehmer mit allen 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln helfen sollen. Einige der füh- 
renden Teilnehmer an der Konferenz in Baden-Baden vom 6. bis 9. 


Juni 1991 waren: 


Peter Rupert Lord Carrington: 
Er trat kürzlich die Nachfolge des 
kränkelnden Lord Home of the 
Hirsel, der seinerseits den Grün- 
der der Society, Prinz Bernhard 
der Niederlande, ablöste, nach- 
dem dieser in den Lockheed Be- 
stechungsskandal von 1978 ver- 
wickelt wurde, als Vorsitzender 
der Bilderberg-Gruppe an. 


Ein interessantes 
Netzwerk 


Carrington hatte fast jeden grö- 
ßeren Posten in der. britischen 
Regierung, mit Ausnahme dem 
des Premierministers, inne, und 
er trat erst kürzlich, 1988, als Ge- 
neralsekretär der NATO zurück. 
1982 war Carrington Gründungs- 
mitglied des Vorstands von Kis- 
singer Associates Inc., die wie- 
derholt in Interessenskonflikt- 
Skandalen verwickelt war, wo- 
durch Kissinger gezwungen 
wurde, aus dem Foreign Intelli- 
gence Avisory Board (Beratungs- 
gremium, das sich mit ausländi- 
schen Nachrichtendiensten be- 
faßt) auszuscheiden. 

Carrington, dessen Familie ihren 


Titel durch Bankgeschäfte er- 


warb, saß auch im Vorstand der 
Hambros Bank, die im Mittel- 
punkt des Finanzskandals um Mi- 
chel Sindona und der Freimau- 
rerskandale um Propaganda Duo 
in Italien standen. 
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Der US-Finanzminister Nicho- 
les Braday behauptet jetzt, 
daß er nicht nach Baden-Ba- 
den kommen konnte, obwohl 
er auf der Teilnehmerliste 
stand. 


Theodore L. Eliot, Ehrensekre- 
tär der nordamerikanischen Bil- 
derberger. Er diente im amerika- 
nischen Außenministerium als 
Sowjet-Experte, bevor er sich als 
US-Botschafter für Afghanistan 
auf dem Höhepunkt des dortigen 
Konflikts einen Namen machte. 
Ironischerweise wurde er dann 
Vorstandsmitglied im Afghan Re- 
lief Committee des Wall-Street- 
Finanziers John Train, den an- 
dere afghanische Freiheitskämp- 
fer beschuldigen, die Mudjahi- 
den verraten zu haben, indem er 


David Rockefeller hatte seine Bilderberger unter strengster Ge- 
heimhaltung nach Baden-Baden eingeladen. 


Der ehemalige Bundesbank- 
präsident Karl Otto Pöhl 
sprach zum Thema »Wirt- 
schaftliche und finanzielle Be- 
drohung für die internationa- 
len Beziehungen.« 


Gespräche mit der Sowjet-Mario- 
nette Najibullah anstrebte. 

Eliot kam erstmals mit Bilder- 
berg in Berührung, als er Dekan 
der Fletscher School an der Tufts 
University war. Nachdem er 
kurze Zeit in der Asia Founda- 
tion, die in der Vergangenheit be- 
nutzt wurde um CIA-Gelder zu 
kanalisieren, tätig war, ist Eliot 
jetzt ein Fellow an der Hoover In- 
stitution. 

Victor Halberstadt. Ehrensekre- 
tär der Bilderberg-Gruppe in Eu- 
ropa, Professor an der Universi- 


George Ball bezweifelt den Er- 
folg einer Nahost-Friedens- 
konferenz, da eine solche Kon- 
ferenz ohne Zweifel »explodie- 
ren würde« und die Lage sich 
noch verschlimmern könnte. 


tät Leyden. 

Etienne Davignon, Vorstandsvor- 
sitzender, Societ€ Generale de 
Belgique; ehemaliger Vorsitzen- 
der der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinwesen. 

Wilfried Martens, belgischer Mi- 
nisterpräsident. 

Conrad Black, Vorstandsvorsit- 
zender der Hollinger Corpora- 
tion, derem Vorstand auch solche 
Bilderberger wie Carrington und 
Kissinger angehören. Black 
kaufte kürzlich den »London Te- 
legraph« und die »Jerusalem 
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- Jacques Santer, 


Be 


Post«. Beide waren Hauptpro- 
pagandisten für den Krieg gegen 
den Irak. 

Andre Levy-Lang, Vorstandsvor- 
sitzender der Compagnie Finan- 
ciere Paribas. 


Karl Otto Pöhl, ehemaliger Präsi- 
dent der Deutschen Bundes- 
bank. 


- Theo Sommer, Chefredakteur 


»Die Zeit«. 


Otto Wolff von Amerongen, 
deutscher Industrieller. Er ist 
schon beinahe seit Gründung der 
Bilderberg-Gruppe deren Mit- 
glied. 


Arthur Dunkel, Generaldirektor 
des General Agreement on Ta- 
riffs and Trade, besser als GATT 
bekannt. 


John R! Galvin, Oberkomman- 


: deur der Allierten in Europa, 


SHAPE. Trat wiederholt für Ein- 
sätze der NATO »außerhalb des 
Bereichs«, wie beispielswiese im 


. Irak, ein. 


Manfred Wörner, Generalsekre- 


tär der NATO. 


Giovanni Agnelli, Vorstandsvor- 


‚sitzender von FIAT. 


Virginio Rognoni, italienischer 


Verteidigungsminister. 


Ministerpräsi- 
dent von Luxemburg. 


Königin Beatrix der Nieder- 
lande. Sie nahm schon mit ihrem 
Vater an Bilderberg-Sitzungen 
teil, als sie 12 Jahre alt war. Aus 
britischen Quellen verlautet, daß 


“Bernhard über einen für die 


wohlhabende Elite in der 
Schweiz gegründeten exklusiven 
Klub immer noch hinter den Ku- 
lissen bei Bilderberg tätig ist. 


Königin Sophia von Spanien. 


. Ruud F. M. Lubbars, Minister- 
- präsident der Niederlande. 


_Narcia Serra, stellvertretender 
_ Ministerpräsident von Spanien. 


‘.. John ‚Reed, Vorstandvorsitzen- 


der von Citicorp. 


Christopher Hogg, Vorsandsvor- 
sitzender von Courtaulds PLC, 
die sich mit dem steuerfreien Ge- 
schäftsbereich der Königin von 


England befaßt. 


Lord Roll of Ipsden, Vorstands- 


Bilderberger 


vorsitzender der $.. G. Warburg 


Group PLC und Vorstandsmit- 


glied der Kissinger Association 
Inc. 


Michael J. Boskin, Vorsitzender 
des Council of Economic Advi- 
sers (Rat der Wirtschaftsberater) 
des US-Präsidenten. 


Ein Eid zur 
Geheimhaltung 


Katharine Graham, Vorstands- 
vorsitzende der Washington Post 
Co. 


Robert L. Bartley, Redakteur 
des »Wall Street.Journale«. 


Maurice R. Greenberg, Vor- 
standsvorsitzender der American 
International Group Inc., ein 
Kunde der Kissinger Associates 
Inc. 


Henry Kissinger, ehemaliger 
amerikanischer Außenminister, 
Vorstandsvorsitzender von Kis- 
singer Associates Inc. 


David Rockefeller, Vorsitzender 
des internationalen Beratungs- 
ausschusses der Chase Man- 
hattan Bank. 


Senator John Chafee. Obwohl er 
Staatsbeamter ist, verweigerte 
sein Sprecher jede Auskunft über 
die Vorgänge. 


Gouverneur Lawrence Douglas 
Wilder von Virginia. Nachdem er 
zunächst auf einer Pressekonfe- 
renz nach seiner Rückkehr bestä- 
tigt hatte, daß der Regierungsbe- 
amte Michael Boskin »auf Eu- 
ropa eingeprügelt« hatte, be- 
hauptete Wilder plötzlich, er 


‘ habe auf der Sitzung einen Eid 


zur Geheimhaltung angelegt. 


Gouverneur,Bill D. Clinton von 
Arkansas. Sein Sprecher gab nur 
die unwesentlichsten Einzelhei- 
ten preis. 


Senator J. Bennet Johnston. Sein 
Büro verweigerte jeden Kom- 
mentar. 


US-Botschafter für Polen Tho- 
mas W. Simons jun. Obwohl er 
bei einem Podiumsgespräch über 
Osteuropa sprach, lehnte die Ab- 
teilung für Offentlichkeitsarbeit 
an der amerikanischen Botschaft 
in Polen jeden Kommentar ab. 


Die 


Teilnehmer- 
Liste des 
Treffens in 
Baden-Baden 


Bilderberg Meetings 
Baden-Baden, Germany 
June 6-9, 1991 


Provisional List of Partieipants 
* Confirmed 


Chairman 

* Lord Carrington 
Chairman of the Board, Chri- 
stie’s International plc; For- 
mer Secretary General, 
NATO 


Honorary Secretary General for 
Europe and Canada 
* Victor Halberstadt 
Professor of Public Econo- 
mics, Leiden University 


Honorary Secretary General 
for US.A. 
Theodore L. Eliot, Jr. 
Senior Research Fellow, Hoo- 
ver Institution on War, Revo- 
lution and Peace, Stanford 
University 


Honorary Treasurer 
Conrad J. Oort 
Adviser to the Board of Ma- 
nagement, Algemene Bank 
Nederland N.V.; Professor of 
Money and Banking, 
University of Limburg 


Austria 

* Peter Jankowitsch 
Minister ofState in charge of 
European Integration and 
Development Cooperation 


* Guido Schmidt-Chiari 
Chairman of the Managing 
Board, Creditanstalt 
Bankverein 


- Franz Vranitzky 


Federal Chancellor 


Belgium 

* Etienne Davignon 
Chairman, Societe Generale 
de Belgigue; Former Vice 
Chairman of the Commission 
of the European Communi- 
ties 


*  Jean-Louis Cadieux j 
Deputy Director-General for 
Foreign Affairs, European “ 
Community 


* Wilfried Martens 
Prime Minister 


* Guy Spitaels 
Chairman Socialist Party, 
Minister of State 


Canada 
Conrad Black 
Chairman, The Daily T 
graph plc 


Tele- 


* Jean-Claude Delorme 
Chairman of Caisse de depöt 
et placement du Quibec 


*  Marie-Josee Drouin 
Executive Director, Hudson 
Institute of Canada 


* Anthony G.S. Griffin 


‘ Director of Companies 


* John Polanyi 
Professor of Chemistry, Uni- 
versity of Toronto 


* Michael Wilson 
Minister of Industry, Sicence 
and Technology and Interna- 
tional Trade 
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Die Teilnehmer- 


Liste des 
"Treffens in 
Baden-Baden 


Deamnrk 
Ritt Bjerregaard 


Labour member of Parlia- 
ment; Chairman of the La- 


bour Group 


*  Aage Deleuran 


Editor-in-Chief, »Berlingske 


Tidende« 


*. „Nils Wilhjelm 
President, 


of Industry 

Finland 
Aatos Erkko 
Publisher, »Helsingin 
Sanomat« 


*  Jaakko Iloniemi 


Managing Director, Council 
of Economic Organizations 
in Finland, Former Ambassa- 
dor to the United States of 


America 


France 
* Bertrand Collomb 


Chairman and Executive Of- 


ficer, Lafarge Coppee 


* Claude Imbert 
Chief Editor »Le Point« 


* Marc Ladreit de Lacharriere 


Chairman Fimalac 
* Andre Levy-Lang 


Chairman, Compagnie 
Financiere de Paribas 


* Thierry de Montbrial 


Industrial Mort- 
gage Fund; Former Minister 
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tion _ 


Iceland 
Björn Bjarnason 
Member of Parliament ° 
Independence Party 


* David Oddsson 
Mayor of Reykjavik, Chair- 
man Independence Party 


International 
Arthur Dunkel 
Director General G. A.T.T. 


*  JonnR. Galvin 
Supreme Allied Commander 
Europe, SHAPE 


* Max Kohnstamm 
Former Secretary General, 
Action Committee for Eu- 
rope; Former President, Eu- 
ropean University Institute . 


* Helga Steeg 
Executive Director, Interna- 
tional Energy Agency 


* Henning Wegener 
Assistant Secretary General 
for Political Affairs, NATO 


* Manfred Wörner 
Secretary General of the 
North Atlantic Treaty Organi- 


Prinz Bernhard der Niederlande war der erste Vorsitzende der Bil- 
derberger, mußte jedoch wegen eines Bestechungsskandales 


1978 zurücktreten. zation 
Ireland 
Brandenburg bank * Peter D. Sutherland 
Former Member, Commis- 

* Birgit Breuel * Volker Rühe sion of the European Com- 

Member of the Board, General Secretary Parliamen- munities; Chairman, Allied 

Treuhandanstalt tary Party CDU Irish Banks Group 
* Werner H. Dieter * Heinz Ruhnau Italy 

Chairman of the Board, Chairman of the Board, * Giovanni Agnelli 


Mannesmann A.G. Deutsche Lufthansa A.G. Chairman, Fiat$.p.A. 


Director, French Institute of 
International Relations; Pro- 
fessor of Economics, Ecole 
Polytechnique 


Michel Noir 
Mayor of Lyon, Ex-Secretary 
of State for Foreign Trade 


EB.G. 


Christoph Bertram 
Diplomatic Correspondent, 
»Die Zeit« 


Björn Engholm * Theo Sommer *  Giampiero Cantoni 
Prime Minister of Schleswig Editor-in Chief, »Die Zeit« Chairman, Banca Nationale 
Holstein and, from the end of | del Lavoro 
May, Chairman.of the SPD Erwin Teufel 
Prime Minister of Baden- * Gianni De Michelis 
Dieter Kastrup Württemberg Minister of Foreign Affairs 
Director Political Depart- 
ment, Minister of Foreign Otto Wolf von Amerongen Mario Monti 


Affairs 


Hilmar Kopper 
Spokesman of the Board of 
Managing Directors, Deut- 
sche Bank A:G. 


Kurt Lauk 
Vice Chairman of the Mana- 
gement Board, Audi A.G. 


Chairman and CEO of Otto 
Wolff Industrie-Beratung 
und Beteiligungen GmbH 


Greece 


Costa Carras 
Director of Companies 


Efthymios Christodoulou 
Minister of Economic Affairs 


Rector and Professor of Eco- 
nomics, Bocconi University, 
Milan 


Viginia Rognoni 
Minister of Defence 


Paolo Zannoni 


Senior Vice President for De- . 


fence an Space, Fiat S.p. A. 


Hans-Otto Braütigam 
Minister of Justice of 
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* Karl Otto Pöhl * 
President, Deutsche Bundes- 


Minos Zombanakis 
Chairman, Group for Inter- * 


Luxemburg 
Jacques Santer 
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Prime Minister 


Netherlands 


* 


* 


* 


* 


* 


Ernst H. van der Beugel: 


_ Emeritus Professor of Inter- 


national Relations, Leyden 
University; Former Hono- 


‚ rary Secretary General of Bil- 


derberg Meetings for Europe 
andCanada 


Ben Knapen 
Editor-in Chief NCR 
Mandelsblad 


Pieter Korteweg 

President and CEO ofthe Bo- 
ard Committee ofthe Robeco 
Group 


„RuudF.M. Lubbers 


Prime Minister 


H. M. The Queen of the 
Netherlands 


Norway 


e Olav Brundtland 
Senior Research Fellow, Nor- 


- wegian Institute of Interna- 


tional Affairs 

Per Ditlev-Simonsen 
Managing Director, Sverre 
Ditlev-Simonsen & Co. 


Niels Warring 


“ Chairman ofthe Board, Wilh. 


Wilhelmsen Limited A/S 


Portugal 


Francisco Pinto Balsemäo 
Professor of Mass Communi- 
cation, New University of Lis- 
bon; Chairman, Sojornal 
sarl; Former Prime Minister 


Carlos A.P.V. Monjardino 
President ofthe Fundagao 
Oriente 


Carlos Pimenta 

Member of the European Par- 
liament, former Secretary of 
State for Environment 


Spain 


* 


Jaime Carvajal Urquijo 
Chairman and General 
Manager, Iberfomento 


Jordi Pujol 
President, Generalitat de 
Catalunya 


Narcis Serra 
Deputy Prime Minister 


H.M. The Queen of Spain 


Sweden 


Stan Gustafsson 


Chairman of the Board of 
Directors, AB Astra 


* _Lars Jonung 


Professor of Economics and 
Economic Policy at Stock- 
holm School of Economics 


Bo C.E. Ramfors 

Managing Director and 
Group Chief Executive of 
Skandinaviska Enskilda Ban- 
ken, Board member of 
several companies 


Switzerland 


Fritz Gerber 
Chairman of the Board of 
F Hoffmann-La Roche AG 


Alex Krauer 

Chairman and Managing 
Director, Ciba-Geigy 
Limited 


Michael Ringier 
Publisher, Chairman of the 
Board of Ringier Inc. 


Turkey 


* 


Selattin Boyazit 
Director of Companies 


Vahit Halefoglu 
Former Minister of Foreign 
Affairs 


Tugay Özgeri 
Under Secretary, Ministry of 
Foreign Affairs 


au Kingdom 


Gordon Brown 
Member of Parliament 
(Labour Party) 


Lawrence Freedman 


“ Head of Department of War 


Studies, King’s College 


Christopher Kogg 
Chairman Courtauids plc 


Andrew Knight 
Executive Chairman, 
News International plc 


Lord Roll of Ipaden 
President, S.G. Warburg 


Group plc 


John Smith 
Member of Parliament (La- 


'bour Party); Shadow Chan- 


cellor of the Exchequer 


Patrick Wright 


Permanent Under Secretary 


of State and Head of the Di- 
plomatic Service 


. United States of America 


* 
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Paul Allaire 


President and CEO of Xerox 


Corp. 


George W. Ball 
Former Under-Secretary of 
State 


Robert L. Bartley 
Editor, »The Wall Street 
Journal« 


Robert D. Blackwill 
Lecturer in Public Policy, 
John FE. Kennedy School of 
Government, Harvard Uni- 
versity; Former member 
National Security Council 


Michael J. Boskin 
Chairman, President’s Coun- 
cil of Economic Advisers 


Nicholas F Brady 
Secretary of the Treasury 


John N. Chafee 
Senator (Republican, Rhode 
Island) 


Bill D. Clinton 
Governor Arkansas 


‘Charles H. Dallara 
Assistant Secretary for 
International Affairs 


Kenneth W. Dam 
Vice President Law and Ex- 
ternal Relations, IBM Corp., 


. Former Deputy Secretary of 


State 

Diane Feinstein 

Former Mayor of San Fran- 
cisco 


Katharine Graham 


: Chairman, The Washington 


Post Company 


Maurice R. Greenberg 
Chairman, American Inter- 
national 

Group Inc. 


J. Bennett Johnston 
Senator (Democrat, 
siana) 


Loui- 


Vernon E. Jordan 

Partner, Akin, Gump, Stru- 
ass, Hauer & Feld (Attor- 
neys-at-Law); Former Presi- 
dent, National Urban League 


Henry Kissinger 


Former Secretary of State; - 


Chairman, Kissinger Associa- 
tes, Inc. 


Charles McC. Mathias 


Partner, Johes, Day, Reavis 
& Pogue; Former U.S. Sena- 
tor (Republican, Maryland) 


Jack F. Matlock, Jr. 
Ambassador to the U.$.S.R. 


William B. Quandt 
Senior Fellow, The Brookings 
Insitution 


John S. Reed 
Chairman, Citicorp 


Rozanne L. Ridgway 
President, The Atlantic Coun- 
cil ofthe United States 


David Rockefeller 
Chairman, Chase Manhattan , 
Bank International Advisory 
Committee 


John S.R. Shad 
Director and Philanthropist 


Thomas W. Simons, Jr. 
AMbassador to Poland 


John C. Whitehead 
Former Deputy Secretary of 
State 


Brayton Wilbur, Jr. 
President and CEO, Wilbur- 
Ellis Company 


Lawrence Douglas Wilder 
Gouvernor of Virginia 


Lynn R. Williams 


. International President, Uni- 


Rapp 


USA 


USA 


ted Steelworkers of America 


James D. Wolfensohn 
President, James D. Wolfen- 
sohn Inc. 


Robert B. Zoellick 
Counselor and Under”Secre- 
tary-Designate for Economic 
Affairs 


orteur 

Grant FE Winthrop 
Partner Milbank Wilson 
Winthrop, Inc. 


Alice Victor 


In Attendance 


FRA 


Felicia Cavasse 
Organizer, 1992 Confe- 
rence R 


Günther EW. Dicke 


First Vice President, 
: Deutsche Bank A.G., 
“ Organizer, 1991 
DO 
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Paul Daniels 


Trotz der ungewöhnlich scharfen Geheimhaltung, wozu gehörte, daß 
die Bilderberg-Gruppe sich weigerte ihre Tagesordnung und Teilneh- 
merliste herauszugeben, gelangte CODE in den Besitz von beiden. 


Von Offiziellen der Bilderberg- 
Gruppe mit dem Stempel »not 
for circulation« (nicht für den 
Umlauf) versehen, reichten die 
einzelnen ‚Punkte der Tagesord- 
nung der Konferenz vom 6. bis 9. 
Juni 1991 in Baden-Baden - die 
den Gesamttitel »Defining Deve- 
lopments of the Alliance« (»Fest- 
legung der Entwicklung der Al- 
lianz«) trug - vom Nahen Osten 
über Gorbatschows Stabilität bis 
zu Geschäftsmöglichkeiten in 
: Osteuropa und zu einer Erörte- 
: rung der weltweiten »Tagesereig- 
nisse«. Drei derzeitige und ein 
ehemaliges Mitglied der Bush- 
Regierung waren auf den acht Sit- 
zungen als herausragende Red- 
ner vorgesehen. 


"Im Mittelpunkt 
der Nahe Osten 


Die ersten beiden Sitzungen wur- 
den zu einem Forumsgespräch 
zusammengelegt mit dem Titel: 
»The Middle East: Political Fall- 
out and Future Prospekts« (»Der 
Nahe Osten: Politische Abfall- 
produkte und Zukunftsaussich- 
ten«). Die Bilderberg-Gruppe 
konzentriert sich auf diese Re- 
gion seit dem von Kissinger mani- 
pulierten Nahost-Krieg von 1973. 
1974 widmete sie bereits die 
Hälfte ihrer Konferenz der 
Frage, wie man von den steilnach 
oben schießenden Olpreisen pro- 
fitieren könne. 


Interessanterweise ist Kissinger, - 


der den Sitzungen der Bilder- 
berg-Gruppe sowohl vor als auch 
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nach seiner Zeit als Berater des 
US-Präsidenten Nixon für Natio- 
nale Sicherheit der USA bei- 
wohnte, seitdem schon fast zwei 
Jahrzehnte Mitglied des »stee- 
ring committee« (leitender Aus- 
schuß) der Gruppe. Aber das 
Feuerwerk der diesjährigen Dis- 
kussion über den Nahen Osten 
wurde von dem ehemaligen ame- 
rikanischen Staatssekretär im 
US-Außenministerium, George 
Ball, eingeleitet, der den einzi- 
gen zur Diskussion stehenden 
Vortrag schrieb. 


Laut Mitteilung einer Person, die 
den Vortrag mit Ball diskutierte 
vertrat der alte Querkopf des lie- 
beralen Establishments an der 
amerikanischen Ostküste die 
Auffassung, daß, da der US-Au- 
Benminister James Baker unter 
den potentiellen Teilnehmern an 
einer Nahost-Friedenskonferenz 
keine grundsätzliche Einigung er- 
zielen könne, selbst wenn es Ba- 
ker gelingen sollte, eine Konfe- 
renz zustandezubringen, »diese 
würde explodieren«. 


Die gleiche Ansicht bekam ein 
Journalist von Harlan Cleveland 
zu hören, der Balls Stellvertreter 
im amerikanischen Außenmini- 
sterium war und seitdem eng mit 
Ball zusammenarbeitet. 


Diskussion über 
Staatsstreiche 


Ob nun dieser Gedanke von Ball 
geteilt wird oder nicht, Cleveland 
fügte hinzu, daß er glaube, daß in 


fünf Nahost-Staaten, darunter 
Syrien, Jordanien und Israel radi- 
kale Veränderungen und der 


“ Sturz der Monarchien am Persi- 


schen Golf erfolgen müßten. 
Cleveland sagte auch, daß die 
Palestine Liberation Organiza- 
tion (PLO) unglaubwürdig ge- 
worden sei, und er glaube, daß 
Israel vielleicht unter dem Dik- 
tator Ariel Sharon leben müsse, 
um seine »Jordanien-ist-Palä- 
stina-Lösung« durchzusetzen. 


Vielleicht meinte Ball dies, als er 
in seinem Vortrag dahingehend 
argumentierte, daß der arabisch- 
israelische Konflikt Vorrang über 
die Golf-.und andere regionale 
Fragen haben müsse. Ob Ball 
aber, wie sein Freund Cleveland - 
ein weiterer Bilderberg-Teilneh- 
mer -, ebenfalls für Staatsstrei- 
che eintritt, kann weder bestätigt 
noch dementiert werden, da sein 
Vortrag geheim ist. 


Ironischerweise, obwohl dies als 
Doppelsitzung über den Nahen 


Osten bezeichnet wurde, war die . 


einzige Person aus der Region, 
die zu Wort kam, Tugay Ozceri 
aus der Türkei. Der türkische 
Staatschef Turgut Ozal war nicht 
nur an der aus 28 Staaten beste- 
henden Koalition gegen den Irak 
beteiligt, sondern hatte auch mit 
den Vereinigten Staaten zusam- 
men direkt seine Handbei der an- 
schließend bedauerten Rebellion 
der Kurden im Spiel. 


Vor allem Patrick Wright, der 
ständige britische Unterstaatsse- 
kretär und Leiter des Diplomati- 
schen Dienstes, trat bei dem Po- 
diumsgespräch als Redner auf, 
ebenso wie der Nahost-Experte 
William Quandt von .der Broo- 
kings Institution. 


Unmittelbar nach der Geheim- 
konferenz trat der Sprecher des 
Brookings Institute, vermutlich 
auf Anweisung von Quandt, of- 
fen für die amerikanische Oppo- 
sition gegen das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker ein. 


Die Rettung 
der Banken 


Eines der am strengsten bewach- 
ten Podiumsgespräche war Sit- 
zung 7, mit dem Titel: »Economic 
und Financial Threats to the Re- 
lationship« (»Wirtschaftliche und 
finanzielle Bedrohungen für die 
Beziehungen«). Die Sprecher 
waren Micael L. Boskin, Vorsit- 


+ 


zender des Council of Economic ' 


Advisors :des "US-Präsidenten, 
und Karl Otto Pöhl, ehemaliger 


Präsident der Deutschen Bundes | 


bank. 


Als ein Journalist wiederholt ver- 
suchte, herauszufinden, was Bos- 
kin, ein hoher Beamter der Bush- 
Regierung, gesagt hatte, wich 
Boskins Sprecher zunächst den 
Anrufen aus und sagte dann, 
Boskins Teilname sei in seiner Ei- 


Rz 


genschaft als Mitglied in einem 


Privatklub erfolgt, daher habe 
sein Recht auf Privatsphäre Vor- 
rang über das Recht des Bürgers 
darüber informiert zu werden 
wie Regierungsbeamte handeln. 


Immerhin vermittelten zwei Be- 
rater von David Rockefeller Jour- 
nalisten einen gewissen Eindruck 
darüber, was Boskin in seiner 


Rede gesagt hatte. Ein Wirt- j‘ 


schaftsberater für Rockefeller 
erinnerte die Konferenzteilneh- 
mer daran, daß kurz nach der Ge- 


sprächsrunde der Trilateralen. 


Kommission, der Bilderberg- 
Gruppe und des Council for 
Americas im Frühjahr 1990 das 


Endstadium des Prozesses, der .; 


zum North American Free Trade 
Agreement (NAFTA) führte, der 
die Vereinigten Staaten in den 
Bankrott stürzte und ihre Arbei- 


ter zu Sklaven machen wird, ein- - 


geleitet worden. 


Rockefeller arbeitete 
mit Bush zusammen _ 


Wie aus dieser Quelle verlautet, 
setzten sich David Rockefeller 
und Henry Kissinger durch die 
ganzen Sitzungen hindurch für 
eine Erhöhung der IWF-Quoten 
ein, um Banken, wie Rockefel- 
lers Chase Manhattan Bank, die 
hoffnungslos im Sumpf der 
lateinamerikanischen Schulden 
stecken, aus der Klemme zu hel- 
fen. Sie sind »Berater« für eine 
interne Überprüfung innerhalb 
der Bush-Regierung. 


Diese Überprüfung wurde von 
Owen Whithington, der als Ver- 


bindungsmann zwischen Boskins 


Rat, dem wirtschaftspolitischen 
Rat - dem Boskin auch ange- 
hörte - und dem Kabinett in Was- 
hington fungierte, koordiniert. 
Sie löste die Initiative Enterprise 
Americas, den Prüfstein für 
NAFTA aus. 


Der Rockefeller-Berater ent- 
hüllte, daß David Rockefeller 
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DRAFT AGENDA 


DEFINING DEVELOPMENTS FOR THE ALLIANCE 


Session 1 and 2 


Session 3 


Session 4 


Session 5 


Session 6 


The Middle East: Political Fallout and 
Future Prospects - 
Panel: Lawrence Freedman [UK]* 
Tugay Ozceri [TURK] 
William Quandt [US] 
Patrick Wright [UK] 


Eastern Europe: Economic Prospects 


Panel: Jean-Louis Cadieux [EUR. COMM] 


Thomas W. Simons, Jr. [US] 


Developments in the Soviet Union: Political 


and Economic Impact on the Alliance 


Panel: Jack F. Matlock [US] 
Volker Rühe [FRG] 


Basics of Transatlantic Relationship 


The Practical Agenda for the Alliance 
Panel: Henning Wegener [NATO] 
Robert B. Zoellick [US] 


Do we have the Institutions to deal with 
the Agenda? 


Panel: Robert D. Blackwill [US] 


‚ handelsvereinbarungen 


Ruud F.M. Lubbers [NETH] 
Manfred Wörner [NATO] 


Session 7 


Economic and Financial Threats to the 
Relationship 


Panel: Michael J. Boskin [US] 
Karl Otto Pöhl |FRG] 


Session 8 


" Background paper 


Current Events 


May 10, 1991 


nicht nur mit Boskins Einheit, 


“ sondern direkt mit Präsident 


Bush in Sachen NAFTA zusam- 
mengearbeitet hatte, und er 
glaube daher, daß Boskins Rede 
vor der Bilderberg-Gruppe auf 
Rockefellers Linie liege. Zu den 
wichtigsten- Punkten, auf denen 
Boskin bestehen werde, gehöre 
einer, der in der Rede vor der Ver- 
sammlung der Trilateralen Kom- 
mission vom 20. bis 22. April 


"1991 in Tokio dargelegt wurde, 


als Rockefeller die Europäer 
warnte, daß sie lieber auf den fah- 
renden Zug des Freihandels auf- 
springen und GATT sowie die 
Uruguay-Runde und deren Frei- 
wirt- 
schaftlich mit der Vereinigung 
Osteuropas auf eine Stufe stellen 
sollten. 


US-Finanzminister Nicholas 
Brady und Robert B. Zoellick, 
der Berater. des amerikanischen 


Außenministeriums und ange- 
hender Staatssekretär für Wirt- 
schaftsangelegenheiten ist, be- 
haupten beide, daß obwohl ihr 
Name auf der Gästeliste stand, 
sie aber vordringlich mit der Vor- 
bereitung für das Wirtschaftsgip- 
feltreffen der G-7 in London be- 
schäftigt waren und daher in Ba- 
den-Baden nicht anwesend gewe- 
sen seien. 


Marshall-Plan 
für Gorbatschow 


Sowohl die Sowjetunion als auch 
Osteuropa nahmen einen Groß- 
teil der Bilderberg-Gespräche 
ein, und die Frage der Hilfe für 
die sowjetische Wirtschaft, um sie 
aus ihrer derzeitigen Klemme 
herauszubringen, wurde heftig 
diskutiert. Der scheidende US- 
Botschafter für Moskau, Jack FE. 


‚Matlock, war einer der Haupt- 
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sprecher auf der vierten Sitzung 


mit dem Titel: »Developments in 


the Soviet Union: Political and . 


Economic Impact on the Al- 
liances (»Entwicklungen in der 
Sowjetunion: Politische und wirt- 
schaftliche Auswirkungen auf die 
Allianz«). 


Auch Robert D. Blackwill, ein 
ehemaliger sowjetischer Experte 
in Bushs National Security Coun- 
cil, jetzt an der John F. Kennedy 
School of Government in der 
Harvard University tätig, sprach 
auf der ähnlich gelagerten sech- 


sten Sitzung mit dem Titel: »Ha- 


ben wir die Institutionen, die sich 
mit der Tagesordnung befassen 
können?« Sein Mitsprecher war 
Manfred Wörner, der derzeitige 
Generalsekretär der NATO. Der 
US-Botschafter für Polen, Tho- 
mas W. Simons, sprach auf einer 
Sitzung mit dem Titel: »Eastern 
European Prospects« (»Aussich- 
ten für Osteuropa«). 


Blackwill kam frisch aus einer Sit- 
zung in Arden House - dessen 
Gründer, Averell Harriman, bei 
der Gründung der Bilderberg- 
Gruppe eine Hauptrolle gespielt 
hatte —. Im Arden House verkün- 
dete Blackwill den »Great Bar- 
gain«-Vorschlag, den er mit Gra- 
ham Allison, selbst häufiger Teil- 
nehmer an Bilderberg-Sitzungen 
und ehemaliger Berater für Mi- 
chael Dukatis, ausgearbeitet 
hatte. Presseberichte über das Er- 
eignis sprechen davon, daß der 
Westen einen Marshall-Plan in 
Höhe von 100 Milliarden Dollar 
durchführen soll, um Gorbat- 
schow und die sowjetische Wirt- 
schaft zu retten, als Gegenlei- 
stung dafür, daß die Sowjets ihren 
Freihandelsmarkt-Sparplan vor- 
antreiben. 


Wie ein Berater für den Leiter 
der Bilderberg-Gruppe, David 
Rockefeller, mitteilte, war dies 
nur ein »Feigenblatt« für George 
Bush, der natürlich keine 100 
Milliarden Dollar dafür übrig 
hat. 


Superkapitalistische 
Vision einer 
Freihandelszone 


Dies bereitete auch den Weg für 
Bushs Verkündigung am 11. Juni 
1991, zwei Tage nach der Bilder- 
berg-Sitzung, daß er darüber hin- 
aus auf Jackson-Vanik verzichten 
und den Sowjets 1,5 Milliarden 


Dollar an Weizensubvention ge- ° 


währen werde. Bei dieser Insze- 
nierung arbeitete der Harvard- 
Wirtschaftler Jeffrey Sachs, der 
als Befürworter der »Sparplan- 
Schocktherapie« des IWF die pol- 
nische Volkswirtschaft fast ver- 
nichtet hat, mit den Bilderber- 
gern Blackwill und Allison zu- 
sammen. Das andere Mitglied 
der Arbeitsgruppe, der sich die- 
ser mit Gorbatschows Segen an- 
schloß, war Grigory Jawlinsky, 
der kürzlich zurückgetretene 
stellvertretende Ministerpräsi- 
dent der Russischen Föderation, 
der den 500-Tage-Plan schrieb, 
der durch das In-die-Höhe-Trei- 
ben der Nahrungsmittel- und an- 
derer Verbrauchsgüterpreise, wie 
das in Polen geschah, für 70 Mil- 
lionen russischer Rentner prak- 
tisch den Hungertod bedeuten 
würde. , 

Es war der Auftrakt einer Diskus- 
sion bis zum Gipfeltretten der G- 
7 wie man Gorbatschow helfen 
könnte, aber das Ganze hatte die 
Gestalt einer weiteren superkapi- 
talistischen Vision einer weltwei- 
ten Freihandelszone. Oo 
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Europa- 
Journal 


In der EG 
herrscht 
Unmut über 
Einwanderung 


Vor den Toren der EG-Länder 
drängen sich Hunderttausende 
von Menschen, um auf jede nur 
mögliche Art und Weise und um 
jeden Preis in das »gelobte Land« 


‘zu gelangen, um dort gleich wel- 


che Arbeit zu bekommen. Sie 
sind zu allem entschlossen, um 
vor Armut, Diktatur oder Ver- 
zweiflung zu fliehen. Aus dem 
südlichen Mittelmeergebiet, aus 
Osteuropa, aber auch aus fernen 
Ländern wie Schwarzafrika und 
Asien ziehen die Menschenmas- 
sen zu den Grenzen der Europäi- 
schen Gemeinschaft, die tagtäg- 
lich von Tausenden überschritten 
werden. Meistens sind es illegale 
Grenzüberschreitungen von Leu- 
ten, die sich ohne Aufenthalts- 
und Arbeitsgenehmigungen in 
den großen und kleinen Städten 
dieses ihnen reich erscheinenden 
Europas niederlassen. Inzwi- 
schen sind es Massen geworden, 


deren Anwesenheit schwer zu lö- 


sende Probleme mit sich bringt. 


Heute ist man in den EG-Län- 
dern der weit verbreiteten Mei- 
nung, mit einer zu starken Anwe- 
senheit von Fremden aus Nicht- 
mitgliedsländern konfrontiert zu 
sein. 50 Prozent der EG-Bürger 
sind dieser Ansicht. 34 Prozent 
meinen, es gäbe zwar viele, aber 
nicht zu viele; wiederum neun 
Prozent finden, sie seien nicht 
»zu viele«. Die Italiener sind mit 
63 Prozent die Intolerantesten; 
ihnen folgen die Franzosen und 


‚Belgier mit 56 Prozent. Am ande- 


ren Ende der Skala stehen die 
Iren mit 12 Prozent, die Portugie- 
sen mit 18 Prozent und die Lu- 
xemburger mit 20 Prozent. 


“Man darf dies nicht als Rassismus 


ansehen, jedenfalls nicht für den 
Großteil der Antworten, denn 
die Herkunft der Einwanderer 
scheint den meisten Bewohnern 
der Europäischen Gemeinschaft 
gleichgültig. Ob sie nun aus dem 
südlichen Mittelmeerraum oder 
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aus Osteuropa kommen ist einer- 
lei. 14 Prozent der Befragten wür- 
den sie ohne Vorbehalte empfan- 
gen, 60 Prozent erstgenannte mit 
Beschränkung und 23 Prozent 
wollen sie überhaupt nicht akzep- 
tieren, Für die Osteuropäer sind 
die entsprechenden Prozentsätze 
63 Prozent und 20 Prozent. 


Das Mißtrauen gegenüber den 
Menschen aus dem Süden ist bei 
den Belgiern mit 34 Prozent, ge- 
folgt von den Franzosen mit 33 
Prozent und den Holländern mit 
28 Prozent am stärksten. Die Bel- 
gier sind auch stärker gegen die 
Einwanderer aus Osteuropa (27 
Prozent). Ihnen folgen die Deut- 
schen (26 Prozent) und die Grie- 
chen (24 Prozent). 


Was das Asylrecht anbelangt, so 
ist die Einstellung günstiger: 24 
Prozent der Europäer würden 
den Einwanderern ein solches 
Asylrecht ohne Beschränkun- 
gen, 52 Prozent mit Beschrän- 
kungen und 19 Prozent über- 
haupt nicht gewähren. Auch hier 
sind die Belgier mit 29 Prozent 
Ablehnungen am härtesten, ge- 
folgt von den Franzosen und 
Deutschen mit 24 Prozent. 


Jedenfalls kommen für die Ein- 
wanderer schwere Zeiten. So 
wollen nur 19 Prozent der -EG- 
Bürger ihnen mehr Rechte ein- 
räumen, 39 Prozent sind für die 
Beibehaltung der heutigen Situa- 
tion und 33 Prozent wollen die 
Rechte eingeschränkt wissen. 
Vor einem Jahr war das Verhält- 
nis umgekehrt: 33 Prozent waren 
für eine Erweiterung, und nur 19 
Prozent für eine Einschränkung 
der Rechte. An der Spitze der 
Verhärtung stehen wiederum die 
Belgier mit 50 Prozent für eine 
Einschränkung der Rechte, ge- 
folgt von den Briten mit 43 Pro- 
zent und den Franzosen mit 41 
Prozent. oO 


Rote Armee 


besetzt weitere 
Gebäude 
in Litauen 


Ein Anzeichen dafür, daß sich 
das amerikanisch-sowjetische 
Gipfeltreffen mit den Problemen 
Litauens beschäftigte, wo die So- 
wjets weiterhin aggressiv vorge- 
hen, ohne daß seitens der USA 
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dagegen protestiert wird, gab es 
nicht. Sowjetische Schwarzba- 
rett-Iruppen haben weiterhin 
Gebäude beschlagnahmt und 
operieren in Litauen völlig unge- 
niert. 


Der Presseprecher des Obersten 
Rates der Republik Litauen, An- 
drins Azubalis: »Wir gewinnen 
den Eindruck, daß die Führung 
der Sowjetunion entweder die 
Gewalt über.die in Litauen ausge- 
schwärmten Militäreinheiten ver- 
loren hat oder lügt, wenn sie mit 
der litauischen Führung in Ver- 
bindung tritt. Erst in der vergan- 
genen Nacht, während eines Tele- 
fongesprächs zwischen dem Prä- 
sidenten der Republik Litauen 
Vytautas Landsbergis und dem 
sowjetischen Premierminister Wi- 
talij Dogushjew bestätigte dieser, 
daß von einer Anwendung von 
Gewalt keine Rede sein könne, 
und daß alle strittigen Fragen 
durch politische und wirtschaftli- 
che Vereinbarungen gelöst wer- 
den müssen.« 


Im Gegensatz zu Aktionen im Ja- 
nuar, verlautet aus litauischen 
Kreisen, schließen die derzeiti- 
gen Aktionen der Sowjets andere 
Städte außer Wilna und Kaunas 
ein, und mindestens zwölf Regie- 
rungsgebäude sind davon betrof- 
fen. Algimantas Norvales, ein 
Abgeordneter des Obersten Ra- 
tes, setzte das Parlament davon 
in Kenntnis, daß während der 
Nacht verschiedene technische 
Schulen, ein Hotel und zwei 
Sportklubs angegriffen und be- 
setzt wurden. Das Militär habe 
das technische Gerät, Baumate- 
rialien und Autos beschlag- 
nahmt. m) 


Italien unter- 
sucht den 
Mordversuch 
am Papst 


Zehn Jahre nachdem auf Papst 
Johannes Paul Il. geschossen 
wurde, eröffnet die italienische 
Regierung noch einmal ihre Un- 
tersuchung, um herauszufinden, 
wer und was hinter dem türki- 
schen Revolverhelden Mehemet 
Ali Agca stand, berichtet die 
»New York Times« in einem der 
ersten Berichte in der amerikani- 
schen Presse, in dem die neuen 
Aktivitäten des italienischen 
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Amts des Friedensrichters und 


religiöser sowie politischer Füh- 
rungspersönlichkeiten zur Auf- 


klärung des Mordversuchs .auf :: 


dem Sankt Peters-Platz am 13. 
Mai 1981 zur Kenntnis genom- 
men werden. In dem Artikel in 


der »New York Times« werden je- - ° 
doch einige der bedeutsameren . 


Merkmale der Untersuchung ver- 


‚schleiert. 


Die bulgarische Regierung bil- 
ligte kürzlich den Antrag einer in 
Washington ansässigen Gruppe 
von Politikern, Akten des bulga- 
rischen Geheimdienstes zu 
durchforschen, und die »New 
York Times« berichtet, daß Sofia 


»mit ausländischen Geheimdien- : 


sten, darunter dem CIA«, Ver- 
bindung aufgenommen hat. Das 
Thema des Artikels ist, daß Agca 
ein Agent des bulgarischen Ge- 


heimdienstes und des KGB war, - ' 


der den Papst wegen seiner Tätig- 
keiten für die Solidarnosc in Po- 
len töten wollte. 


Was die Zeitung aber nicht. be- 
richtet ist, daß in der vorherge- 
henden Woche einige der maß- 
geblichen früheren Persönlich- 
keiten des Vatikans, darunter 


‘zwei Kardinäle - der ehemalige 


»Außenminister« Achille Silve- ' 


strini und Kardinal Oddi, sowie 
Monsignore Angelo Rizzi, der 
derzeitige Nuntius für Sofia -, 
diese vereinfachte Erklärung zu- 
rückgewiesen haben. Viele dem 
Vatikan nahestehenden Medien 
weisen auf die Notwendigkeit 
hin, nicht nur die Sowjetunion 
sondern auch die andere Super- 
macht in die. ‚Untersuchungen 
einzubeziehen. Monsignor Rizzi 
stellte Anfang Mai fest: »Ich 
habe niemals an eine Verwick- 
lung der bulgarischen Behörden 
in den Mordversuch geglaubt.« 


Die katholische Tageszeitung 
»Avvenire« wies kürzlich auf die 
Tatsache hin, daß Agca in Libyen 
durch den ehemaligen verdeck- 
ten Agenten des CIA, Frank Ter- 
pil, ausgebildet wurde. Terpil 
pflegte von dem ehemaligen Lei- 
ter der verdeckten Operationen 
des CIA, Theodore Shackley, der- 
zeit inoffizieller Berater von Ge- 
orge Bush in Geheimdienstange- 
legenheiten, Befehle entgegen zu 
nehmen. Beobachter in Rom 
wiesen darauf hin, daß die Ange- 
legenheit des Mordversuchs am 
Papst heute dazu benutzt werden 
könnte, um einen Dialog zwi- 
schen dem Vatikan und Moskau 
zu verhindern. Pe 
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Erzbischof von 
Köln kritisiert 


| Liberalismus 
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Nicht einmal Kommunisten hät- 
ten es gewagt, den Papst so anzu- 
greifen, wie es die Liberalen 
heute tun, klagte der Erzbischof 
von Köln Kardinal Meisner in ei- 
nem Interview mit dem Journal 
seiner Diözese. Der Kardinal rea- 
gierte damit mit scharfen Worten 


‘auf einen kürzlichen Angriff auf 


den Papst und die Bevölkerungs- 


“ wachstumspolitik der katholi- 


schen Kirche durch Otto Graf 


Lambsdorff, Bundesvorsitzen- 
der der Freien Demokratischen 
Partei (FDP). 


Meisner sagte, er sei 43 Jahre 
lang gezwungen gewesen, unter 
dem kommunistischen Regime 


. der SED in der DDR zu leben 


und zu arbeiten, aber niemals in 
seinem Leben habe er »solche 
frechen Angriffe von SED-Politi- 
kern auf die Lehren und das Le- 


“ben der katholischen Kirche und 


des Papstes erlebt«. Er sagte, die 
Lambsdorff-Affäre beweise, daß 
nach dem Sturz des Marxismus 
der Liberalismus eine »ver- 
gleichsweise ernsthafte Bedro- 


hung für die Menschheit ist«. 


Indem er die Ansichten der Kir- 
che über Bevölkerungswachstum 
und Abtreibung verteidigte, 
stellte Meisner den moralischen 
Charakter einer Partei wie die 
FDP, die die »Legalisierung der 
Tötung ungeborener Menschen- 
leben zur zentralen Frage ihrer 


- Politik macht«,inFrage.._ OD 


Konflikte 


zwischen 
Griechenland 


.und der Türkei 


Drohende Bemerkungen des tür- 


‘kischen Staatspräsidenten Turgut 


Ozal, als Reaktion auf türken- 
feindliche Proteste von Griechen 
und Zyprioten während seiner 
jüngsten Reise nach Australien 
und Neuseeland, haben in Grie- 
chenland einen Aufruhr entfacht. 


- Özal wiederholte türkische An- 
sprüche auf Rhodos und weitere 


elf Inseln vor der Südküste der 
Türkei, die bis 1912 zum Ottoma- 


nischen Reich gehörten, 35 Jahre 


lang unter italienischer Besat- 
zung standen und dann 1947 an 
Griechenland fielen. \ 


»Wenn ich damals an der Macht 
gewesen wäre, hätte ich den Do- 
dekanes erobert«, erklärte Ozal. 
»Wir sind eine Nation von 56 Mil- 
lionen Menschen und sie nur von 
zehn Millionen, daher können sie 
sich nicht mit uns messen, also 
sollen sie friedlich sein! Wir ha- 
ben die Rechte der Türken in Bul- 
garien durchgedrückt und jetzt 
steht Grichenland auf der Tages- 
ordnung.« 


Ozal sagte, die Griechen hätten 
Angst vor den Türken: »Wir ver- 
setzten ihnen nach dem Ersten 
Weltkrieg einen Schlag, als sie 
die zwölf Inseln, die uns gehör- 
ten, von Italien als Geschenk er- 
hielten, aber in Zypern setzten 
wir ihren Träumen von Enosis ein 
Ende und verhinderten die Anne- 
xion der Inseln durch Griechen- 
land, aber sie geben immer noch 
nicht auf. Es spielt keine Rolle, 
unter welchen Fittichen sie 
Schutz suchen mögen- sie kön- 
nen sich nicht mit uns messen.« 

Der griechische Außenminister 
Andonis Samaras reagierte auf 
die Angriffe in einem Interview 
mit der Athener Tageszeitung 
»To Vima« und sagte, Özals Be- 
merkungen seien ein »Zeichen 
dafür, daß die Türken beabsichti- 
gen, den Geist der Hegemonie 
des Ottomanischen Reiches wie- 
der zu beleben. Aber Ozal hat 
noch nicht erklärt, daß er auch 
beabsichtigt, Belgrad und Wien 
zu erobern.« Oo 


Moskau setzt 
Armenien die 
Daumen- 
schrauben an. 


Die Kampagne der sowjetischen 
Führung, Armenien dazu zu 
zwingen, seine Absicht aufzuge- 
ben, im Herbst formell seine Un- 
abhängigkeit zu erklären, be- 
weist, daß in der Vereinbarung 
vom 23. April dieses Jahres zwi- 
schen dem Präsidenten der 
UdSSR und dem Präsidenten der 
Russischen Förderation, Michail 
Gorbatschow und Boris Jelzin, 
drastische Maßnahmen gegen die 
kleineren Republiken vorgese- 
hen sind. 

Dutzende von Armeniern in der 


Region von Aserbaidschan, die 


an Armenien angrenzt, wurden 
in einem Sondereinsatz von Son- 
dereinheiten der UdSSR getötet. 
Ein armenischer Parlaments- 
abgeordneter äußerte, daß der 
Kommandeur der Truppen des 
sowjetischen Innenministeriums, 
General Juri Schatalin, gesagt ha- 
ben soll: »Meine Offiziere sind 
bereit, Armenien dem Erdboden 
gleichzumachen. Denken Sie 
daran, wir beherrschen die Kern- 
kraftanlage. Ist Ihnen dies be- 
kannt?« 


Auch Gorbatschow äußerte sich 
dem aserbaidschanischen Führer 
Mutalobow gegenüber, Moskau 
habe den Aseris volle Rücken- 
deckung gegen Armenien ge- 
währt. Dies sei Teil der »gehei- 
men Abmachungen« des am 23. 
April 1991 ausgearbeiteten Uni- 
onsvertrages, den Aserbaidschan 
unterzeichnet hat. Der geheime 
Teil des Vertrages sieht vor, daß 
jene Republiken, die nicht bereit 
sind den Unionsvertrag zu unter- 
zeichnen als Ausland. behandelt 
werden, mit allen Konsequen- 
zen, die das mitsich bringt. DI 


Experten des 
Roten Kreuzes 
machen UNO 


für Tote 


im Irak 
verantwortlich 


Die Luftangriffe, der von den 
USA angeführten Koalition und 
das Embargo der Vereinten Na- 
tionen, sind schuld daran, wenn 
fünf bis sechs Millionen Zivili- 
sten im südlichen Irak die Nach- 
kriegszerstörung der Infrastruk- 
tur nicht überleben, Opfer von 
Epidemien, Erschöpfung und 
Hungersnot werden. Dies ist die 
Entwicklung, wie sie der deut- 
sche Experte für Hilfsleistungen 


“Peter Fuchs, der kürzlich mit der 


»Task Force Gulf« (»Einsatz- 
gruppe Golf«) des Internationa- 
len Roten Kreuzes im Irak 
weilte, schilderte. 

Fuchs klagte den Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen an, in der 
kritischsten Phase Hilfsmissio- 
nen dadurch hinausgezögert zu 
haben, daß er auf die alarmieren- 
den Berichte des Roten Kreuzes 
nicht reagiert habe. Die mehrere 
Hunderttausend Tonnen an Hilfs- 
lieferungen des Roten Kreuzes 


-für den südlichen Irak seien zu 


spät eingetroffen. 

»Fünf bis sechs Millionen Men- 
schen im südlichen Irak kämpfen 
praktisch um das nackte Überle- 
ben«, sagte Fuchs, der auch die 
westlichen Medien wegen ihres 
Desinteresses, über’die dort herr- 
schende dramatische Situation zu 
berichten, angriff. oO 


Ein 
europäisches 


FBI steht zur 
Diskussion 


Die Schaffung einer europäi- 
schen Polizeimacht nach dem 
Muster des amerikanischen Fede- 
ral Bureau of Investigation (FBI) 
würde gegen den Grundsatz der . 
nationalen Souveränität versto- 
ßen, sagten schwedische Regie- 
rungsbeamte, die von der Stock: 
holmer Tageszeitung »Dagens 
Nyheter« zitiert wurden. 


Pläne zum Aufbau einer solchen 
Polizeitruppe werden zur Zeit 
von den zwölf Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft disku- 
tiert, die zur TREVI (Terrorism, 
Radicalsim, Violence Internatio- 
nal), einem Forum zur polizeili- 
chen Zusammenarbeit unter den 
EG-Ländern, gehören. Schwe- 
den ist noch nicht Mitglied der 
EG, darf aber als »gleichgesinn- 
tes« Land an den Gesprächen 
teilnehmen. 


Die Nordic National Police Asso- 
ciations - darunter Finnland, 
Schweden, Dänemark, Norwe- 
gen und Island - haben die Kon- 
zeptionen des »hot pursuit« (Poli- 
zei überquert Grenzen, um Ver- 
brecher in einem anderen Land 
zu jagen) und die Abschaffung 
von Grenzkontrollen eindeutig 
abgelehnt. 


Nach fünf Jahren Verhandlungen 
haben Deutschland, Frankreich, 
Italien und die Benelux-Länder 
das sogenannte Schengener-Ab- 
kommen unterzeichnet, das »hot 
pursuit«, heiße Verfolgung, eine 
vereinheitliche Drogen- und Waf- 
fenpolitik, sowie eine gemein- 
same Politik für Flüchtlinge zu- 
läßt. Sein Computer-Register, 
wenn voll entwickelt, wird eine 
Million Namen »unerwünschter 
Personen wie angeklagte Verbre- 
cher, Flüchtlinge und Terroristen 
enhalten. DO 
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| Frankreich | 


Der Aufstieg 


des 


Nationalismus 


Francois Franco 


Als sich das französische Establishment auf die Feierlichkeiten zum 
alljährlichen Tag der Bastille am 14. Juli vorbereitete, den es recht- 
mäßig mit dem amerikanischen 4. Juli vergleicht, läuteten schon die 
Glocken den unmittelbar bevorstehenden politischen Abgang des 
sozialistisch-kommunistischen Regimes von Francois Mitterrand 


ein. 


Das politische Glück von Jean 
Marie Le Pen, des Führers der va- 
terländischen Font National, ist 
im Aufstieg begriffen, und das 
Establishment, das jeden schmut- 
zigen Trick, der im Buche steht, 
angewendet hat, um seine Ver- 
nichtung herbeizuführen, steht 
kurz davor, seine Niederlage ein- 
 zugestehen. 


In jedem Dorf und jeder Stadt 
überall in Frankreich fanden Ge- 
gendemonstrationen statt, um 
gegen die Erinnerungsfeierlich- 
keiten zu demonstrieren, unter 
dem Slogan: »Die Revolution ist 
abstoßend«. 


Flugschriften, Flugblätter und 
Artikel in großen patriotischen 
Zeitungen wie »Pr&sent«, »Riva- 
rol«, »National Hebdo«, »Mi- 
nute« und anderen brachten eine 
Fülle von Dokumentationen, in 
denen der vom Establishment un- 
terstützten Version der Französi- 
schen Revolution widersprochen 
wird. 


Diese Artikel beweisen, daß die 
Revolution die Machtergreifung 
durch eine franzosenfeindliche 
Minderheit war, die dann damit 
begann, 3,5 Millionen Franzosen 
willkürlich zu vernichten. Die 
gleichen Mörder sind über ihre 
Nachkommen bis heute an der 
Macht geblieben, wenn auch ihr 
Griff am Steuerrad rutscht. 


Diese geheimnisvolle Gruppe, 
alle durch Mitgliedschaft im 
Groß-Orient, einem Geheimor- 
den der Freimaurer, miteinander 
- verbunden, (CODE berichtete 
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Nach diesem System formten 
auch Lenin und Trotzky ihr bol- 
schewistische Terrorregieme, was 
50 Millionen Menschen den Tod 
brachte. 


Mit den Partnern, den Gaullisten 
und den Kommunisten, hat der 
Groß-Orient seit Ende des Zwei- 
ten Weltkriegs mehr als 8,5 Mil- 
lionen Fremde aus Asien und 
Afrika ins Land geholt zu dem 
zweifachen Zweck, billige Ar- 
beitskräfte zu haben, und um die 
Reihen der gebürtigen Franzosen 
aufzufüllen, die bereit sind, den 
Griff des Groß-Orients auf die 
Macht und seinen Einfluß auf po- 
litische Ernennungen von Bedeu- 
tung, die über Generationen hin- 
weg wie Erbstücke weiterge- 
reicht wurden, weiter zu dulden. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg im 
Jahre 1945 tobte sich der Groß- 


Die Politik Frangois Mitterrands und des Groß-Orients in Fragen 
der Asylpolitik stellt das Land vor unlösbare Probleme. 


Jean-Marie Le Pen kann mit immer größerer Zustimmung der 
Franzosen rechnen und sich auf das Präsidentenamt vorbereiten. 


darüber) beherrscht Frankreich 
nun schon seit 200 Jahren. Sie hat 
eine allgegenwärtige Bürokratie 
und ein Polizeinetzwerk geschaf- 
fen, um die allgemeine Bevölke- 
rung bei der Stange zu halten. 


Orient darin aus, was er am be- 
sten kann. Mit einer Wiederho- 
lung seines Terrorregimes wäh- 
rend der Revolution und unter 
dem entgegenkommend abge- 
wendeten Blick der Alliierten, di- 
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rigierte der Groß-Orient gaulli- 
stische 
Rowdies, die sich in eine Orgie 
des Massenmordes an Menschen 
gestützt hatten, die der »Kollabo- 
ration« mit den Deutschen be- 
zichtigt worden waren. Frauen 
wurden nackt durch die Straßen 
geführt, mit geschorenem Kopf, 
bevor sie zu Tode gefoltert wur- 
den. Männer wurden wie tollwü- 
tige Hunde abgeknallt, und sogar 
Kinder wurden an Hinrichtungs- 
pfosten gebunden und erschos- 
sen. Die Todesziffer: 1,5 Millio- 
nen Menschen. 


Die Täter, die dem Vorbild ihrer’ 


Ahnen von 1789 nacheiferten, 
eigneten sich auch das Hab und 
Gut der Opfer an. In beiden Fäl- 
len waren die meisten der Opfer 
Handwerke, Bauern, kleine La- 
deninhaber und Facharbeiter. 
Die Mehrheit der Opfer hatten 
niemals irgendwelche Verbindun- 
gen zu den Deutschen; sie wur- 
den wegen ihres Widerstands ge- 
gen den Kommunismus und we- 
gen ihres Nationalismus ganz ein- 
fach als Feindes des Groß-Orients 
erachtet. Die erschütternde Ge- 
schichte wird in dem Buch 
»France, the Tragic Years« des 
englischen Autors Sisley Huddle- 
ston erzählt. 


Eine ganze Generation ver- 


- schwand, und der Groß-Orient 


dachte, er sei die letzten patrioti- 
schen Elemente in Frankreich 
endlich losgeworden. 


Vor vierzig Jahren ging ein junger 
Kelte aus der Bretagne: Le Pen, 
in die Politik. Der Machtblock 


- des Groß-Orient konnte es nicht 


fassen. Hier war einer, der so- 
wohl den Erschießungskomman- 
dos als auch der in dem vom 
Groß-Orient  beherrschenden 


Schulwesen vollbrachten Gehirn- . 


wäsche entgangen war. Schlim- 
mer noch, er hatten den Mut, die 
bestehende Machtstruktur her- 
auszufordern. 


Ohne Rückendeckung eines et- 
ablierten politischen Netzwerks, 
ohne finanzielle Unterstützung, 
wie öffentliche Gelder, die an die 
politischen Parteien des Esta- 
blishments ausgeschüttet wer- 
den, mußten die Mitglieder der 
aufkeimenden Front National für 
alles in die eigene Tasche greifen. 
Während der Groß-Orient eine 
unterwürfige Presse und den von 
der Regierung gesteuerten Rund- 
funk und das Fernsehen kom- 
mandierte, mußten die Wähler 


und kommunistische 


En Saat 


de 


. 


“ 


der Front National ihre eigenen 
Medien schaffen. 


-Als wiederholte Mordversuche 


an Le Pen und seiner Familie 
fehlschlugen, wurden andere Me- 
thoden der Sabotage angewe- 
dent: Totschweigen, hysterische 
Angriffe, Wahlbetrug und stän- 
dige gerichtliche Belästigungen. 
Nichts klappte. Die Front Natio- 
nal wuchs und wuchs. 


Eine krasse 
Schlafzimmer-Politik 


Jetzt hat das Establishment 
schon fast klein beigegeben und 
seine. Niederlage eingeräumt. 
Die Botschaft aus dem Kernland 


: » Frankreichs hat gezündet, und 
“die Lakaien des Groß-Orient 


sind dazu’ übergegangen, unter 
sich zu streiten und zu zanken 
und. Verlautbarungen herauszu- 
geben, die Le Pens ‚Auftritten 
nachgeahmt sind, in der Hoff- 
nung, die Botschaft der Front Na- 
tional für sich nutzen zu können. 
Mitterrand setzte einen neuen 
Premierminister ein, Edith Cres- 


‘son, die wie weit verbreitete Ge- 


rüchte besagen, seine Mätresse 
sein soll, in der Hoffnung, die 


Stimmen der Feministen an sich 
“zu ziehen. Der Schuß ging nach 


hinten los, da wütende Femini- 
sten die Ernennung als krasse 
Schlafzimmer-Politik - verurteil- 
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Mit einer allerletzten Bemü- 


‚hung, die Stimmen der Franzo- 
. sen zurückzugewinnen, die, wie 


die Berater des Groß-Orient ih- 
nen sagten, Eiferer und Rassisten 
seien, sagte der gaullistische Füh- 
rer Jacques Chirac: »Die arabi- 
schen Einwanderer nach Frank- 
reich müssen Frankreich verlas- 
sen, weil sie stinken und Läuse 
mit sich herumschleppen.« 


- Um nicht an die Seite gedrängt zu 


werden, nannte Frau Cresson die 
Japaner »intrigierende gelbe Teu- 
fel« und sagte, sie wolle ganze 


: Flotten von Flugzeugen char- 


tern, um »alle die ungewasche- 


‘nen Araber« nach Hause zurück- 


zuführen. 


Le Pen hat die arabischen Ein- 
wanderer niemals beleidigt. Er 


‘verlieh ganz einfach dem Stand- 


punkt: Frankreich für die Franzo- 
sen Ausdruck und verwarf die 


"vorsätzliche Regierungspolitik, 


zu politischen Zwecken eine 


‚große Anzahl von Fremden ins 


Land zu holen. Le Pen wird ei- 


_ gentlich in der arabischen Ge- 


meinde geachtet, vor allem we- 
gen seiner grundsätzlichen hal- 
tung gegenüber George Bushs 
Krieg gegen den Irak und Frank- 
reichs Teilname an dem Treiben 
der Alliierten. 


Mit einem weiteren zynischen 
Versuch, das Ansehen der Front 
National in den Augen der Bevöl- 
kerung zu schmälern, kündigte 
Ministerpräsidentin Cresson 
neue Maßnahmen an, um angeb- 
lich der illegalen Einwanderung 
nach Frankreich ein Ende zu be- 
reiten. Zwei Tage, nachdem sie 
gesagt hatte, sie wolle Flugzeuge 
chartern, um Einwanderer aus 
Frankreich zu deportieren, sagte 
sie, die Regierung werde eine 
Reihe von angeblich harten Maß- 
nahmen ergreifen, um das Pro- 
blem zu lösen. 


Halliday singt 
für Le Pen 


Diese energischen Worte werden 
jedoch durch die Schwäche der 
unternommenen Schritte, von 
denen man erwartet, daß sie 
kaum Einfluß auf das Problem 
haben werden, Lügen gestraft. 
Die Ministerpräsidentin bestritt, 
daß dies ein Versuch sei, die 
Front National daran zu hindern, 
in dieser Sache weitere Erfolge 
zu erringen. 


Ein sicheres Zeichen der Zeit 
kam als das französische Rock- 
Idol Johnny Halliday, trotz seines 
angenommenen Names ein Fran- 
zose und seit Jahren der volks- 
tümlichste Künstler — obwohl er 
außerhalb Frankreichs so gut wie 
unbekannt ist -, im Fernsehen 
verkündete, er werde auf jeder 
Versammlung Le Pens auftreten, 
weil Le Pen »das Volk repräsen- 
tiert«. 


Hallidays Unterstützung könnte 
leicht Millionen französische Ju- 
gendliche im wahlfähigen Alter 
auf die Seite Le Pens und der 
Front National ziehen. 


‚Die diesjähren Feierlichkeiten 


zum 14. Juli könnten sich als Wen- 
depunkt in der französischen Ge- 
schichte erweisen, der Tag, an 
dem Franzosen der von den Frei- 
maurern des Groß-Orient diri- 
gierten elitären Verschwörung, 
die Macht über Frankreich aus 
den -Händen wanden und damit 
begannen, ihr Schicksal selbst in 
die Hand zu nehmen. el 
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Großbritannien 


Der Zauber 
der britischen 
Königsfamilie 


John Springfielld 


Ein einschmeichelndes Buch über Königin Elizabeth Il. ist jetzt von 
Roland Flamini im New Yorker Delacorte Press Verlag erschienen. 
Das Buch, das anläßlich ihres 65. Geburtstags geschrieben wurde, ist 
schwierig, zeitweilig sogar unerträglich zu lesen. Aber seltsamer- 
weise ist es gerade dies, was das Buch zu einer interessanten Kuriosi- 
tät, zu einer Alternative zu, sagen wir einmal, einem Zoobesuch 
macht. Es ist eine Art von Buch, das dem nahekommen könnte, was 
»Lillibet« selbst über sich geschrieben haben möchte. 


Wie Roland Flamini wiederholt 
herausstreicht, ist das wesentli- 
che Image, das mit der Monar- 
chie und mit der Einstellung des 
Volkes zusammenhängt, ihr Zau- 
ber. Er ist offensichtlich dem 
Ziel, diese Aura beizubehalten, 
treu. Die Menschen projezieren 
ihre eigenen Fatasien in die briti- 
sche Königsfamilie hinein. Zu 
verschiedenen Zeiten in diesem 
Jahrhundert hat die britische Be- 
völkerung schreckliche Entbeh- 
rungen erlitten und war doch an- 
genehm erregt über dieses oder 
jenes königliche Ritual oder be- 
sonderen Anlaß. 


Macht, Untaten 
und Erbarmungslosigkeit 


Flamini berichtet, daß, als Mitte 
der fünfziger Jahre die Königin 
Nigeria, damals noch eine bri- 
tisch Kolonie, besuchte, die 
Volksmenge die Straße von La- 
gos säumten und jubelten. Indes- 
sen wurden. 2,40 Meter hohe 
Wände aus Wellblech errichtet, 
um die Slums, in denen die Mehr- 
heit der Bevölkerung hauste, vor 
den Augen der Königin zu verber- 
gen. Wieder einmal Zauber in sei- 


ner brutalsten und krassesten 


Form. 


Daher ist die eigentliche Frage, 
die sich durch die Rezension die- 
ses Buches ergibt, eine für »uns 
normalen Leute«: Brauchen wir 
Zauber in unserem Leben? Dies 
ist eine grundlegende strategi- 
sche Frage. Institutionen mit ei- 


ner derartigen Macht, Erbar- 
mungslosigkeit und Fähigkeit zu 
Untaten wie das House of Wind- 
sor - eigentlich House of Mount- 
batten Windsor - könnten nicht 
lange überleben, wenn die »nor- 
malen Leute«, nicht nur Briten 
sondern auch amerikanische Bür- 
ger, die verrückterweise gera- 
dezu wild darauf sind, wieder bri- 
tische Untertanen zu werden, 
keine britische Königsfamilie ha- 
ben wollten, auf die sie ihre Fan- 
tasien und wenig vernünftigen: 
Wünsche projizieren können. 


Der Glaube an den Zauber setzt 
nicht nur den Verstand herab und 
zerstört unser Denkvermögen, 
sondern hat in der realen, physi- 
kalischen Welt katastrophale Fol- 
gen. 


Die Kriegerkönigin 
der Briten 


Eine Übertreibung? Als Hinter- 
grund zu diesem Buch betrachte 
man einmal die brutalen Ereig- 
nisse am Golf in den letzten Mo- 
naten, und die Reise der Königin 
Elizabeth II. in die Vereinigten 
Staaten vom 14. bis 27. Mai die- 
ses Jahres einschließlich ihrer An- 
sprache vor einer gemeinsamen 


Sitzung des amerikanischen Kon- 


gresses. 


Es waren die Briten, die in jeder 
Hinsicht hinter dem Golfkrieg 
standen, eine Tatsache, die von 
der britischen Zeitung »Guar- 
dian« in ihrer Ausgabe vom 2. 
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Großbritannien 


Der Zauber 
der britischen 
Königsfamilie 


Mai 1991 praktisch zugegeben 
wurde. Am 26. Februar hatte die 
Londoner »Times« berichtet, 
Ihre Majestät sei bestens mit den 
verschlungendsten Einzelheiten 
des Kriegsverlaufs vertraut, so 
sehr vertraut, daß sich britische 
Insider verpflichtet fühlten zu be- 
streiten, daß sie Großbritanniens 
»Kriegerkönigin« ist. 


Kurz nachdem der »Times«-Arti- 
kel erschienen war, kamen ein- 
flußreiche Kreise innerhalb des 
britischen Establishments auf die 
brilliante Idee, daß die Königin 
vor einer gemeinsamen Sitzung 
des Kongresses sprechen soll. 
Dies wurde amerikanischerseits 
akzeptiert. Nach britischen Pres- 
seberichten bestand ein Thema 
der Ansprache darin, »der ameri- 
kanischen Bevölkerung für den 
Golfkrieg zu danken«. Wie be- 
richtet wird, schlug die Königin 
kurz danach General Norman 
Schwarzkopf zum Ehrenritter. 


Ist es nur ein Zufall, daß dieser 
Schwarzkopf ein praktizierender 
Zauberer ist? Tatsache ist, daß 
der Golfkrieg, abgesehen von 
den Massentötungen, darin be- 
stand, das amerikanische Volk 
hinters Licht zu führen, damit es 
das glauben und sehen sollte, was 
die Verursacher dieses Chaos ihm 
einredeten. Leider wollten zu 
viele Amerikaner den Lügen, die 
man ihnen auftischte, unter ande- 
rem die, daß das »besondere Ver- 
hältnis« zu den Briten über allem 
stehe, und daß die Briten »unsere 
besten Verbündeten« seien, 
Glauben schenken. 


Königliche Säulen 
der Macht 


Mit solchen Gedanken als Hinter- 
grund fühlt sich der Rezensent 
verpflichtet, ein paar Dinge über 
die wirkliche Natur der briti- 
schen Monarchie, ihres Zaubers 
entkleidet, zu sagen. Es ist nicht 
die ganze Geschichte, beleuchtet 
aber einige der wesentlichen Fak- 
ten. Zeitweilig bezieht sie sich 
auf Fakten und Einzelheiten aus 
Flaminis Buch. 
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Königin Elisabeth Il. eröffnet in 
einer feierlichen Zeremonie 
das Parlament. 


Königin Elizabeth II. liegt auf 
der Linie der erbarmungslose- 
sten Halsabschneider, die seit 
1714 in Großbritannien auf dem 
Thron saßen. Es war das Jahr, in 
dem das Haus von Hannover ge- 
gründet wurde — unter Königin 
Victoria wurde der Name formell 
in »House of Saxe-Coburg-Go- 
tha« umbenannt, während der 
Name »House of Windsor« erst 
im Ersten Weltkrieg durch König 
Georg V. entstand, um während 
des Krieges die Verbindung der 
Monarchie mit Deutschland zu 
schwächen. 


Prinz Philipp, der unter Vor- 
mundschaft den Familiennamen 
seines Onkels Lord Louis Mount- 
batten annahm, gelang es, eine 
formelleZustimmung dafür ein- 
zuholen, den Namen der Monar- 
chie in Zukunft in »House of 


Mountbatten Windsor« ‚umzuän- 
dern. 


Elizabeth II. verkörpert die Kon- 
tinuität der gleichen monarchi- 
schen Abscheulichkeit, die in frü- 
heren Zeiten von dem hannove- 
ranischen König Georg III. per- 
sonifiziert wurde, den zu befreien 
amerikanische Patrioten ihr Blut 
vergossen haben. 


Etwa 60 deutsche 
Verwandten 


Die Königin ist das Sprachrohr 
für und die Vertreterin einer ge- 
waltigen oligarchischen Macht- 
struktur, die das britische Welt- 
reich mehr oder weniger über- 
lappt, über das das Haus von 
Sachsen-Coburg-Gotha/Windsor 
schon seit gut zwei Jahrhunder- 
ten herrscht. Die Monarchie wird 
von folgenden Säulen der Macht 
gestützt. 

Die Königin ist der primus inter 
pares einer europäischen monar- 


chistisch-aristokratischen Struk- 


tur, die sich sowohl aus regieren- 
den als auch aus abgesetzten Kö- 
nigshäusern zusammensetzt. Das 
Haus Windsor ist in der einen 
oder anderen Form mit den Kö- 
nigshäusern von Dänemark, Nor- 
wegen, Schweden, Griechen- 
land, den Balkanstaaten und an- 
deren, sowohl als auch mit Prin- 
zen, Herzogen und anderen Ade- 
ligen verwandt, die in Deutsch- 
land immer noch eine beträchtli- 
che Macht ausüben. 


Wie Flamini feststellt, hat Elizab- 
eth »etwa 60 deutsche Onkel, 
Tanten, Vettern und Kusinen, da- 
mit mehr als britische Ver- 
wandte«. Im von Krisen geschüt- 
telten Balkan besteht derzeit in 
Bulgarien, in Jugoslawien (Ser- 
bien), in Rumänien, eine sehr ak- 
tive und wachsende Bewegung, 
die es sich zum Ziel gesetzt hat, 
die Herrschaft der Monarchie 
wiederherzustellen - und genau 
dafür hatte sich ihr Vater Georg 
VI. nach dem Zweiten Weltkrieg 
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.. „eingesetzt. Nach der Londoner 
 »Times« vom 8. Mai 1991 hofft 


Kronprinz Peter von Jugosla- 
wien, »Vetter von Prinz Philipp 
und Patensohn der Königin«, dar- 
auf, daß er innerhalb von zwei 
Jahren nach Jugoslawien zurück- 
kehren und dort eine Monarchie 
»nach britischem Vorbild« ins Le- 


“ ben rufen kann. 


Die reichste 
Frau der Welt 


Nach Flaminis Ansicht, »wäre 


.eine natürliche Rolle der briti- 


schen Monarchie, die des führen- 
den Königshauses in den Verei- 
nigten Staaten von Europa«. Die 
Windsors seien die »Erfolgsge- 
schichte« im weltweiten monar- 
chischen Komplex. 


Die Queen ist die reichste Frau 


. und gehört sicherlich zu den 


reichsten Personen auf diesem 
Planeten. Flamini schreibt; »1987 
zollte die Zeitschrift »Fortune« 


- Elizabeth II. eine eigene Akko- 
‚lade als reichste Frau der Welt. 


Ihr persönliches Vermögen war 
auf 7,4 Milliarden Dollar ange- 


“ stiegen. Londoner Analytiker be- 


werteten ihre Aktienanteile auf 
nicht wengier als 3,3 Milliarden 
Dollar. Das Herzogtum von Lan- 
caster, ihr Hauptimmobilienbe- 
sitz im Vereinigten Königreich 


“: brachte 1986 ein unversteuertes 
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: Pachteinkommen von 2,4 Millio- 
- nen Dollar ein. Im darauffolgen- 


den Jahr belief sich der ge- 


- schätzte Gesamtwert ihrer Kunst- 


werke, Juwelen, Immobilien und 
Pferde auf 4,1 Milliarden Dollar. 


“ Und 1988 war ein gutes Rennjahr. 


Mit 32 Pferden im Training, ver- 


“ zeichnete sie 13 Gewinne, 12 


zweite Plätze, 5 dritte Plätze und 
9 vierte Plätze in 39 Rennen, und 
gewann über 120000 Dollar. Ihre 
Apanage nach der Civil List ist 
auch merklich gestiegen, auf fast 
6,8 Milliarden Dollar, aber für 
die meisten Briten gilt die Monar- 
chie immer noch als kostenwirk- 
sam.« 


Der letzte Satz verrät den Zynis- 
mus, mit dem das britische Kö- 
nigshaus auf seine Untertanen 


“ herabschaut. Die Civil List ist der 


»Zuschuß« der Königin, vorgeb- 
lich für Palastausgaben. Er wird 
von der britischen Regierung ge- 
währt und von den Steuergeldern 
der unglücklichen britischen Be- 
völkerung bezahlt. Auf der 
Grundlage. einer Vereinbarung, 


die ihr hannoveranischer Ahn- 


herr Georg III. einst mit dem Par- 
lament traf, zahlt die Königin je- 
doch weder Einkommen- noch 
Erbschaftsteuer. 


In einem Bericht in der Zeit- 
schrift »Harpers« Anfang dieses 
Jahres heißt es, daß die Königin 
durch ihre gewaltigen Geldanla- 
gen pro Tag zwei Millionen Pfund 
Sterling verdiene, was sie am 20. 
Februar zu einem Dementi 
zwang, in dem sie behauptete, sie 
habe keinerlei Besitztümer in 
Übersee und Schätzungen hin- 
sichtlich ihres Vermögens seien 
»wilde Spekulationen«. 


Die Firma und 
ihre Tribute _ 


Was die Kunst- und Juwelen- 
sammlung der königlichen Fami- 
lie anbelangt, so kommen diese 
über die Generationen hinweg in 
Form von »Geschenken« aus der 
britischen Bevölkerung oder so- 
gar als Tribut aus den ehemaligen 
Kolonien. Man stelle sich den 
Mutterwitz.einer Palasterklärung 
vor, die besagt, daß die Königin 
»von der Bevölkerung von 
Burma« kostbare Juwelen be- 
kommen habe. Die Kunstsamm- 
lung ist eine in Jahrhunderten zu- 
sammengetragene Sammlung, an 
der die jetzige Königin wenig ge- 
tan hat, um sie zu beschaffen 
oder zu ergänzen. 


Was die allgegenwärtigen Pferde 
betrifft, sind einige von ihnen 
wertvolle Geschenke von jenen 
arabischen Prinzen, um deren ty- 
rannische Herrschaft zu retten 
Hunderttausende, wenn nicht 
Millionen von Menschen in dem 
anglo-amerikanischen Kreuzzug 
am Golf geopfert werden. 


Ihr Vater Georg VI. schätzte es, 


das Haus Windsor als »Die 


Firma« zu bezeichnen, und ge- 
nau das ist es auch. Ein wenig be- 
kannter Gesichtspunkt der Ge- 
schichte »Der Firma« ist der, daß 
dieses gewaltige Vermögen nur 
innerhalb des letzten Jahrhun- 
derts zusammengerafft wurde. 
Als Königin Victoria Anfang des 


19. Jahrhunderts den Thron be-. 


stieg, steckte die Monarchie tief 
in Schulden. Aber während ihrer 
Regierungszeit und danach, als 
das britische Weltreich auf sein 
größtes Ausmaß aufgebaut 
wurde, füllten Tribute aus Indien, 
Südafrika und anderen Kolonien 
oft in Form von Juwelen die kö- 
niglichen Sehatztruhen. 


Flaminis Hinweise auf 3,3 Mil- 


‚liarden Dollar. an »Aktienantei- 


len« und auf »Immobilien« sind 


. wahrscheinlich äußerst konserva- 


tive Schätzungen über ein welt- 
weites Netz von riesigen Vermö- 
genswerten und Investitionen in 
Immobilien und anderen-Rechts- 
trägern. Die Monarchie kann 
auch das durch die City of Lon- 
don gehende Vermögen anzap- 
fen, in dem Sinn, daß die Institu- 
tionen des Finanzwesens und der 
Bürokratie des Palastes auf ver- 


schlungene Weise mit dem Ban- 


ken- und Finanzzentrum der City 
of London verzahnt sind. Diese 
gewaltige Macht subsummiert 
die ungeregelten Bankzentren 
des Commonwealth »vor der Kü- 
ste«, durch die ungeheure Sum- 
men an Drogengeld gewaschen 
werden. Natürlich liebt es die 
Monarchie nicht, wenn auf dies 
alles aufmerksam gemacht wird. 


Beziehungen innerhalb 


des magischen Kreises 


Diejenigen, denen durch den 
Buckingham Palace hohe Positio- 
nen verschafft werden, gehören 
zu einem eng verflochtenen Kon- 


glomerat von Familien und alt-. 


eingesessenen Interessen, oft mit 
bedeutenden Verbindungen zu 
Geheimdiensten und anderen 
Operationen, was Flamini .als- 
»Verflechtungsbeziehungen in- 
nerhalb des magischen Kreises 
bezeichnet«. Zum Beispiel. Sir 
Michael Charteris — jetzt Lord 
Charteris und soeben in Ruhe- 
stand getretener Chancellor der 
Privatschule Eton - war höherer 
britischer Geheimdienstoffizier 
im Nahen Osten, bevor er ein ho- 
her Bediensteter der Königin 
wurde. Oder Sir Michael 
Adeane, Anfang der fünfziger 
Jahre der Sekretär der. Königin, 
war im Zweiten Weltkrieg briti- 
scher Verbindungsmann zu ame- 
rikanischen Geheimdiensten. 


Königin Elizabeth II. führt den 
Vorsitz über das britische Com- 
monwealth und hat einen Groß- 
teil ihres Lebens der Festigung 
dieser Institution gewidmet. In 
ihrer ersten politischen Rede, als 
sie noch als Prinzessin mit ihrem 
Vater in Südafrika umherreiste, 
pries sie »das große imperiale 
Commonwealth«. Offensichtlich 
besteht eine ihrer Hauptbeses- 
senheit darin, die Vereinigten 
Staaten in diese Formation hin- 
einzubringen. Sie begann mit die- 


ser Mission 1957, bei ihrem er- 


sten Staatsbesuch, mit der Bemü-  : 


hung, eine britisch-amerikani- 
sche Unstimmigkeit, die aus der 
Suez-Krise- von 1956. herrührte,. 
wieder in Ordnung zu bringen. 
Als sie wieder abgereist war, 
zirpte der britische Botschafter 
für Washington: »Sie hat Georg 
III. ein für allemal begraben!« 


Heidnischer Kopf einer 


christlichen Konfession 


Elizabeth ist Haupt der Church 
of England und dadurch die Zen- 
tralfigur in der anglikanischen 
Weltgemeinde. Es ist vielleicht 
nicht weithin bekannt, aber der 
offizielle Titel Ihrer Majestät lau- 
tet: »Elizabeth II. Königin von 
Gottes Gnaden des Vereinigten 
Königreichs und Nordirland und 
Ihrer anderen Reiche und Terri- 
torien, Haupt des Commonwe- 
alth, Verteidiger des Glaubens«. 
Im wörtlichen Sinne ist Großbri- _ 
tannien eine Theokratie. Es 
wurde. nämlich unter Heinrich 
VII. im 16. Jahrhundert zur er- 
sten protestantischen Theokratie 
in der Welt - eine treibende Kraft 
beim Aufbau des britischen Welt- 
reichs. . . 


Aber das wäre nicht ganz so 
schlimm, wenn’ die Monarchie 
das Christentum unterstützen 
würde, auf das das Glaubensbe- 
kenntnis der Church of England 
ihre Gläubigen festnagelt. So pa- 
radox dies auch erscheinen mag, 
die Monarchie ist auch der Kon- 
trolleur des englischen Freimau- 
rertums, dessen Kopf der Herzog 
von Kent ist. 


Es ist auch keine Übertreibung 
zu sagen, daß die Monarchie am 
Steuerrad einer weltweiten heid- 
nisch-gnostischen antichristli- 
chen Bewegung steht, die unter 
der allumfassenden Kategorie 
»Ökologie« oder »Umwelt- 
schutz« operiert. Prinz Philip war 
internationaler Präsident des 
World Wide Fund - ehemals 
World Wildlife Fund — während 
der längsten Zeit der Existenz 
des WWF seit seiner Gründung 
Anfang der sechziger Jahre. Auf 
einer Pressekonferenz in Was- 
hington Mitte Mai 1990 erklärte 
er offen, daß er die »heidni- 
schen« Religionen den monothei- 
stiichen »Religionen der 
Schrift«, Judentum, Christentum 
und Islam, vorziehe. Sein Sohn 
Charles ist in seine. Fußstapfen 
getreten. = 
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Zeitgeistes 


Peter Blackwood 


In dem nachstehenden Glossarium wird die populistische Philoso- 
phie über die Schlüsselfragen unserer Tage zusammengefaßt. Das 
Glossarium analysiert die populistische Perspektive, vergleicht den 
Populismus mit dem »Konservativismus« und dem »Liberalismus« 
und stellt ihn diesen gegenüber, wobei die beiden letzteren sich oft- 


mals ähnlicher als unähnlich sind. 


KAPITALISMUS 


Das Wirtschaftssystem der De- 
mokratie, das sich aber oft in ir- 
gendeiner Form auch in Militär- 
diktaturen findet. Eine herunter- 
gekommene Form des freien Un- 
ternehmertums. Die Produk- 
tionsmittel, Geld, das Bankwe- 
sen und der politische Prozeß 
werden von einer kleinen 
Gruppe monopolistischer Kapi- 
talisten zu ihrem eigenen persön- 
lichen Gewinn beherrscht. Im 
Grunde dem Nationalismus ge- 
genüber feindlich eingestellt. 


Konstante Ausdehnung durch 
Krieg, Imperialismus oder durch 
Steuern finanzierter Pyramiden- 
bau machte es notwendig, die 
konstant wachsende Zinslast zu 
füttern. Inflation wohnt dem Sy- 
stem inne. Kapitalismus ist mit 
weitverbreitetem Wettbewerb 
auf wirtschaftlichem, geistigem 
oder politischem Gebiet unver- 
einbar. 


Wegen des Zinsanreizes und des- 
sen Grundlagen, Egalitarismus 
und Monopol, die er mit dem 
Marxismus gemeinsam hat, ver- 
kommt der Kapitalismus unver- 
meidlich zur Krise und zum Mar- 
xismus. Das Wort wurde von Karl 
Marx geprägt und wird seitdem 
von konservativen und libertaria- 
nischen Intellektuellen vertei- 
digt. 


KOMMUNISMUS 


Eine Mischung aus philosophi- 
scher Illusion (Marx) und erbar- 
mungsloser politischer Aggres- 
sion und Beherrschung der Be- 
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lismus« zu nennen, wird von ka- 
pitalistischen, konservativen und 
libertarianischen Intellektuellen 
kopiert, um den Kapitalismus als 
Champion des Antikommunis- 
mus hochzujubeln, obwohl der 
Kapitalismus in Wirklichkeit der 
symbolische Partner und Bettge- 
fährte des Kommunismus ist. 


Im Grunde genommen ist Kom- 
munismus nichts anderes als ein 
Gesellschaftssystem, in dem je- 
der Wettbewerb gewaltsam besei- 
tigt wird, mit Ausnahme des 
Wettbewerbs um die Beherr- 
schung des Systems. Internatio- 
nalistisch in der Theorie, ist der 
Kommunismus nationalistisch in 
der Praxis. Totalitär und monopo- 


Die Wallstreet ist das Herz des Kapitalismus, derimmer mehr zum 
Marxismus verkommt. 


völkerung (Lenin). Eine voll- 
kommene Gesellschaft ergibt 
sich aus der erzwungenen Gleich- 
heit der Menschen (Vernichtung 
der Überlegenen) und Unter- 
drückung des freien Unterneh- 
mertums (Kapitalismus ge- 
nannt), weil freies Unternehmer- 
tum- stillschweigend die Un- 
gleichheit menschlicher Gaben 
einschließt. 


Der kommunistische Betrug, das 
freie Unternehmertum »Kapita- 


listisch — diese beiden Begriffe 
sind synonym. 


KONSERVATISMUS 


Wenn er auch theoretisch für we- 
niger Regierung eintritt und den 
Sozialismus bekämpft, unter- 
stützt der durchschnittliche Kon- 
servative alle wesentlichen Merk- 
male des Kapitalismus und daher 
die eigentlichen Grundlagen, die 
den Sozialismus hervorrufen. 
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Konservative werden von ihren . 
Führern in die Irre geleitet, das 


Big Business, den Freihandel und 
Internationalismus einschließlich 
des militärischen Eingreifens in 
nutzlose Kriege, zu unterstützen. 


Unklar oder widersprüchlich auf 
vielen Gebieten, ist der Konser-- 
‚vatismus deutlich liberal auf an- 


deren und vermeidet geflissent- 
lich jede Kontroverse in bezug 


auf Zionismus, Rasse, Geld und 


Bankwesen und Trilaterismus. _ 


KULTUR 


Menschlicher Fortschritt und Zu- 
friedenheit des Einzelnen beru- 
hen auf der Stabilität einer gesun- 
den Kultur, die auf herkömmli- 
chen Sitten der Gesellschaft aus- 
gerichtet ist. Daher ist die Zerstö- 
rung oder schwerwiegende Schä- 
digung einer rassischen oder völ- 
kischen Kultur ein Verbrechen 
gegen das geschädigte Volk. Die 
Kultur »lebt« von Generation zu 
Generation, wächst entweder an 
Kultiviertheit und Potential auf 
Grund von Isolation oder verfällt 
durch Verzerrung. 


Der Internationalismus will jede 
menschliche Individualität und 
Volkskultur vernichten und sie 
durch eine formlose, pornogra- 
phische Kakophonie von Tand 
und Schmutz, wie »moderne 
Kunst«, der obszöne Lärm, der 
von der Presse als »Musik« be- 
zeichnet wird, und durch andere 
internationale Barbaritäten er- 
setzen. Kein Volk kann frei sein, 
wenn seine Kultur angegriffen 
wird; daher ist die Zerstörung al- 
ler völkischen Kulturen ein we- 
sentlicher Bestandteil der kom- 
munistisch-kapitalistisch-zionis- 

tischen Verschwörung zur Zerstö- 
rung aller Werte der Mittelklasse, 
die zur Sklaverei herabgewürgt 
wird. 


DEMOKRATIE 


Gewöhnlich das kapitalistische 
politische System, obwohl sich 
Varianten des Kapitalismus in an- 
tikommunistischen Militärdik- 
taturen finden. Sie wird durch ka- 
pitalistisches Eigentum und/oder 
Beherrschung der Massenme- 
dien, Zuwendungen von steuer- 
freien Stiftungen, Beiträge und 
wohlwollende Presseberichte 


über bevorzugte politische Kan- 


didaten kontrolliert. Den Bür- 
gern wird ein breites Stimmrecht 
gewährt, um sie besser behert- 
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schen zu können, indem man ih- 
nen einredet, »die Menschen« 
seien verantwortlich für die un- 
vermeidlichen Verzerrungen und 
negativen Folgen der Politik, die 
ihnen die superreichen verrück- 
ten Genies aufzwingen, um ihren 
selbstsüchtigen Interessen zu frö- 
nen. 

Demokratie trennt Autorität von 
Verantwortung, und macht es da- 
her den Wählern praktisch ‘un- 
möglich, das System zu reformie- 
ren. Diejenigen, die Autorität ha- 
ben - die verrückten Genies -, 
haben keine Verantwortung. Die 
Verantwortlichen (die Politiker) 
haben keine Autorität, abgese- 
hen von der, die ihnen von ihren 
Kontrolleuren verliehen wird. 


AUSSENPOLITIK 


Um dieses Namens wert zu sein, 
darf sie nur vom Standpunkt des 
nationalen Interesses, nicht des 
Interesses von Minderheiten, 
Sonderinteressensgruppen aus 
betrieben werden. In der Außen- 
politik geht es um Nationalismus 
versus Internationalismus, nicht 
»Konservatismus« versus »Libe- 
ralismus« wie »konservative Füh- 
rer« vorgeben zu glauben. Es gibt 
keine »konservative« oder »libe- 
rale« Außenpolitik. 
Außenpolitische Fragen fälschli- 
cherweise als »konservativ« oder 
»liberal« zu bezeichnen, täuscht 
über die eigentlichen Fragen hin- 
weg und trägt zu der von den Ka- 
pitalisten — verrückten Genies — 
gewünschten Verwirrung auf 
dem Gebiet der Außenpolitik 
bei, was es ihnen erleichtert, ihre 
selbstsüchtigen Ziele zu errei- 
chen ohne entlarvt zu werden. 


FREIES 
UNTERNEHMERTUM 


Wirtschaftsverkehr frei von regie- 
rungsseitiger Einmischung, au- 
Ber wenn es zum Monopol ten- 
diert, wenn das Gesetz benutzt 


“wird, um den Wettbewerb wieder 


herzustellen. Abgesehen von ge- 


 regelten öffentlichen Einrichtun- 


gen, darf kein Geschäft den 
Markt dominieren. Schutz durch 
Zolltarife gegen das Eindringen 
von Ausländern in heimische 
Märkte mit billigen Produkten, 
und Schutz durch strenge Ein- 
wanderungsgesetze gegen die In- 
vasion billiger Arbeitskräfte aus 
dem Ausland, ist ein wesentlicher 
Teil des Systems. 


 Fremdeigentum von Bauernhö- 
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Lenin (links) und Stalin verwirklichten mit Hilfe westlicher Banker 


den kommunistischen Betrug. 


fen verboten; Bauernhöfe blei- 
ben in der Hand von Familien, 
auch wenn sie nach kapitalisti- 
schen Normen »untüchtig« sind. 
Menschen, nicht Gewinne kom- 
men zuerst. 


PRESSEFREIHEIT 


Unter dem Kapitalismus steht es 


der Presse frei zu schreiben, was 
sie will, abgesehen von dem, was 
gegen die Interessen der Anzei- 
genaufgeber oder der Monopoli- 
sten verstößt. Maximale Rede- 
freiheit wird Kommunisten, Zio- 
nisten, Pornographen, Drogen- 
Apologeten sowie Kriminellen 
und Kulturverzerrern gewährt, 
aber gegen den Wettbewerb 
durch populistisches und nationa- 


.listisches Gedankengut wird eine 


Pressezensur verhängt. 


Populisten würden zwar die För- 
derung des Verbrechens und der 
Kulturverzerrung unterdrücken, 
aber politischen Gedanken volle 
Ausdrucksfreiheit verleihen. 


HOMOSEXUALITÄT _ 


Zusammen mit Drogensucht, ist 


die steil ansteigegende Epidemie 


dieser Gesellschaftskrankheit 
vorsätzlich und fachmännisch 
vom marxistisch/kapitalistischen 
Establishment gefördert worden, 
um die westlichen Nationen zu 
schwächen und zu zerstören, in- 
dem ihre Jugend pervertiert und 
zerstört wird. 


Das durchdringliche Überhand- 
nehmen von Homosexualität und 
Drogensucht ist nur ein Teil des 
völkermordenden Krieges gegen 


Der Rockefeller-Clan ist das 
Synonym für Kapitalismus, mit 
seinen Absprachegremien be- 
stimmt er die Weltpolitik. 


unser Volk und erklärt die Bemü- 
hungen des Establishments, die 
Geburtenquote aller weißen Völ- 
ker zu senken, und sie mit unwis- 
senden und nachgiebigen Ein- 
wanderern aus fremden Kulturen 
aufzufüllen. 


Homosexualität sollte ebensowe- 
nig geduldet werden, wie der Ge- 
brauch von Heroin oder anderer 
geist- und seelenzerstörender 
Drogen. Populisten erkennen 
eine Verantwortung dafür an, sie 
ganz genau zu bekämpfen, wie 
sie jedes asoziale und kriminelle 
Verhalten bekämpfen, weil Po- 
pulisten und Nationalisten sich 
gegen alles stellen, was unser 
Volk schwächt und unsere Zu- 
kunft bedroht. 


EINKOMMENSTEUER 


Der unerläßliche Geldbaum für 
Kapitalismus, Marxismus und 
Zionismus und geschaffen, ver- 
ewigt und bestätigt durch die Ein- 
kommensteuer. Fast ausschließ- 
lich durch die weiße, produktive 
Mittelklasse aufgebracht. Die su- 
perreichen verrückten Genies 
zahlen keine - oder nur sehr we- 
nig - Einkommensteuer, ebenso 
wie die trägen Armen. Die Ein- 
kommensteuer ist ein Kanal um 
die Substanz der Steuerzahler in 
die Taschen der herrschenden 
Klasse zu schleusen. 


Ohne Einkommensteuer, um die 
Rechnungen für korrupte kapita- _ 
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listische Pläne zu begleichen, und 
um die Stimmen der Armen zu 
kaufen, könnte das kapitalisti- 
sche System nicht überleben; 
auch der Internationalismus, der 
Kommunismus und der Zionis- 
mus nicht. Die Einkommen- 
steuer wird verwendet um die 
“Mittelklasse einzuschüchtern 
und zu schwächen, während sie 
auf Enteignung und ausgewach- 
senen Kommunismus vorbereitet 
wird.‘Sie wird von dem kapitali- 
stischen Establishment - ein- 
schließlich sozialistische Arbei- 
terbosse und Liberale - als »fort- 
schrittlich« gefördert, obwohl sie 
.. die rückschrittlichste Steuerart 
ist- die Last entfällt nicht auf die- 
jenigen, die am zahlungskräftig- 
sten sind, sondern auf die Mittel- 
klasse. 


Die Einführung der Einkommen- 
steuer in den USA, die Federal 
Reserve Bank (Zentralbank) und 
der Erste Weltkrieg waren Pro- 
dukte der Wilson-Regierung. Die 
Steuer wurde und wird benötigt, 
um den Bankern die Zinsen auf 
die Kriegsanleihen zu bezahlen, 
die zur Finanzierung des Krieges 
und aller späteren Kriege benö- 
tigt wurden und werden. 


ZINSEN 


Ein Synonym für Wucher. Zinsen 
sind die Hauptursache der Infla- 
tion, da die Schaffung von Geld 
von wesentlicher Bedeutung ist, 
um die Banker für die imaginären 
Darlehen zu bezahlen, die sie aus 
dem blauen Dunst herbeizau- 
bern. Zinseszinsen über einen 
längeren Zeitraum hinweg sind 
unmöglich: Ein Cent bei Christi 
Geburt zu sechs Prozent Zines- 
zinsen angelegt, wäre heute einer 
Goldkugel weit größer als die 
Erde gleichwertig. 


Daher kann eine auf Zinsen und 
Zinsenzinsen beruhende Gesell- 
schaft kurzfristig nicht ohne äu- 
Berste Aggression, um Märkte zu 
erobern, und nicht zu bewältigen- 
den Schulden nicht überleben — 
und langfristig überhaupt nicht. 
Zinsen und Zinseszinsen garan- 
tieren den Zusammenbruch des 
Kapitalismus. Ein Beweis dafür, 
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Kriege, wie zum Beispiel ge- 
gen den Irak, dienen der Ver- 
wirklichung selbstsüchtiger 
Ziele. 


daß der Marxismus ein Betrug 
ist, ist die Tatsache, daß er sich 
nicht mit dem Zinsproblem be- 
faßt. 


LIBERALISMUS 


Hin und her geschobene Argu- 
mente des Sentimentalismus, ge- 
braucht von Marxisten, Minder- 
heiten und Kapitalisten, um die 
traditionelle Gesellschaft zu 
zerbrechen. Alle verrückten Ge- 
nies und Liberale, aber die mei- 
sten Liberalen — die nicht in der 
Lage sind die Folgen der Politik, 
für die sie eintreten, zu erkennen 
-sind nicht intelligent genug, um 
verrückte Genies zu sein. 


LIBERTARIANISMUS 


Geht von »linkem« Eintreten für 
totale Anarchie bis zum »rech- 
ten« Konservatismus. Der ge- 
meinsame Nenner aller Liberta- 
rianer ist die Unterstützung des 
Freihandels, der wesentlichen 
Stütze des Kapitalismus. Liberta- 
rianismus ist keine lebensfähige 
politische Philosophie, weil sie 
ebensowenig praktikabel wie der 
Kommunismus ist, und kann 
richtigerweise nur als weltliche 
Religion bezeichnet werden. Wie 
bei den Gläubigern aller Religio- 
nen stimmen kaum zwei Liberta- 
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rianer in allen Punkten ihrer 
Lehre miteinander überein. 


VERRÜCKTES 
GENIE (MATTOID) 


Ein Krimineller von hoher Intel- 
ligenz. Verrückte Genies legen 
oft ihren Schwerpunkt auf das in- 
ternationale Bankwesen oder auf 
die Politik. Aus geschäftlichen 
Gründen müssen sich verrückte 
Genies als Liberale und Humani- 
tarier geben, obwohl sie völlig 
ohne Gewissen sind, keine Bezie- 
hung zu anderen Menschen ver- 
spüren und äußerst erbarmungs- 
los sind. Im Unterbewußtsein 
strebt ein verrücktes Genie nach 
totaler Macht durch Zerstörung 
der Gesellschaft; es sind diese 
beiden sich widersprechenden In- 
stinkte, die dem verrückten Ge- 
nie seine Eigenschaft, die größte 
Gefahr einer jeden Gesellschaft 
zu sein, verleiht. Drei Beispiele 
für verrückte Genies: Meyer 
Lansky, David Rockefeller und 
Josef Stalin. 


NEUTRALITÄT 


Nichteingreifen in Kriege zwi- 
schen anderen Staaten. Erfordert 
die Fähigkeit einzusehen, daß es 
bei jedem Streit zwischen den 
Völkern mindestens drei Seiten - 
nicht nur zwei - gibt: Die Seiten 
der beiden Kriegsführenden und 
die amerikanische Seite. Die 
reife Überlegung, daß den Inter- 
essen des Landes nicht gedient 
wird — wohl aber den Interessen 


der internationalen Banker, Zio- 
nisten und Kommunisten - durch 
Einmischung in die Streitigkeiten 
anderer. 


Die reife Prämisse, daß die mei- 
sten internationalen Streitigkei- 
ten sich von selber erledigen, be- 
vor sie Amerikas nationale Inter: 
essen berühren. Rückschauend 
betrachtet ist es unbestreitbar, 
daß amerikanische Interventio- 
nen in fremde Streitigkeiten, die 
Weltbedingungen unvergleich- 
bar schlechter gemacht haben, 
als sie sein würden, wenn die 
USA abseits geblieben wären 
und Bemühungen seitens des 
Auslands, die Vereinigten Staa- 
ten hineinzuziehen, zurückge- 
wiesen hätten. 


Amerikas Einmischung in Welt- 
streitigkeiten hat diese nur ver- 
schlimmert und möglicherweise 
unlösbare Probleme im Inland 
herbeigeführt. Neutralität und 
Nichteinmischung stimmen nur 
mit Nationalismus überein. Inter- 
vention, Krieg, Schulden, Geld- 
verschwendung, stimmen nur mit 
Marxismus und Pazifismus über- 
ein. 


PAZIFISMUS 


Weltfremder Glaube, daß die 
Weigerung, sich selbst und sein 
Land zu verteidigen den Frieden 
herbeiführen wird. Hat gar nichts 
mit bewaffneter Neutralität ge- 
meinsam. Pazifismus wird vom 
Marxismus-Leninismus _geför- 
dert, um die Feinde zu entwaff- 
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nen- Pazifismus und Marxismus 
werden fast ausschließlich von 
Kapitalisten über steuerfreie Stif- 
tungen oder von Kirchen. über 
ihre steuerabzugsfähigen Bei- 
träge bezahlt. 


POPULISMUS 


Herrschaft durch die Mehrheit 


der Wähler zum Nutzen aller, 
nicht zum Nutzen der Minderhei- 
ten, Sonderinteressensgruppen. 


Regierung durch die Produzen- 
ten und Steuerzahler der Gesell- 
schaft, nicht durch die superrei- 


‘ chen steuerbefreiten Ausbeuter 


oder durch die steuerfressenden, 


 trägen Parasiten oder mächtigen 


organisierten Minderheiten. 


Öffentliche Kontrolle über Geld- 
emissionen. Nationalismus in 
auswärtigen Angelegenheiten. 
Schwere Besteuerung der Super- 
reichen, um deren korrupten und 
verderblichen Einfluß zu verrin- 


gern. 


Regierungspolitik, die das freie 
Unternehmertum und die Eigen- 
tumsrechte absichertt und 


- „ schützt, indem sie Monopolwirt- 
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schaft und »Größe«, mit Aus- 
nahme von geregelten öffentli- 
chen Einrichtungen, entgegen- 
wirkt.-Ein Schutzzoll um die Ko- 


. sten an den Grenzen auszuglei- 


chen und strenge Einwande- 
rungsgesetze. 


„PROTEKTIONISMUS 


. "Kontiolle der Einfuhr von Gi: 


tern, die im Wettbewerb mit hei- 
mischen Produkten liegen, um 


.. die Kosten an den Grenzen durch 
. Zölle auszugleichen. Der Protek- 


tionismus bewahrt den heimi- 
schen Wettbewerb und schützt 
Arbeitskräfte und Industrie, was 
zu einem ausgeglichenen und or- 
ganischen Wirtschaftswachstum 
führt. 


Protektionismus neigt dazu, 
Steuern aus drei Gründen zu sen- 
ken: Erstens, Zölle schaffen Ein- 
kommen für die Regierung - wie 
die Verfassung vorschreibt -; 
zweitens, Zölle verringern die 
Arbeitslosenvergütungen und 


. Wohlfährtsleistung und drittens, 


Zölle erweitern und stärken die 


"+ Wirtschaft, wodurch sich die 


Steuerlast verteilt. 


% Dadurch, daß das Geld innerhalb 
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der Volkswirtschaft gehalten 


wird, beseitigt der Protektionis- 


mus die Notwendigkeit für Neu- 
geld, abgesehen von dem, was 
benötigt wird, um mit der Pro- 
duktion und einer wachsenden 
Wirtschaft Schritt zu. halten, wo- 
durch die Inflation gesenkt und 


SCHUSSWAFFEN- 
BESCHRÄNKUNG 


Aus offensichtlichen Gründen 
möchten Kommunisten und Ka- 
pitalisten ein weltweites Mono- 
pol auf alle Waffen und Kriegsge- 
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Das Netzwerk der Internationalisten mit ihren internationalen Ab- 


sprachegremien. 


ein mächtiger Vervielfältigungs- 
effekt erzielt wird, da das Geld 
innerhalb des Landes umläuft an- 
statt ins Ausland zu verschwin- 
den. 


Geldausblutung ins Ausland 
führt zur Verknappung der um- 
laufenden Mittel, das Rezept für 
Rezession. Und während der 
Freihandel Land, Betriebe und 
Gebäude in ausländische Hände 
bringt und zu einem ungesunden 
politischen Einfluß durch Auslän- 
der führt, bewahrt der Protektio- 
nismus die Souveränität des Lan- 
des und eine Regierung auf dem 
Boden der Verfassung. Der Pro- 
tektionismus ist auch eine Kraft 
für den Frieden, weil er die Not- 
wendigkeit beseitigt, sich in die 
Angelegenheiten anderer Regie- 
rungen einzumischen -ein grund- 
sätzliches Erfordernis für eine 
Politik des Freihandels. Auf 
lange Sicht profitieren nur die in- 
ternationalen Banker und subver- 
siven politischen Kräfte vom 
Freihandel. 


rät errichten. Populisten glauben 
an die alte Theorie, daß jeder 
Mensch nur in dem Ausmaß frei 
ist, wie er sich selbst und sein Ei- 
gentum vor Verbrechern schüt- 
zen kann, die ihn seiner Freiheit 
oder seines Eigentums berauben 
wollen. Populisten wissen, daß, 
wenn es den Monopolisten ge- 
lingt, ihnen die Waffen wegzu- 
nehmen, der Kampf um die Frei- 
heit verloren ist. 


FREIHANDEL 


Die Beseitigung aller Beschrän- 


kungen auf den Fluß von Waren ‘ 


und Dienstleistungen, einschließ- 
lich‘ Kapital und Arbeitskräfte, 
über Staatsgrenzen hinweg. Frei- 
handel erfordert, sich über alle 
einschränkenden Einwande- 
rungsgesetze sowie alle anderen 
Gesetze, die die nationale Sou- 
veränität betreffen, hinwegzuset- 
zen. Freihandel erfordert daher 
die Zerstörung der Verfassung 
und unseres Regierungssystems. 


‘Kein Apologet des Freihandels 


kann logischerweise diese unver- 
meidliche Tatsache bestreiten. 
Die vom Freihandel Profitieren- 
den sind die gleichen internatio- 
nalen Banken, die den Vorstoß 
auf eine 
schaft anführen. Marx unter- 
stützte den Freihandel, weil 
»Freihandel die Revolution be- 
schleunigt«. 


REPUBPLIK 


Die USA sind eine Republik, 
keine Demokratie. Zumindest 
war sie so von den großen Män- 
nern, die die Vereinigten Staaten 
gründeten, geplant. Populismus 
und Republikanismus streben 
beide danach, politische Macht 
in die Hände der Produzenten 
und Steuerzahler - nicht in die 
demokratischen Hände von Ka- 
pitalisten - verrückten Genies - 
und ihrer angeheuerten Minder- 
heitenhäuptlinge zu legen. Die 
großen amerikanischen Republi- 
kaner - Washington, Jefferson, 
Franklin, Madison -, um nur 
einige von ihnen zu nennen, müs- 
sen im Zusammenhang mit der 
vorindustriellen Revolution des 
achtzehnten Jahrhunderts auch 
als Populisten bezeichnet wer-. 
den. Der US-Präsident Hamilton 
- Werkzeug der Banker - war we- 
der Republikaner noch Populist. 


FRAUEN 


Sie sind anders. Frauen gebären 
Kinder; Männer nicht. Dies ist 
nur einer der zahlreichen und un- 
auslöschbaren körperlichen, psy- 
chologischen, geistigen Uhnter- 
schiede. Nichts spiegelt: deutli- 
cher den letzten Wahnsinn der 
zeitgenössischen Demokratie 
wieder als die marxistisch/kapita- 
listische Illusion, daß der Staat 
die natürlichen Unterschiede 
zwischen den beiden Geschlech- 
tern ausradieren kann, oder daß 


Mädchen in den bewaffneten “- 


Streitkräften bei Kampfeinsätzen 
dienen können. 


In einer gesunden Gesellschaft 


. wird von Frauen nicht erwartet, 


daß sie sich wie Männer verhal- 
ten oder die Arbeit von Männern 
verrichtetn und umgekehrt. 
Rechtlich gesehen haben Frauen 
bereits mehr Rechte als Männer, 
und so wollen die Populisten es 
weiter halten. im) 
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internationale Wirt- : 


Jugoslawien 


Das Schicksal 
der Kosovo- 
Albanier 


Constantine Camarada 


In allen Berichterstattungen der Medien über den kürzlichen Aus- 
bruch bewaffneter Gewalt, jetzt, wo die jugoslawische Regierung 
eine Razzia auf die ausbrechenden Republiken Kroatien und Slowe- 
nien macht, vertuscht die Presse den Völkermord an Albaniern in 
der Provinz Kosovo durch die von Serben dominierte Zentralregie- 
rung, ein Verbrechen, das in den letzten fünf Jahren 200000 Men- 


‚schenleben gefordert hat. 


Trotz der jüngsten Aufmerksam- 
keit der Welt auf Jugoslawien, 
sind die Medien des Establish- 
ments weiterhin auf einem Auge 
blind, wenn es um den andauern- 
den Völkermord an den Albani- 
ern, den Versuch der Serben die 
Gewalt über diese alte albanische 
Provinz an sich zu reißen, geht. 


Die Folgen von 
Versailles 


Kosovo liegt in der südlichen Re- 
gion Jugoslawiens, des künstli- 
chen Staates, der den Völkern 
des Balkans durch den Vertrag 
von Versailles 1919 augezwungen 
wurde. 


Nach dem Vertrag wurden Un- 
' garn, Rumänen, Bulgarier, Kroa- 
ten, Slowenen, Griechen, Bos- 
nier, Montenegrer, Mazedonier 
und Albaner unter die Herrschaft 
einer sogenannten Zentralregie- 
rung gestellt, die sich zum größ- 
‘ten Teil aus serbischen Kommuni- 
sten zusammensetzte. Die serbi- 
sche Regierung wurde von den 
Briten dazu benutzt, die Ermor- 
- dung des Erzherzogs von Oster- 
reich und seiner Gemahlin 1914 
zu organisieren, ein Pearl-Har- 
bor-ähnliches Ereignis, das den 
Ersten Weltkrieg auslöste. 


Als Belohnung erhielten die ser- 
bischen Kommunisten ein Ge- 
biet das fünfmal so groß war, wie 
das ursprüngliche Serbien und 
Millionen von ausländischen Un- 
tertanen, über die sie herrschen 
konnten. Diese Politik wurde 
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durch die Sieger des Ersten Welt- 
kriegs auch in anderen Teilen Eu- 
ropas und der Welt betrieben. 


Slowenen und Kroaten wurden 
Opfer organisierter Pogrome 
durch die jugoslawische Geheim- 
polizei. Ungarn wurde kulturell 
unterdrückt, ebenso wie die Al- 
banier der Region Kosovo. Kon- 
tinuierliche Aufrufe aller dieser 
unterdrückten Völker an die Ur- 
heber des Versailles Vertrages - 
an die britische und amerikani- 
sche Regierung und an den neu 
gegründeten Völkerbund - wur- 
den außer Acht gelassen. Zu dem 
Schaden kam noch die Beleidi- 
gung hinzu, daß der jugoslawi- 
schen Regierung Kredite einge- 
räumt wurden, um ihre Tyrannei 
zu festigen. Die Herrscher von 
Jugoslawien arrangierten sich 
gleich zu Beginn der Übernahme 
Rußlands durch die Bolschewi- 
sten mit diesen. 


Die Deutschen kamen 
als Befreier 


Der Beginn des Zweiten Welt- 
kriegs wurde von allen unter- 
drückten Völkern, die 20 Jahre 
lang durch kommunistische Ty- 
rannen massakriert oder ausge- 
hungert worden waren, mit Hoff- 
nung begrüßt, ganz gleich ob es 
sich um Russen, Ukrainer, Slowa- 
ken, Kroaten oder Albanier han- 
delte. Durch das Eintreffen deut- 
scher Streitkräfte in Jugoslawien 
wurden die unterdrückten Völker 
unter kommunistischer Herr- 
schaft tatsächlich befreit, und das 


erklärt auch, warum die Deut- 
schen von der Bevölkerung will- 
kommen geheißen wurden. 


“ Als das Kriegsglück sich wen- 
dete, nahm die von Serben domi- 

nierte Zentralregierung Rache 
an den Kroaten, Slowenen und 
Kosovo-Albaniern. Mehr als 1,5 
Millionen kroatische Zivilisten 
wurden in den letzten beiden Jah- 
ren des Krieges von den Kommu- 
nisten umgebracht. Dieser Völ- 
kermord wurde in voller Kennt- 
nis und mit Billigung seitens der 
Alliierten des Zweiten Welt- 
kriegs begangen. 


Mit dem kommunistischen Sieg 
über die Balkanstaaten kamen 
die unterdrückten Völker wieder 
einmal unter die Stiefel von Ty- 
rannen. Von 1945 bis zur Gegen- 
wart gelang es den kommunisti- 
schen Herrschern, die volle Rük- 
kendeckung des Kremis, Lon- 
dons und des amerikanischen Au- 
ßenministeriums zu bekommen, 
um an der Macht bleiben zu kön- 
nen. Sie zogen stets Nutzen aus 


einer guten Presse, die sie wegen - 


ihrer angeblichen Unabhängig- 
keit von Moskau als »gute Kom- 
munisten« bezeichnete. 


Dies erwies sich als ein giganti- 
scher, an den Steuerzahlern der 
westlichen ‚Länder begangener 
Betrug. Milliarden von Dollar 
flossen in die Taschen der kom- 
munistischen Potentaten, die un- 
ter der allgemeinen Armut ihrer 
Untertanen wie Sultane lebten - 
eine allgemeine Erscheinung in 
kommunistisch beherrschten 
Ländern. 


Die sogenannte unabhängige 
kommunistische Linie der jugos- 
lawischen Regierung existierte 
nur in den Köpfen der Bürokra- 
ten des amerikanischen Außen- 
ministeriums und den Medien 
des Establishments. Jugoslawien 
war in allen wichtigen Bereichen 
der Politik sowohl mit Rotchina 
als auch mit den Sowjets fest ver- 
bündet — besonders was die Ver- 
ewigung der Tyrannei über unter- 
drückte Völker betraf. 


Der Völkermord an 
Kosovo-Albaniern 


Die Massaker an Kroaten dauer- 
ten bis weit in die fünfziger Jahre 
hinein an und wurden in der 
Presse als die gerechte Strafe für 
»prodeutsche Kollaborateure« 
dargestellt. Slowenen und Kroa- 


ten wurden zusammen mit den 
anderen versklavten Völkern des 
Balkans in die Knie gezwungen. 


Allein und völlig von der Welt ab- 
geschnitten, ließen sich die Alba- 
nier von Kosovo nicht völlig un- 
terwerfen. Kosovo hat eine Be- 
völkerung von 2,25 Millionen 
Menschen, von denen 96 Prozent 
Volksalbanier sind. 


Eingeschoben zwischen Alba- 
nien und Serbien, wurden die 
Einwohner von kommunisti- 
schen Truppen mit der schändli- 
chen Komplizenschaft von Alba- 
niens kommunistischem Tyrann 
Enver Hoxha wie gehetzte Tiere 
behandelt. Seit Ende des Zwei- 
ten Weltkriegs wurde an den Ko- 
sovo-Albanier fortdauernder 
und systematischer Völkermord 
begangen. 


Zunächst wurde die albanische 
Sprache aus Schulen und von al- 
len öffentlichen Plätzen ver- 
bannt. Schulbücher wurden um- 
geschrieben, um alle Anzeichen 
albanischer Kultur und Ge- 


schichte auszulöschen. Für die 
stolzen Nachkommen der Illyrer, 


die mit den alten Griechen auf 
gleicher Stufe standen und mit ih- 
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nen ihre lange und zivilisierte Ge- ' 


schichte gemeinam hatten, war 
dies unerträglich. Trotz fast ein 
Jahrhundert währender erzwun- 
gener Serbisierung gelang es 
nicht, die Kosovo-Albaner auszu- 
löschen. 


Der Westen schwieg zu 
den Verbrechen 


Geheime Schulen wurden in den 
Katakomben der Kalksteinkliffs 
des Kosovo-Plateaus, in Wäldern 
oder in Tunnels, die Häuser mit- 
einander verbanden, unterhal- 
ten. Kosovo-albanische Führer 
wurden routinemäßig von Poli- 


‚zeikräften ermordet. 


Die wenigen Kosovo-Albanier, 
denen es gelang in den Westen zu 
fliehen und dort Alarm zu schla- 


gen, wurden sowohl von den - 


westlichen Regierungen und den 
Medien völlig ignoriert. In Paris 
und London wurden Kosovo-Al- 
banier von Schlägern aus den ju- 


goslawischen Botschaften ermor-- : : 


det. 


Dies war den britischen und fran- 


zösischen Regierungen bekannt, : | - 
die es jedoch vorzogen, die Zwi-' 


schenfälle zu vertuschen mit der 
Begründung, die Schläger seien 


man ri 


»Diplomaten«, die volle Immuni- 
tät gegen strafrechtliche Verfol- 
gung genießen. Der gleiche 
Grundsatz findet in den Vereinig- 
ten Staaten Anwendung, wo das 
Außenministerium Mossad-Mör- 
dern, Trägern von israelischen 
Pässen, volle Immunität gegen 
strafrechtliche Verfolgung ir- 
gendeines Verbrechens, das sie 
auf amerikanischem Boden bege- 
hen, einräumt. 


Als Enver Hoxha- schließlich 
nach 45 Jahren absoluter Tyran- 
nei starb, ermöglichten es Risse 
. in der Grenze zwischen Albanien 
und Kosovo den Albaniern in Al- 
banien, dürftige Lebensmittelra- 
tionen an ihre Brüder zu schik- 
ken, die von der jugoslawischen 
Regierung systematisch ausge- 


Während des Zweiten Welt- 
krieges befreiten deutsche 
Truppen die vom Kommunis- 
mus unterdrückten Völker Ju- 


. goslawiens. 


hungert wurden. Dies versetzte 
die jugoslawische Geheimpolizei 
in Rage, die unter dem Vorwand, 
»Schmuggler« zu jagen und zu be- 
strafen, Panzer einfahren ließ 
und ganze Dörfer in der Region 
Djakovica dem Erdboden gleich 
machte. 


Wer bei dem Versuch, die Grenze 
in der einen oder anderen Rich- 
tung zu überqueren, erwischt 
wurde, wurde automatisch von 
Soldaten erschossen. 


Jetzt, wo andere Völker nach 
Freiheit rufen, hat sich die Unter- 
drückung der Kosovo-Albanier 
nur noch verstärkt. Volksalbani- 
sche Kreise schätzen die Zahl der 
Einwohner von Kosovo, die seit 
der Verstärkung der Razzia vor 
fünf Jahren von der Polizei getö- 
tet wurden, auf mehr als 200000. 
In seiner seltenen und einmali- 
gen Berichterstattung über die- 
sen Völkermord strahlte ein ame- 
rikanisches Fernseh-Netzwerk 
einige Szenen aus, die in Kosovo 


gefilmt wurden, und sprach mit 
Überlebenden. Wir erfuhren, 
daß das amerikanische Außenmi- 
nisterium ein geheimes Gespräch 
mit den Eigentümern des Netz- 
werks geführt hat, so daß eine 
derartige Berichterstattung nie 
wieder erfolgte, da sie »die ausge- 
zeichneten Beziehungen, die die 
USA mit Jugoslawien unterhält« 
gefährden. Anscheinend haben 
die Eigentümer dieses Netzwerks 
die Botschaft begriffen, weil seit- 
dem keine einzige Nachricht über 
Kosovo mehr freigegeben wor- 
den ist. 


Der allgemeine Aufstand gegen 
die serbische kommunistische 
Herrschaft und der Zusammen- 
bruch des Kommunismus im be- 
nachbarten Albanien hat dem 
lange leidenden Volk von Kosovo 
neue Stärke und Entschlossen- 
heit verliehen, um nicht vom Ant- 
litz der Erde ausgelöscht zu wer- 
den. Widerstand hat trotz der bar- 
barischen Unterdrückung eine 
Rekordhöhe erreicht. 


Ein Führer des kosovo-albani- 
schen Widerstands in Rom sagte, 
daß. Kosovo-Albanier von sich 
aus die Oberhand gewinnen wür- 
den; aber er appellierte an den 
Westen, die Kongreß- bezie- 
hungsweise Parlamentsabgeord- 
nete unter Druck zu setzen, da- 
mit sie aufhören den Funktionä- 
ren von Belgrad -der Hauptstadt 
von Serbien — Milliarden von 
Dollar in den Rachen zu werfen. 
»Wir benötigen alle Hilfe, die wir 
von dem freiheitsliebenden ame- 
rikanischen Volk bekommen kön- 
nen, aber die beste Hilfe von al- 
len wäre es, wenn die US-Regie- 
rung damit aufhören würde, den 
Schlächtern, die unser Volk tö- 
ten, den Rücken zu stärken«, 
sagte er. 


Ein Volk mit 
3000jähriger Geschichte 


Der Führer, unter seinem Kriegs- 
namen als Demetrio Dorsa be- 
kannt, setzte hinzu: »Der Präsi- 
dent wird durch die Feinde der 
Freiheit mit einer antinationalis- 
tischen Politik in die Irre geführt. 
Die Beibehaltung von »National- 
staaten« auf der Grundlage von 
Verfolgung und Völkermord wird 
für diejenigen, die Beihilfe dazu 
leisten, nur Tragödien heraufbe- 
schwören.« 


Angesichts der 3000jährigen Ge- 
schichte der Albanier kann man 
ruhig darauf wetten, daß sie aus 
ihrer derzeitigen Qual als Sieger 
hervorgehen werden. Sie waren 
Generale in der Armee Alexan- 
ders des Großen, Staatsmänner 
im alten Griechenland und Rom. 
Sie überstanden ganz allein Jahr- 
hunderte türkischer Besatzungs- 
zeit; sie trieben die Türken 1912, 
sechs Jahre vor der Niederlage 
der Türkei im Ersten Weltkrieg, 
hinaus. Und es gelang ihnen ir- 
gendwie, 70 Jahre serbisch-kom- 
munistischer Unterdrückung und 
Völkermord zu überleben. 


Dorsa beendete sein Interview 
wie folgt: »Schauen Sie sich un- 
sere Landsmännin Mutter Teresa 
an. Sie weiß alles über Leiden 
und hat überlebt, um anderen zu 
helfen. Sie läßt sich von materiel- 
ler Macht nicht beeindrucken. 
Für sie, wie für uns, war Geld im- 
mer ein Diener der Menschheit — 
nicht umgekehrt. Wir haben un- 
sere Besitztümer verloren aber 
wir werden niemals unseren 
Geist verlieren.« DO 
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Jugoslawien 


Churchills 
Verrat im 
Zweiten 


Weltkrieg 


Ivor Benson 


Jugoslawien ist ein Land, das »nur darauf wartet, daß ihm etwas 
Häßliches widerfährt«, berichtete der »London Daily Telegraph« am 
11. Mai 1991. Das erwartete häßliche Ereignis ist natürlich ein weite- 
rer Bürgerkrieg, in dem von Zwietracht zerrissenen Land. 
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Und am 20. Mai 1991 berichtete 
die gleiche Zeitung: »Jugosla- 
wiens politischer Todeskampf 
vertiefte sich gestern, als 47 Pro- 
zent der 3,6 Millionen Wähler des 
Landes für einen Volksentscheid 
zur Unabhängigkeit stimmten, 
von dem erwartet wird, daß das 
Ausbrechen der Republik Kroa- 
tien aus der zusammenbrechen- 
den jugoslawischen Föderation 
mit überwältigender Mehrheit 
unterstützt werden wird.« 


Da Jugoslawien ein Mikrokos- 
mos, oder Miniatur des Westens 
als Ganzes ist, ganz den gleichen 
historischen Kräften und Einflüs- 
sen unterworfen, wird das, wasin 
diesem Land in den kommenden 
Wochen und Monaten geschieht, 
für die übrige Welt eine Lektion 
von größter Bedeutung sein. 
Lektionen dieser Art können je- 
doch nur von denjenigen gelesen 
werde, die wissen und voll verste- 


Der britische Premierminister 
Churchill bestimmte, was in 
Jugoslawien zu tun sei, und 
setzte aufTito. 


hen, was in der Vergangenheit ge- 
schah. 

Jetzt, wo Jugoslawien so stark in 
das Weltinteresse gerückt ist, ver- 
mitteln britische Zeitungen ihren 
Lesern eine Menge Informatio- 
nen über die Vergangenheit die- 
ses Landes, aber nicht genug, um 
all dem einen Sinn zu geben. Das 
ist kaum überraschend, weil das 
historische Bild Jugoslawiens nur 
dann einen Sinn ergibt, wenn es 
als Teil eines großen Mosaiks - 
des der sich entfaltenden Ge- 
schichte des 20. Jahrhunderts — 
gesehen wird. 


Es herrscht viel Offenherzigkeit 
in diesen Tagen über das, wassich 
während und nach Ende des 


GB 


Zweiten Weltkriegs in Jugosla- 


‚wien zugetragen hat, was aber im- 


mer noch fehlt, ist eine Antwort 
auf die Frage: »Warum?« 

Warum, wie ein Korrespondent 
es formuliert, spielten die Briten 
eine Schlüsselrolle dabei, zu ge- 


“ währleisten, daß eine der Krieg- 


führenden Parteiungen in diesem 
Augenblick des Sieges schließlich 
die Oberhand gewann, »mit der 
Folge, daß ihr Führer hundert- 
tausende seiner Gegner ab- 
schlachten und eine Diktatur er- 
richten konnte, die 35 Jahre 
währte?« 


John Zametica, als »Historiker 


und Experte des International In- 
stitute of Strategic Studies, Lon- 
don« bezeichnet, _ schreibt:- 


..»Churchills Unterstützung für Ti- 


tos Partisanen ist immer noch ein 
gewisses Rätsel. Sie konnte nur 
mit einigen dürftigen militäri- 
schen Gründen gerechtfertigt 
werden: Man nahm an, daß die 
Partisanen mehr Deutsche getö- 


: tet hatten, als irgendeine andere 


Gruppe von Guerillas.« 


“ »Politisch«, fügt er hinzu, »hatte 
- Großbritannien eine Hand dabei 
-“ im Spiel, ein häßliches kommuni- 


stisches Regime zu errichten. Als 
gegen Ende des Krieges im südli- 


‘chen Österreich die Achte Armee 


Tito tatsächlich, die sich auf der 


Flucht befindlichen, antikommu- 


nistischen jugoslawischen Streit- 
kräfte an Tito auslieferte, wurden 


.. sie zu Tausenden brutal abge- 


schlachtet«. 


Was daher aufgeschlüsselt wer- 
den muß, ist der Mechanismus 


» der Beweggründe, der in diesem 


Teil der Welt revolutionäre Verän- 
derungen hervorrief, an die sich 
die Briten heute nur noch mit 
Scham erinnern. Es ist das Rästel 
von Churchill selbst, das Rätsel 
innerhalb eines Rätsels, das ge- 
löst werden muß; denn er war es, 
der zu einer Zeit, als seine Macht 
praktisch diktatorisch war, ent- 
schied, die Unterstützung der 
Briten für General Draza (oder 
Dragoljub) Mihailovic und seine 


“Chetniks, die den deutschen Be- 
- satzungsstreitkräften beherzten 


Widerstand geleistet hatten, auf 
Tito und seine sogenannten Parti- 
sanen zu übertragen. 


Von diesen Partisanen, sagt uns 
Fitzroy Maclean, war in White- 
hall wenig oder gar nichts be- 
kannt, abgesehen davon, daß sie 
unter kommunistischer Führung 


-. standen. Es wurde seinerzeit so- 


gar suggeriert, daß es überhaupt 
keine Person wie Tito gebe, und 
daß .der Name aus den Anfangs- 
buchstaben einer internationalen 
terroristischen Organisation be- 
stehe. 


Winston Churchill 
erteilt Befehle 


Maclean, ehemaliger Mitarbeiter 
an der britischen Botschaft in 
Moskau, heute Mitglied des Spe- 
cial Air Service von Davis Stir- 
ling, die in der westlichen Wüste 
der USA und anderswo operiert, 
war der von Churchill ausge- 
wählte Mann, der mit dem Fall- 
schirm in Jugoslawien. landen 


und neue Beziehungen zu Tito . 


aufnehmen sollte. 


Macleans Buch »Eastern Ap- 
proaches« enthält einen ziemlich‘ 
aufschlußreichen Bericht über 
die Umstände, unter denen er 
während eines Wochenendes auf 
Chequers, dem Landsitz des Pre- 
mierministers, von Churchill per- 
sönliche Instruktionen erhielt: 


»Ich frage mich, ob der Premier- 
minister jemals Zeit finden 
würde, um mit mir über Jugosla- 
wien zu sprechen. Der Chef des 
Imperial Generalstabs war dort 
und Marshall Harris vom Bom- 
ber Command, und jede Menge 
anderer Leute, von denen alle of- 
fensichtlich 
von größter Bedeutung mit Chur- 
chill zu sprechen hatten. Dann 
gab es Filme, Kurzfilme, komi- 
sche Filme und ernste Filme, ein- 


geschoben zu jeder Stunde Tag ° 


und Nacht. Gegen Mitternacht, 
mitten in einer Mickey-Mouse- 
Karrikatur, trat eine erinnerungs- 


. werte Unterbrechung ein. Eine 


Botschaft wurde Mr. Churchill 
gebracht, der daraufhin seiner 
Überraschung Ausdruck gab. Es 
trat ein Gerangel ein, und der 
Film wurde gestoppt. Als die 
kreischende Stimme von Donald 
Duck und das Gebell: von Pluto 
verstummten, erhob sich der Pre- 
mierminister. 


»Ich habe soeben eine wichtige 
Nachricht erhalten, sagte er. »Si- 
gnor Mussolini ist zurückgetre- 
ten.< Dann wurde der Film wie- 
der eingeschaltet.« 


Später in jener Nacht erklärte 
Churchill Maclean, was in Jugos- 
lawien zu tun sei. Er glaube, daß 


“ Tito und seine Partisanen die mei- 


sten Deutschen töteten, daher 


Angelegenheiten - 


seien sie die Leute, die unter- 
stützt werden müßten. 

Es gab einen Punkt über den Ma- 
clean weiterer ‚Versicherung be- 
durfte. Wenn, wie ihm gesagt 
worden war, die Partisanen unter 
kommunistischer Führung ste- 
hen, dann mögen sie zwar gut für 
die Sache der Alliierten kämp- 
fen, aber ihr Endziel wäre zwei- 
fellos die Errichtung eines kom- 
munistischen Regimes in Jugosla- 
wien, das eng mit Moskau ver- 
bunden wäre. Wie betrachtet die 
Regierung seiner Majestät eine 
solche Eventualität? 


Tito war nicht 
der »Befreier« 


Maclean scheint von seinen Be- 
denken leicht befreit worden zu 
sein. Solange die westliche Zivili- 
sation von der Nazi-Gefahr be- 
droht ist, sagte Churchill, »kön- 
nen wir es uns nicht leisten, daß 
unsere Aufmerksamkeit von Er- 
wägungen einer langfristigen Po- 
litik abgelenkt wird«. Die Politik 
müsse, eine zweitrangige Erwä- 
gung bleiben. 


Wie die Ereignisse zeigen sollten, 
war der einzige Zweck, dem 
durch den Verrat an Mihailovic 
gedient wurde, nicht militäri- 
scher, sondern politischer Natur, 
nämlich der, eine kommunisti- 
sche Regierung in Wartestellung 
zu bilden, die die Macht ergreift, 
sobald die Deutschen vertrieben 
worden sind. Tito und seine Parti- 
sanen taten wenig oder gar nichts 
zur »Befreiung« Jugoslawiens. 
Diese Aufgabe wurde später von 


der Roten Armee mit ihren Pan- - 


zern erledigt. 


Wie also ist Churchills Entschei- 
dung mit ihrer schwachen Aus- 
rede zu erklären: Die kurze Ant- 
wort, die aber noch sehr vieler 
Erklärungen bedarf, wenn sie 
richtig verstanden werden soll, 
lautet, daß Churchill stark unter 
dem Einfluß derjenigen stand, 
die ihn an die Macht gebracht 
hatten. 


Churchills Ehrgeiz 
als Charakterschwäche 


Und diejenigen, die das getan 
hatten, kannten ihren Pappenhei- 
mer. Sie erkannten sein außerge- 
wöhnliches Talent als Schriftstel- 
ler und Redner, als Meister der 


- Rhetorik, und hatten jene Cha- 


raktermängel bei ihm herausge- 


- äußersten Tiefstand 


funden, die ihn leicht manipulier- 
bar machten. Einer der wichtig- 
sten davon war, sein ungeheurer 
persönlicher Ehrgeiz. Andere 
waren seine gewohnheitsmäßige 
Abhängigkeit von Alkohol in gro- 
Ben Mengen, um ihn in Gang zu 
halten, und ein paranoischer Haß 
auf die Deutschen, den er sozusa- 
gen mit der Mutermilch aufgeso- 
gen hatte. 


Ein detailliertes Wortportrait von 
Churchill, welches viele der Rät- 
sel der Periode des Zweiten Welt- 
kriegs erklärt und zerstreut, istin 
David Irvings massiv dokumen- 
tiertem ersten Band mit dem Ti- 
tel »Churchills Krieg« zu finden,,. 
Hier erfahren wir, wie, als Chur- 
chills Fortüne als Politiker einen 
erreicht 
hatte, er von einer mächtigen zio- 
nistischen Organisation, dem 
Anti-Nazi Council, in die Zange 
genommen wurde, die um ihn - 
herum eine festgestrickte ge- 


“"heime Gruppe bildete, die als 


»The Focus« bekannt wurde. 


Durch seinen extravaganten Le- 
bensstil unmittelbar an den Rand 
des Bankrotts getrieben, wurde 


‚Churchill gegen Ende März 1938 


gezwungen, sein geliebtes Haus 
Chartwell auf dem Markt anzu- 
bieten, und zu diesem Zweck war 
bereits eine Anzeige in der »Ti- 
mes« aufgesetzt worden, als er 
plötzlich und unerwartet gerettet. 
wurde. 


Ein südafrikanischer Multimillio- 
när, Sir Henry Strakosch, in Mäh- 
ren geboren, damals Leiter der 
Union Corp. Ltd., bot an, alle . 
seine Schulden zu bezahlen. Und 
so wurde Churchill, wie Roose- 
velt auf der anderen Seite des At- 
lantik, fest in die nicht enthüllten 
Ambitionen eines neuen Impe- 
rialismus und eine geplante Neue 
Weltordnung eingespannt. 


In Jugoslawien kämpfen heute 
verschiedene Volksgruppen mit 
fast blinder Wut, um.den Alp- 
druck einer fremden Herrschaft 
abzuschütteln, die Churchill mit- 
half ihnen aufzuerlegen. 


Die von Tito verwendete revolu- 


tionäre Methode bestand: darin, 


eine hauptsächlich von Serben, 
einer Nation mit Minderheiten in 
fast allen Teilen Jugoslawiens - 
eine Verteilung, die durch die 
Herrschaft der ottomanischen 
Türken vorgenommen worden 
war — besetzte Verwaltung zu 
schaffen. m 
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Weltwirtschaft | 


Ungewiß- 
heiten bleiben 
bestehen 


C. Gordon Tether 


Bushs Krieg hat in das Wirtschafts- und Finanzgetriebe, in Amerika 
und weltweit,einen großen Schraubenschlüssel geworfen. Schon be- 
vor der Irak im internationalen Sinne die Katze zwischen die Tauben 
setzte, indem er in Kuwait einmarschierte, neigte das Weltwirt- 
schaftswachstum dazu, allmählich zuendezugehen. Die Erklärung 
hierfür lag hauptsächlich in den überstürzten Maßnahmen zu Be- 
kämpfung der Expansion, die die schrittmachenden Länder in An- 
griff nahmen, um mit dem Wiederaufleben der Inflation fertigzuwer- 
den. Das Eintreten der Nahostkrise verschlimmerte die Dinge da- 
durch, daß dem Vertrauen in den weltweiten wirtschaftlichen Aus- 
bau ein schwerer Schlag versetzt wurde. 


Wo stehen wir ein Jahr später? 
Die Rezession, die die Vereinig- 
ten Staaten, Großbritannien und 
viele - wenn auch nicht alle - füh- 
renden Länder Anfang der neun- 
ziger Jahre zu umfassen begann, 
scheint fortzubestehen. Es gab in 
letzter Zeit allerlei Gerede dar- 
über, daß sie dabei sei, den tief- 
sten Stand zu erreichen. Wunsch- 
denken seitens der Politiker, die 
ihre Zukunft in Gefahr sehen, 
‚wenn die Dinge nicht besser wer- 
den, ist offensichtlich für einen 
Großteil dieses Geredes verant- 
. wortlich. Aber es gibt Anzeichen, 
dafür, daß man jetzt mit Sicher- 
heit sagen kann, daß sich die Re- 
zession nicht mehr selbst ernährt 
- kurz gesagt, daß das erste Sta- 
dium der Erholung erreicht ist. 


Weltweiter Index 
stagniert 


. Dies ist nämlich die Schlußfolge- 
rung zu der die Börsenmärkte ge- 
kommen zu sein scheinen. Un- 
mittelbar nach der Übernahme 
Kuwaits durch den Irak im ver- 
gangenen August wurden die 
Preise für Industrieaktien welt- 
weit um etwa 20 Prozent gesenkt. 
Sie lagen damit weit unter ihren 
Höchstständen von 1990. Jetzt 
befinden sich die Aktienpreise 
zum größten Teil auf Höhen, die 


wesentlich über diejenigen hin- 


ausgehen, bei denen sie am Vor- 
abend der Nahost-Unruhen stan- 
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den. Dies trifft zum Beispiel für 
die Wall Street zu. 


Es wäre jedoch angebracht dar- 
auf hinzuweisen, daß ein Groß- 
teil des Aufschwungs, der dies 
herbeiführte, unmittelbar nach 
dem erfolgreichen Abschluß des 
Blitzkrieges der amerikanischen 
und alliierten Streitkräfte gegen 
Husseins Armee im ersten Quar- 
tal dieses Jahres erfolgte. Der 
weltweite Index der Industrie- 
preise auf Dollar-Basis liegt jetzt 
nur ein klein wenig über jenem 


‚Stand. 


Woran auch gedacht werden 


muß, wenn wir uns ein richtiges 
Bild machen wollen, ist, daß das 
Ausmaß in dem der reale Wert 
des Dollar, der hierbei zugrunde- 
gelegt wird, kontinuierlich von 
dem Vormarsch der Inflation auf- 
gefressen wird, entsprechend be- 
rücksichtigt werden muß. 


Sehr viel Aufhebens wurde in 
jüngster Zeit um die Tatsache ge- 
macht, daß der Dow-Jones-Index 
der Industrieaktien die höchsten 
Stände aller Zeiten erreicht hat. 


Die Wirtschaftsexpansion 
läuft wieder an 


Und doch, wenn man dem Verfall 
des Realwertes um 20 Prozent, 
den der Dollar seit Mitte 1987 er- 
litten hat, berücksichtigt, dann 


ae en 


standen die Preise an der Wall 
Street in den letzten ein oder 
zwei Monaten im Schnitt eigent- 
lich um etwa 16 Prozent niedri- 
ger, als sie standen, bevor der 
Marktkrach vom Oktober 1987 


dazu führte, daß sie mit einem 


Schlag um 25 Prozent niedriger 
notiert wurden. 


Dieses Defizit scheint sogar noch 
größer zu sein, wenn die Tatsache 
in Rechnung gestellt wird, daß in 
der Zwischenzeit die Vereinigten 
Staaten - ungeachtet der kürzli- 
chen Verlangsamung - eine Wirt- 
schaftsexpansion in der Größen- 
ordnung von 15 Prozent erlebt 
haben. Denn dies ist etwas, von 
dem man, wenn alles normal ver- 
läuft, erwarten könnte, daß es 
sich in den für Industrieaktien no- 
tierten Preisen widerspiegelt. 


Man kann dahingehend argu- 
mentieren, daß übermäßiger Op- 
timismus im Hinblick auf den 
wirtschaftlichen Ausblick die 
Preise auf Höhen getrieben hat, 
die im Vorfeld des Debakels 
Ende 1987 absurd hoch lagen. Da 
ist offensichtlich. etwas dran. 
Aber selbst dann scheint es im- 
mer noch unlogisch zu sein zu be- 
haupten, daß der unangenehme 
Zustand des Weltwirtschaftskli- 
mas jetzt übermäßigen Pessimis- 
mus erzeugt — mit anderen Wor- 
ten, er hält die Preise auf unange- 
messen niedrigenNiveaus, da es 
deutliche Anzeichen dafür gibt, 
daß die weltweite Wirtschaftsex- 
pansion wieder anläuft. 
Geldanleger möchten natürlich 
gerne wissen, wann sie damit 
rechnen können, daß sich dies än- 
dert. US-Präsident George Bush 
und der britische Premiermini- 
ster John Major zusammen mit 
anderen sind mit vertrauensbil- 
dender Rhetorik darum bemüht, 
den Prozeß zu beschleunigen. 
Das groß herausgestellte Argu- 
ment war, daß die Inflation jetzt 
so weit eingedämmt sei, daß Wirt- 
schaftswachstum bald zur Tages- 
ordung werden sollte. 


In vielen anderen Angelegenhei- 
ten fehlte jedoch der Beweis da- 
für. Da ist noch der Umstand zu 
erwähnen, daß das vergangene 
Jahr eine Reihe von unliebsamen 
Faktoren aufwies, die das welt- 
weite Wirtschaftsbild beeinträch- 
tigten — Faktoren, die dazu die- 
nen könnten, eine erhoffte Ver- 
besserung des Wirtschaftsklima 
zu hemmen, selbst wenn die In- 
flation sich mit zufriedenstellen- 
dem Tempo verabschiedet. 


Schlammassel,: der im Nahen 


Osten durch Saddam Husseins *. 
Einmarsch in Kuwait hinterlas- 


sen wurde. Unter anderem. hat 
dies ein großes Fragezeichen 
über den Ausblick für jenes 
höchst wichtige Bestandteil der 
Weltwirtschaftsmischung, den Ol- 


preis, gesetzt. Keineswegs weni-. 


ger relevant ist die Verschlechte- 
rung der politisch-wirtschaftli- 
chen Lage im Sowjetblock. Denn 
obwohl der Prozeß der Eingliede- 
rung ihres Wirtschaftslebens in 
das der übrigen Welt sich noch in 
den Anfangsstadien befindet, 
könnte es jedoch anderswo 
schmerzvolle Rückwirkungen ha- 
ben. 


Großes Fragezeichen 
beim Ölpreis 


Und das ist noch nicht alles, Der 


der westdeutschen Wirtschaft 
durch die inkompetente Handha- 
bung des Problems der deutschen 
Wiedervereinigung durch die 


Kohl-Regierung zugefügte Scha- 


den, indem der Status der DM re- 
duziert wurde, beschleunigte 
noch die Unbeständigkeit der 


Wechselkurse, die bereits Be- 


sorgnis erregte. 


Insgesamt geschen sieht es so 


aus, als ob die Ungewißheiten. 


die derzeit im Übermaß vorhan- _ 


den sind, dazu bestimmt sind, 
noch eine Zeitlang weiterzube- 


stehen. Es ist vernünftig dahinge- 


hend zu argumentieren, daß 
Spielraum für lukrative Anlagen 
auf den Börsenmärkten vorhan- 
den sein wird, sobald das Licht 
am Ende des Tunnels auszuma- 
chen ist. In der Zwischenzeit 


wäre eine Politik des Verhaltens . 
an den Seitenlinien wohl am sinn- 
vollsten. ER 


Ein solcher ‚Faktor ist der: w 


Fu 


Geheim- 
‚absprachen 
USA --Israel 


Martin Mann 


Eine geheime Bemühung des Weißen Hauses, die israelische Regie- 
rung zu besänftigen, indem es ihr ein permanentes Veto bei zukünf- 
tigen Resolutionen der Vereinten’ Nationen anbot, hat zwischen 
George Bush und seinem engsten Berater, Außenminister James 
Baker, einen Keil getrieben, brachten wir in Erfahrung. 


In zwei Tagen privater Gespräche 
“mit dem besuchenden israeli- 
schen Außenminister David 
Levy, soll sich Bush, wie berich- 
“ tet wird, dazu verpflichtet haben, 
daß die Vereinigten Staaten bei 


jeder zukünftigen Resolution der 


Vereinten Nationen, die Israel 
nicht gefällt, ihr Veto einlegen 
werden, wenn der Kleinstaat als 
Gegenleistung mindestens eine 
»Scheinteilnahme« an den von 
"Washington geförderten Nahost- 
Friedensgesprächen beibehält. 


. Über den Schritt informiert, als 
er sich en route nach Europa be- 
fand, reagierte Baker, wie berich- 
tet wird, mit einem bekannten 
Satz aus den jüngsten Reden des 
Präsidenten: »Dies hat keinen 
Bestand!« 


Andere gut informierte Kreise 
- aus dem amerikanischen Außen- 


dienst bezeichneten die Ver- 


pflichtung, »unsere Vetomacht 
im. Sicherheitsrat der Vereinten 


*.: Nationen an eine fremde Regie- 


rung zu verpacken«, als »einen 
verzweifelten Versuch, sicherzu- 
gehen, daß jene Hunde in der 
. Hütte bleiben« - ein Hinweis auf 
zunehmende Angriffe durch Is- 
rael-Interessengruppen des har- 


 ..ten Kerns auf die -Friedensoffen- 


-sive der Bush-Regierung. 
Militante Unterstützer des Klein- 
staats in den Vereinigten Staaten 

reden, wie berichtet wird, über 

einen »totalen Krieg« sowohl ge- 
gen Baker als auch gegen Bush, 

‘ im Kielwasser von Enthüllungen 
durch ein neues Buch, wonach 
die Beiden privat eine »intensive 

- Abneigung« gegen Israel gemein- 

..sam hätten. 


Das Buch »Dangerous Liaisons«, 


(»Gefährliche Verbindungen«) 
der aus Ehefrau und Ehemann 
bestehenden Reportermann- 


schaft Andrew und Leslie Cock- 
burn, das kürzlich in New York 
herausgekommen ist, behauptet, 
daß, obwohl »es für abtretende 
amerikanische Regierungen üb- 
lich ist, das Amt mit einer tiefge- 
henden Abneigung gegen Frank- 
reich und Israel zu verlassen ... 
Bush und Baker schon mit diesen 
Gefühlen ins Amt kamen«. 


Am Hauptsitz der Vereinten Na- 


tionen stießen Berichte, daß 
Bush Amerikas Vetomacht - ein 
Schlüsselinstrument des Einflus- 
ses der Großmächte, das fünf 
Mitgliedstaaten des Weltforums- 


-vorbehalten ist - an ein »winzig- 


kleines, korruptes, leicht erreg- 
bares Land verschenkt hat«, wie 
ein europäischer Delegierte es 
formulierte, auf Ungläubigkeit 
und Verärgerung. 


»Ich kann es einfach nicht glau- 
ben«, sagte Issa Nakhleh, einer 
der angesehensten und erfahren- 
sten Beobachter des Nahen 
Ostens bei den Vereinten Natio- 
nen. »Wenn es das Weiße Haus 
unterläßt, diese Berichte aufs 
schärfste zu dementieren, dann 
werden sich die arabischen Staa- 
ten gezwungen sehen, sich aus 
dem »Friedensprozeß« zurückzu- 
ziehen, und das wäre das Ende 
davon. Natürlich ist es dies, was 
Israel will; vielleicht sind diese 
Berichte sogar von der israeli- 
schen Interessensgruppe vorge- 
schoben worden.« 


Da aber Bush, Baker und einige 
ihrer Spitzengehilfen, wie berich- 
tet wird, in etwas verwickelt sind, 
was ein Informant aus dem Wei- 
ßen Haus in einem Privatge- 
spräch als »ihren ersten bitteren 
Streit seit Jahren« darüber be- 


zeichnete, wie man Israel und 
seine aggressive Lobby, die mäch- 
tigste Interessensgruppe in der 
Geschichte, die für fremde Inter- 
essen eintritt, am besten besänfti- 
gen kann, gab es keine sofortige 
amtliche Stellungnahme hinsicht- 
lich des Berichtes über die Ver- 
schenkung des Vetos. 


Ein Pressegehilfe des amerikani- 
schen Außenministeriums sagte 
nur, die Angelegenheit stehe un- 
ter »Beratung und Diskussion« 
unter Regierungsbeamten auf 
hoher Ebene. 


»Jetzt können sie sehen, warum 
viele von uns damit begonnen ha- 
ben, den Sicherheitsrat unseren 
»Unsicherheitsrat< zu nennen«, | 
kommentierte Botschafter Ali 
Treiki, Libyens Chefdelegierter 
bei den Vereinten Nationen und 
Führer der sogenannten arabi- 
schen Fraktion. 


Wenn der Präsident bei einem 
der kürzlichen Gespräche davon 
gesprochen hat, die Vetomacht 
mit Israel zu teilen, wollen wir 
hoffen, daß er dazu überredet 
werden kann, den Schritt aufzu- 
geben, bevor er die Glaubwür- 
digkeit der Amerikaner vor der 
Welt zerstört.« 
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Nahost-Journal 


Israels sinkende 
Wirtschaft 


Man weiß, daß die Dinge in Is- 
rae]l ziemlich schlimm werden, 
wenn sogar das Jewish Institute 
for. National Security Affairs 
(JINSA), das jetzt von dem ehe- 
maligen US-Senator Rudy 
Boschwitz geleitet wird, über die 
fortlaufend zusammenbrechende 
Wirtschaft des zionistischen Staa- 
tes beunruhigt ist. In seinem 
Nachrichtenbrief gibt JINSA der 
vorausschauenden Analyse von 
- Professor Alvin Rabushka Vor- 
rang, der Israel wieder einmal 
warnt, daß es auf eine Wirtschaft- 
katastrophe zusteuert. 
Rabushka, ein »Senior Fellow« 
der Hoover Institution an der 
Stanford University, sagte auf ei- 
ner Pressekonferenz: »Israel hat 
immer über seine Verhältnisse ge- 
lebt, weitgehend dank der welt- 
weiten Menschenfreundlichkeit 
und US-Hilfe, und unternimmt 
keine Anstrengungen, Auslands- 
investitionen anzulocken, indem 
es fundamentale Reformen des 
freien Marktes durchführt.« 


Das Grundproblem besteht 
darin, daß das zionistische Sy- 
stem, in dem Big Government, 
Big Labor und Big Business zu- 
sammenarbeiten, um Steuern, 
Monopole, Subventionen - und 
übertriebene Regulierung dazu 
benutzen, ihre privilegierten 
aber verschwenderischen Positio- 
nen in einem veralteten sozial- 
wirtschaftlichen Arrangement 
aufrechtzuerhalten, das nur so- 
lange überleben kann, wie Israel 
finanzielle Almosen aus dem 
Ausland erhält, sagte der jüdi- 
sche Wirtschaftswissenschaftler. 
Mit anderen Worten: das zionisti- 
sche Israel glaubt, die Welt 
schulde ihm eine Lebensgrund- 
. lage. 
Anlaß zu den Ausführungen Ra- 
bushkas war die Freigabe seiner 
zweiten jährlichen »Scorecard on 
the Israeli Economy« (»Einstu- 
fungskarte für die israelische 
Wirtschaft«). Die Wirtschaft, die 
er in sieben Kategorien einstuft, 
erhielt gerade soeben austei- 


chende Noten - vier Cs, zwei Ds ' 


und ein F- für das Jahr 1990. Ins- 
gesamt war die Wirtschaftslei- 
stung etwas schlechter als 1989, 
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eine weitere Enttäuschung Ra- 


bushkas, der 1988 mit seinem da- 
maligen Partner ‘Steve Hanke 
von der Johns Hopkins Univer- 
sity eine stark optimistische 
»Blaupause für die wirtschaftli- 
che Wiedergeburt Israels« er- 
stellte, in der er zu einer Wieder- 
geburt der zionistischen Wirt- 
schaft nach dem Modell der asia- 
tischen Tiger Südkorea, Taiwan, 
Hongkong und Singapur aufrief. 
Die »Blaupause« und die späte- 
ren »Scorekarten«-Projekte wer- 
den von dem angesehenen Jaffe 
Institute for Advanced Strategic 
und Political Studie in Jerusalem 
gefördert. Aber niemand scheint 
dem Rat irgendwelche Beach- 
tung zu schenken, am wenigsten 
die isrealische Regierung und 
ihre jüdischen Interessengruppe 
in Amerika, die weiterhin ein 
jährliches Hilfspaket in Höhe 
von mehreren Millionen Dollar 
vom amerikanischen Steuerzah- 
ler fordert - nur damit das zioni- 
stische System weiter dahinhum- 
peln kann. Und jetzt wollen sie 
weitere zehn Millionen Dollar, 
um bei der Aufnahme von Hun- 
derttausenden sowjets-jüdischer 
Einwanderer zu helfen. 

Um alle diese neuen Juden zu ab- 
sorbieren, sagt Rabushka, müßte 
die israelische Wirtschaft über die 
nächsten Jahre hinweg um jähr- 
lich zehn Prozent wachsen. Aber 
niemand erwarte, daß dies ein- 
tritt. Sicherlich nicht bei Israels 
jährlicher Inflationsrate von fast 
20 Prozent und seiner chroni- 
schen Arbeitslosigkeit, die jetzt 
bei zehn Prozent liegt und erwar- 
tungsgemäß bis 1995 auf 20 Pro- 
zent ansteigen wird. 

Und doch, sagt der immer opti- 
mistische Rabushka: »Es ist ein 
Mythos, daß Israel Milliarden 
von Dollar an zusätzlicher US- 
Hilfe und jüdischer Menschen- 
freundlichkeit bedarf«, um mit 
der Flut von sowjetischen Ein- 
wanderern fertig zu werden. Er 
glaubt, daß Israel das selbst 
schaffen kann, wenn es die über- 
mäßigen Militärausgaben kürzen 
und zu einer Wirtschaft des freien 
Marktes übergehen würde. 

Um dies zu tun, müßte sich der 
zionistische Staat von seinen vie- 
len »verlustbringenden  staatli- 
chen Unternehmen, von Hista- 
druts (der massiven Gewerk- 
schaft Israels) eigenem schuldge- 
plagten Industrie-Konglomera- 
ten, der gewaltigen Ausgaben- 
flut, die Dreifünftel des Staats- 
einkommens verschlingt«, und 
»Dutzenden von offiziellen Mo- 
nopolen und Kartellen« trennen. 


ee Me. Be ee eh 
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Außerdem müßten »massive Sub- 
ventionen des Steuerzahlers an 
Hersteller, Preisüberwachungen, 
die auf ein Viertel aller Ver- 
brauchsgüter angewendet wer- 
den, Zoll- und zollfreie Be- 
schränkungen des freien Han- 
dels, Devisenüberwachungen, 


. Beherrschung der Kapitalmärkte 


durch die Regierung, bürokrati- 
sche Hürden für das Unterneh- 
mertum samt und sonders besei- 
tigt werden«. 

Mit einem Geld-ins-Rattenloch- 
Beispiel erläuterte Rabushka, 
wie eine Zustimmung der Regie- 
rung, der Gewerkschaft im ver- 
gangenen Jahr zu einer achtpro- 
zentigen rückwirkenden Lohner- 
höhung (600 Millionen Dollar) 
zu verhelfen fast das gesamte 
Geld verschlang, das Israel 1990 
von amerikanischen Juden ge- 
spendet wurde (700 Millionen 
Dollar). 

»So«, sagt der Wirtschaftswissen- 
schaftler des freien Marktes, 
»nahmen die Arbeiter des öffent- 
lichen Sektors in Israel fast die 
gesamte Menschenfreundlichkeit 
für sich allein in Anspruch- und 
werden es im kommenden Jahr 
wieder tun«. 

Die Ironie besteht darin, meint 
Rabushka, »wie außergewöhn- 
lich es den neuen Juden erschei- 
nen muß, die einer zusammen- 
brechenden sozialistischen Wirt- 
schaft entfliehen, um dann die 
rote Flagge über der Haupt- 
dienststelle der Histadrut wehen 
zu sehen und zu erleben, wie Hi- 
stadrut-Beamte damit drohen, 
die Einfuhr von Wohnwagen zu 
blockieren, die zwischen sowjeti- 
schen Juden und der Aussicht be- 
stehen, in Zelten oder auf der 
Straße zu landen«. 

»Wie seltsam in der Tat. Und die 
zionistischen Interessengruppen 
erwarten, daß der amerikanische 
Steuerzahler alle diese Torheiten 
bezahlt.« 


Ehemalige 
Minister gegen 
Frankreichs 
Golf-Politik 


Der ehemalige französische Ver- 
teidigungsminister Jean-Pierre 


‚Chevenement ist wieder auf der 


politischen Bühne erschienen 
und rief Frankreich dazu auf, wie- 
der eine traditionelle Verteidi- 
gungsdoktrin unabhängig von 
den Vereinigten Staaten geltend 


So; 


En a 


-zu machen. Chevenement, der 
im vergangenen Herbst aus Pro-- 


test gegen Mitterrands Unterstüt- 
zung der amerikanischen Politik 
gegen den Irak zurücktrat, gab 
bekannt, daß er seinen Sitz in der 


Französischen Nationalversamm- 


lung wiedergewinnen will. 
In einem Artikel in dem französi- 
schen Nachrichtenblatt »The Let- 


ter of the Modern Republican«. _ 


argumentierte er dahingehend, 
daß es falsch sei »Expeditionen« 
von der Art weiter zu betreiben, 
wie sie »in der Kolonialzeit« an 
der Tagesordnung waren. Der 


Golf-Krieg war kaum ein’ModeH . 


dafür, was ein Krieg sein sollte, 
sondern ein »Anti-Modell, das 
hätte vermieden werden können, 
überhaupt nicht nötig und gefähr- 


lich für die Interessen in der Re- 


gion«. 
Er ist auch gegen Francois Mitter- 


rands Doktrin des »Rechts auf :- 


Einmischung« in souveräne Län- 
der und sagte, dies hieße »die.De- 
mokratie mit gezogenem Bajo- 
nett zu exportieren«. 

Die französsische Tageszeitung 
»Le Monde« 
Chevenements Bemühung, eine. 
»Idee Frankreichs« zu entwik- 
keln, erinnere an das Denken 
von Charles de Gaulle, der eine 
unabhängige Rolle Frankreichs 
in einem :»nicht-amerikanischen 
Europa« anstrebte. 


Ein Buch 
entlarvt 


den Kuwait- 
CIA-Deal 


Penguin Books hat soeben die 
englischsprachige Taschenbuch- 
ausgabe von Pierre Salingers und 
Eric Laurents Bericht über die 
Diplomatie, die zum Golf-Krieg 
führte, veröffentlicht, in der ku- 
waitische Regierungsdokumente 
beleuchtet werden, aus denen ge- 
heime Absprachen mit dem CIA 
gegen den Irak, die bis in den 
Herbst 1989 zurückgehen, er- 
sichtlich sind. . 

Das Salinger-Laurent-Buch »Se- 
cret Dossier - The Hidden Agen- 
da Behing the Gulf War« (»Ge- 
heimakte - Die verborgene Ta- 
gesordnung hinter dem Golf- 
Krieg«) beinhaltet in seinem An- 


hang ein Acht-Punkte-Memoran- - 


dum mit Datum vom 2. Novem- 


ber 1989 des kuwaitischen Briga-. 


kommentierte, _ 


a 


E 


a e 


x 
& 


degenerals Fahd Ahmed Al’: 


Fahd, Generaldirektor der 


en, 


Staatssicherheitsabteilung des In- 
nenministers Scheich Salem Al 
Sabah. Diese Denkschrift unter- 
streicht die Ergebnisse eines ein- 
wöchigen Besuchs des Generals 
Al Fahd und eines Kontingents 
kuwaitischer Sicherheitsbeamter 
bei der Hauptgeschäftsstelle des 
CIA in Langley, Virginia. Nach- 
‘ stehend die wichtigsten Punkte, 
denen die Kuwaitis auf einer Ge- 


heimsitzung mit dem Leiter des _ 


CIA am 14. November zustimm- 
‚ ten: »Fünftens: Die amerikani- 
"sche Seite vertritt die Meinung, 
daß: unsere Beziehung zum Irak 
in der Weise gestaltet werden soll- 
ten, daß einerseits Kontakte mit 


diesem Land vermieden und an- 


dererseits jeder mögliche wirt- 
“schaftliche Druck auf dieses 

Land ausgeübt wird, und man 
“ sich kuwaitischerseits darauf kon- 

zentriert, ihre Koalition zu unter- 

stützen.« 

»Sechstens: Wir stimmen der 
- ‚amerikanischen Seite zu, daß es 
‘wichtig sei, sich die schlechter 
werdende Wirtschaftslage im 
Irak zunutze zu machen, um auf 
die Regierung dieses Landes 
Druck auszuüben ‚ um unsere ge- 
. -meinsame Grenze zu skizzieren.« 
. :Obwohl es dem irakischen Re- 

gime äußerst kritisch gegenüber- 

‚steht, dokumentiert das Salinger- 
.. Laurent-Buch richtig die Schlüs- 
selereignisse, die zum Golf-Krieg 
führten, darunter der entschei- 
dende Einfluß der britischen Pre- 
mierministerin Margaret That- 


. cher auf Bush bei ihrem Treffen 


Anfang August 1990 in Aspen, 
- Colorado, die _ israelischen 
Kriegspläne gegen den Irak vom 
Frühjahr 1990 und die anglo-ame- 


rikanische Finanz- und Propa- 


gandaoffensive gegen den Irak, 
- die bis zum Jahr 1989 zurückgeht. 
m) 


Bronfmans 

Judischer 

Weltkongreß 

"tratin 
Jerusalem 

. zusammen 


- Der jüdische Weltkongreß hielt 
seine viertägige Sitzung in Jerusa- 
lem ab. Ein groß aufgemachter 

„Artikel in der »Jerusalem Post« 

preist die Organisation als »Er- 
- folgsgeschichte« und prahlt da- 

. mit, daß nach Ansicht vieler füh- 

- » render Persönlichkeiten, der neu 


= 


in Erscheinung tretenden osteu- 
ropäischen Ländern, »die Tür zu 
Washington durch Jerusalem - 
und über Bronfman- führt«. 
Bronfman war der Hauptsprecher 
und hielt auch die Schlußanspra- 
che. Der israelische Ministerprä- 
sident Yitzhak Shamir, der Bür- 
germeister von Jerusalem Teddy 
Kollek und Staatspräsident 
Chaim Herzog befanden sich un- 
ter den vielen israelischen Ein- 
flußreichen, die das Wort ergrif- 
fen. Zu den Vertretern Ost - und 
Mitteleuropas zählten der tsche- 
choslowakische Ministerpräsi- 
dent Marian Calfa, der ehemalige 
ungarische Ministerpräsident Mi- 
klos Nemeth und ein persönlicher 
Vertreter des polnischen Staats- 
präsidenten Lech Walesa. Der 
niederländische Außenminister 
Hans van der Brock hielt eine 
Ansprache vor der Versammlung 
und ihm wurde damit eine beson- 
dere Auszeichnung zuteil. 

Ein weiterer Teilnehmer war 
Neal Sher, Leiter der »Nazi-Jä- 
ger-Abteilung des amerikani- 
schen Außenministeriums, des 
Office of Special Investigations 
(OST)«. Das OSI war verantwort- 
lich für die illegale Ausweisung 
des Automechanikers John Dem- 
janjuk aus Cleveland nach Israel, 
der dort zum Tode verurteilt wur- 
de. Vor dem Hintergrund des Be- 
suchs des sowjetischen Außenmi- 
nisters Alexander Bessmertnykh 
in Israel ist es bemerkenswert, 
daß eine große Delegation sowje- 
tischer Juden auf dieser Sitzung 
erschien, die erste derartige De- 
legation, die jemals teilgenom- 
men hat. Aus Gründen, die vor- 
geblich mit der innenpolitischen 
Krise der Sowjets zu tun haben, 
nennt sich die Gruppe jedoch die 
»Eurasische Abteilung des Jüdi- 
schen Weltkongresses«. m 


Papst soll 

sich für 

die Aufhebung 
des Embargos 

gegen den 

Irak einsetzen. 


Eine Delegation der christlichen 
Kirchen des Irak, arigeführt vom 
Patriarchen der Chaldeanischen 
Kirche von Bagdad, Rapheal Bi- 
dawid, wurde von Papst Johan- 
nes Paul II. empfangen, um über 
konkrete internationale Aktio- 


nen, dem irakischen Volk zu hel- 
fen, zu sprechen. 

Bidawid sagte: »Dies war eine hi- 
storische Zusammenkunft. Wir 
stellten dem Papst die Lage.der 
Bevölkerung und der Christen 
nach der Tragödie. des Krieges 
dar. Wir baten den Vatikan um 
Hilfe zur Lösung des Problems, 
zu allererst das Embargo, das es 
unserem Volk nicht erlaubt zu le- 
ben, aufzuheben. Es fehlen Arz- 
neimittel und Lebensmittel. Wir 
können nicht nur von der Wohl- 
fahrt leben. Die Menschen haben 
das Recht zu leben. Der Papst, 
der den Armen und den Men- 
schen in Not stets nahesteht, wird 
alles Mögliche unternehmen, 
auch in der internationalen 


Arena, um das Embargo aufzu- 


heben.« 

Mit Bidawid waren der Partriarch 
der Assyrischen Kirche, Mar Ad- 
dal II., der Assyrische Erzbischof 
von Bagdad Anthanase Matti 
Shaba Matoka, der syrischortho- 
doxe Erzbischof von Bagdad Se- 
verios Hawa und der irakisch-or- 
thodoxe Erzbischof Avak Asa- 


dourian beim Papst. m) 
Bald sowjetisch- 
israelische 
Beziehungen 


Die Bereitschaft der Sowjets, die 
diplomatischen Beziehungen zu 
Israel wieder aufzunehmen, 
hängt von einer Änderung in der 
isrealischen Außenpolitik in Fra- 
gen des Nahen Ostens und von ei- 
nem positiven Ausgang der lau- 
fenden politischen Debatte in Is- 
rael ab, sagte der stellvertretende 
sowjetische Außenminister Vik- 
tor Karpow. 


Die Frage der BBC, ob die So- 
wjets die Beziehungen zu Israel 
wieder aufnehmen werden, be- 
antwortete Karpow mit »Ja« und 
setzt hinzu: »Vielleicht schon 
bald«, als er nach einem Zeitplan 
befragt wurde. 

Als er darum gebeten wurde, nä- 
her darauf einzugehen, antwor- 
tete er: »Wir sind der Meinung, 
daß Israel sich positiver äußern 


sollte, was eine Nahost-Konfe- 


renz anbelangt. Es finden derzeit 
Debatten über diese Angelegen- 
heit statt. Wenn diese zu einem 
positiven Abschluß kommen, ist 
der Zeitpunkt zur Wiederauf- 
nahme der Beziehungen ziemlich 
nahegerückt.« 

Bedeutet dies, daß die Absichten 
der Sowjets gegenüber Israel von 


einer Änderung der isrealischen 
Politik »abhängig gemacht« wer- 
den?«, fragte die BBC Karpow: 
»Wir verbinden beides miteinan- 
der, die Haltung Israels zu. den 
Nahost-Fragen und die Herstel- 
lung der Beziehungen. Israel 
sollte positiver sein. Ja, wir hof- 
fen, daß Israel auf Sicht gesehen 
offen sein wird.« 

Die Sowjets beurteilen die Ange- 
legenheit, Beziehungen zu ande- 
ren Ländern zu unterhalten, da- 
nach, ob solche Beziehungen 
»auf Gegenseitigkeit« beruhen, 
stellte Karpow fest. 2 


Ändert Ägypten 
seine Politik? 


Der ägyptische Außenminister 
Abdel Meguid wurde auf einer 
Sitzung arabischer Außenmini- 
sterin Kairo zum Präsidenten der 
Arabischen Liga gewählt. Dies 
ist das erste Mal seit zwölf Jah- 
ren, daß ein Agypter die Spitzen- 
stellung inne hat, und es ist viel- 
leicht ein Signal für die Europäi- 
sche Gemeinschaft im Nahen 
Osten eine Politik zu betreiben, 
mit der Meguid in Verbindung ge- 
bracht werden kann. . 

Es gibt noch andere Anzeichen 
für eine mögliche Veränderung 
der Politik in Ägypten, darunter 
die abrupte Ankündigung des Mi- 
litärkommandos, daß Kairo mit 
sofortiger Wirkung alle seine 
Truppen aus Saudi-Arabien ab- 
ziehen werde. Dies wird weiter- 
hin als eine Bemühungen charak- 
terisiert, den Golfstaaten und 
Washington einen politischen 
Schock zu versetzen. 

Zu den motivierenden Faktoren, 
die diskutiert werden, gehört, 
daß der kuwaitische Emri von sei- 
nen Versprechungen, : Ägypten 
zehn Prozent aller Aufträge .zum 
Wiederaufbau des Landes zu er- 
teilen, abgerückt ist und auch da- 
von ägyptische Arbeiter für ihre 
Verluste in Kuwait zu entschädi- 
gen. 

lm Mai verurteilte die amtliche 


ägyptische Zeitung »Al-Ahram« | 


die westliche Presse wegen einer 
araberfeindlichen Kampagne ge- 
gen Algerien und Libyen, »jetzt 
wo der Feldzug gegen Saddam 
Hussein als blutdürstiger Araber 
sich dem Ende nähert«. 
Ebenfalls im Mai nahm die ägyp- 
tische Polizei Scheich Nasir-al-Sa- 
bah, einen Verwandten des 
Scheichs von Kuwait, wegen des 
Besitzes und des illegalen Han- 
dels mit Drogen fest. iM 
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Die Heraus- 
forderung an 
George Bush 


Warren Hough und Martin Mann 


Nach Monaten gedämpfter Auseinandersetzungen im Hinterstüb- 
chen, macht sich die Bush-Regierung für eine Konfrontation stark, 
die sie unbedingt vermeiden sollte: Eine aufs Ganze gehende öffent- 
liche Kraftprobe mit der Israel-Lobby, der mächtigsten ausländi- 
schen Interessengruppe in den Vereinigten Staaten. 


Der Zusammenstoß wurde An- 
fang des Jahres durch die israeli- 
schen Forderungen nach zehn 
Milliarden Dollar an neuen ame- 
rikanischen Darlehensgarantien 
zur Finanzierung der Neuansied- 
lung von Einwanderern, die in 
immer größeren Scharen aus der 
Sowjetunion eintreffen — dieses 
Jahr schätzungsweise 400000 — 
ausgelöst. 


Schroffes Nein zu 
Bakers Ersuchen 


Der amerikanische Außenmini- 
ster James Baker legte wiederum 
einer solchen erstaunlichen 
Schenkung gewisse Bedingungen 
auf. Israel wurde gesagt, daß es 
das Geld nicht dazu verwenden 
darf, weiter Siedlungen in den be- 


setzten Gebieten zu errichten, . 


was kürzlich von Baker als »das 
größte einzelne Hindernis ’ für 
den Frieden im Nahen Osten« 
verurteilt wurde. 

Bakers Ersuchen wurde seitens 
Israel mit einer schroffen Ableh- 
nung bedacht, ausgesprochen 
von Ministerpräsident Yitzhak 
Shamir in jener verächtlichen 
Manier, die er in den letzten Mo- 
naten Öffentlich zu Schau trägt, 
wenn er es mit hohen amerikani- 
schen Regierungsbeamten zu tun 
hat. »Es ist lächerlich zu glauben, 
daß Israel Siedlungen für Geld 
verkaufen würde«, sagte Shamir 
zu einer Gruppe ausländischer 
Zeitungsleute. »Wir haben nicht 
die Absicht, derartige Zugeständ- 
nisse zu machen (wie von Baker 
verlangt). Ich bin sicher, daß der 
amerikanische Kongreß uns die 
Hilfe gewähren wird.«. 
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Ariel Sharon plant den Bau von 
weiteren Wohnungseinheiten 
in den besetzten palästinensi- 
schen Provinzen. 


US-Präsident Bush, der wie be- 
richtet wird, in letzter Zeit ver- 
schiedene private Versuche - dar- 
unter ein privates Versprechen, 
alle Resolutionen des Sicher- 
heitsrats der Vereinten Nationen, 
die Israel nicht gefallen, zu ver- 
gessen — unternahm, traf bei Sha- 
mir ebenfalls auf kalte Zurück- 
weisung. Von Bush bedrängt, 
seine Opposition gegen eine von 
den USA geförderte Friedens- 
konferenz zu mäßigen, antwor- 
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tete der israelische Führer: 
»Nein,« und zwar in einem herab- 
lassenden Brief, der als privat 
gelten sollte, der aber bald zur 
Presse durchsickerte. 

Jetzt, wo sich das American-Is- 
rael Public Affairs Commitee 
(AIPAC) im US-Kongreß auf 
eine Kraftprobe mit dem Weißen 
Haus vorbereitet, wurde der An- 
griff der fremden Intessengrup- 
pen mit einer Tirade von Henry 
Kissinger eröffnet, dessen ge- 
wöhnlich schmähende Kritik an 
der gesamten Nahost-Strategie 
der Bush-Regierung, vorgetra- 
gen von einer Gruppe europäi- 
scher Bankiers, die auf Besuch 
weilten, spiegelten die Bedeu- 
tung dieser Angelegenheit wider. 
Indem. er warnend darauf hin- 
wies, daß die amerikanischen 
Forderungen zu Israels »Zusam- 


menbruch« führen könnten, sug- 
gerrierte Kissinger, daß Bush und 
Baker die »Realitäten« der Nah- 
ost-Politik einfach nicht verste- 
hen. 


Aber erfahrene Analytiker der 
Politik, die seit langem mit dem 
Problemen der Region vertraut 
sind, vertraten die Ansicht, daß 
die amerikanisch-israelischen 
Spannungen aus einer anderen 
Richtung kommen. 


»Bush und Baker haben Israel in- 
zwischen zu gut kennengelernt«, 
meinte Jacques Czerny, ein ehe- 
maliger Experte des Kongresses, 
der jetzt an einer Universität an 


der Ostküste der USA ehrt. »Sie 
sind sich darüber im klaren, daß 


eine Darlehensgarantie in Höhe 


von zehn Milliarden Dollar be- 
deutet, daß zehn Milliarden Dol- 
lar aus dem Fenster geworfen 
werden.« ' 


Scharfe Kritik 
von Kissinger 


Erstens, stellte dieser gelehrte In- 
formant fest, versucht Israel 
nicht nur, zehn Milliarden Dollar: 
aufzutreiben, obschon dies an 
sich eine »halsbrecherische« - 
Summe für ein kleines, herunter- 
gekommenes Land ist. »Sie ver- 
suchen, 25 Milliarden Dollar zu 
pumpen -ein Teil davon hier, der 
Rest von Europa und Japan, be- 
richtete Czerny. »Ein Darlehen 


in dieser Größenordnung wird Is- 
raels Auslandschuld fast verdop- 
peln. Die Aussichten auf Rück- 
zahlung sind mehr als dürftig; sie 
sind gleich null.« 


Geheimdokumente 
enthüllen Israels Pläne 


In den letzten Jahren ist Israel 
wiederholt mit seinen bescheide- 
nen Krediten für den Ankaufvon 
Militärgerät, die es von den Ver- 
einigten Staaten erhielt, in Rück- 
stand geraten, warnte Czerny. 


»Diese Vergehen werden nicht er- 
wähnt, weil der US-Kongreß 
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schnell damit bei der Handist, Is- 
raels überfällige Verpflichtungen 
zu vergeben«, stellte er fest. 


In letzter Zeit beliefen sich die 
Auslandsschulden des Klein- 
staats auf insgesamt zehn Milliar- 
den Dollar«, ‚setzte Czerny 


° hinzu. 


Darüber hinaus hat ein Satz Ge- 
heimdokumente, die in Israel in 
die Hand von Friedensaktivisten 
gelangt sind und kürzlich an die 
Vereinten Nationen in New York 
übergeben wurden, es der Bush- 
Regierung erschwert, sich von ih- 
rer Nahost-Position zurückzuzie- 
hen, selbst wenn sie es wollte, er- 
fuhren wir exclusiv von höheren 
Diplomaten im Weltforum. 


Die Papiere, anscheinend Teil ei- 


.. ner Planungs-Denkschrift, die 


von höheren Gehilfen für den is- 
raelischen Wohnungsbauminister 
Ariel Sharon erstellt wurden, ent- 
hüllen, daß die Regierung des 
Kleinstaates sich mit der Absicht 
trägt, die von den USA geförder- 
ten Gelder dazu zu verwenden, 
ihre illegalen Siedlungen am 
Westufer und im Gazastreifen 
um sage und schreibe das Zehn- 
fache zu vervielfältigen. 


Sharon,‘ der fanatische zionisti- 
sche General, der Israels Ein- 
marsch in den Libanon anführte, 
plant den Bau von 16000 Woh- 
nungseinheiten für sowjetische 

Einwanderer allein im Gebiet 
von Hebron am Westufer, geht 
aus den Dokumenten hervor, die 
durch Erab Hayet, einem Führer 
der israelischen Bewegung »Frie- 
den Jetzt« an die Vereinten Natio- 
nen geschickt wurden. 


Das Bauprojekt wird die Zahl der 
israelischen Siedler in Hebron in- 
nerhalb von zwei Jahren von der- 
zeit 8000 auf etwa 82000 erhö- 
hen, wird in dem Sharon-Plan 
vorausgesagt. 


Durch einen ähnlich überstürz- 
ten Bau von Wohnungseinheiten 
im Gazastreifen wird die Zahl der 
Siedler in der Region von derzeit 
4000 auf 50000 im Jahre 1993 an- 
steigen, wird in der Sharon-Akte 
vorausgesagt. 


Sharons Siedlungen, die zwangs- 
weise in die palästinensischen 
Provinzen unter israelischer Mili- 
tärbesetzung gesetzt werden, zie- 
len darauf ab, die historische ara- 
bische Bevölkerung der Region 
zu vertreiben und Platz für den 


endgültigen Anschluß dieser Ge- 
biete an das von Shamir ins Auge 
gefaßte »größere Israel« zu schaf- 
fen. 


Eine Eroberung 
auf Kredit 


Baker hat Bush gewarnt, daß 
Amerikas europäische und arabi- 
sche Verbündete, die der unter- 
würfigen Unterstützung der 
USA für Israel seit langem kri- 
tisch gegenüberstehen, diese Art 
von »Eroberung auf Kredit« 
durch den Kleinstaat niemals ak- 
zeptieren werden. Bush, verär- 
gert über das, was er privat das 
Dreinschlagen der Lynchbanden- 
Medien auf seinen Stabschef, 
den ehemaligen Gotverneur von 
New Hampshire, John Sununu, 
nannte, wurde gesagt, daß einige 
der schärfsten Presseangriffe auf 
Sununu wegen dessen verschwen- 
derischer Benutzung von Trans- 
portmitteln von der israelischen 
Interessengruppe gestartet wur- 
den, wo man Sununu wegen sei- 
ner arabischen (libanesischen) 
Abstammung mißtraut und we- 
gen seiner Versuche, die Nahost- 
Initiativen der amerikanischen 
Regierung ausgeglichener zu ge- 
stalten, fürchtet. 


»Es hat den Anschein, daß Al- 
PAC versucht, Bush eine Vor- 
schau dessen zu geben, was für 
ihn auf dem Spiel steht, wenn er 
sich für die israelischen Forde- 
rungen, die in letzter Zeit immer 
exorbitanter wurden, stark 
macht«, meinte der erfahrene 
Washingtoner Lobbyist Kelly Fit- 
zwilllam. »Aber, wenn er sich 
weigert, sich von diesen Rabau- 
ken, die sich bereits an Sununus 
unmittelbarem Sturz weiden, ein- 
schüchtern zu lassen, dann wird 
Bush größere Unterstützung des 
Volkes für seine Standfestigkeit 
gegen Israels Erpressung finden, 
als er ahnt.« D 
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Der Aufstier 
inden USA 


Victor Marchetti 


- Die Frage der Selbstidentifizierung der Juden in Amerika hängt zum 

- größten Teil von der Furcht vor dem Antisemitismus ab. Und doch 
wurde in einem kürzlich in der Zeitschrift »Moment« veröffentlich- 
ten Artikel eine andere Erläuterung dafür gefunden. »Der Aufstieg 
des Islam in Amerika: Wie wird dies die jüdische Selbstidentifizie- 
rung verändern?« Dies ist ein unbeobachteter Blick auf die jüdische 
Wahrnehmung des alarmierenden Wachstums an politischem Ein- 
fiuß und der zahlenmäßigen Größe einer Gruppe, die ungeniert als 
»Feind« des jüdischen Volkes bezeichnet und wahrgenommen wird. 


‚ Der Artikel, geschrieben von Jo- 
nathan D. Sarna, Professor für 
jüdische Geschichte an der Bran- 
deis University, ist furchterwek- 
kend im Ton und ein Beispiel für 
die schlimmste Art von Rassis- 
mus, denn er nimmt automatisch 
an und ermutigt den Leser dazu 
anzunehmen, daß Juden und 
Moslems natürliche Feinde sind, 
und daß Schritte unternommen 
werden müssen, um dieser lau- 
ernden Bedrohung entgegenzu- 
treten. Wenn ein Artikel dieser 
Art iin einer anderen Zeitung ver- 
öffentlicht würde, und das Wort 
Jude würde durch Moslem er- 
setzt, dann würde er von der ame- 
rikanischen Judenheit automa- 
‚tisch als Beispiel für unverhohle- 
nen Antisemitismus verurteilt. 
Zum Beispiel: »Bis spätestens 
zum ersten Jahrzehnt des 21. 
Jahrhunderts wird der Islam die 
zweitgrößte Religion in den Ver- 
einigten Staaten sein, laut einer 
kürzlich von der Oxford Univer- 
sity Press veröffentlichten Stu- 
die. »Time magazine< übernahm 
die Botschaft: »Es wird erwartet, 
daß amerikanische Moslems die 
Juden in weniger als 30 Jahren 
zahlenmäßig überholen, zur 
zweitgrößten Religionsgemein- 
schaft, nach den Christen, wer- 
den«.« 


Nach Meinung des Verfassers ent- 
spricht das alte Paradigma Ame- 
rikas, als protestantisch-katho- 
lisch-jüdischer religiöser »dreifa- 
cher Schmelztopf«, nicht mehr 
den Tatsachen. Es gibt eine grö- 
Bere Vielfalt - und das ist gut, 
schreibt er.. Aber das Schlechte 
daran sei, daß der Islam, früher 
ein exotischer Fremdling für das 
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Amerika der Hauptrichtung, 
schnell zu einer Hauptreligion in 
den USA wird, mit entsetzlichen 
Folgen für Juden. 

Der gleiche Status, den das Ju- 
dentum zusammen mit dem Pro- 
testantismus und Katholizismus 
erhielt, sei Zeugnis langjähriger 
Bemühungen des organisierten 
Judentums gewesen, die Auffas- 


:sung von Amerika als christliche 


Nation, die noch 1892 in einem 
Beschluß des Obersten Gerichts 
durch Justice David Brewer ver- 
kündet wurde, umzustoßen. 


Sarna schreibt, die moderne Auf- 
fassung von der jüdisch-christli- 
chen Tradition, die die Grund- 
lage amerikanischer Regierung 
und Kultur bildet, sei erst in den 
vierziger und fünfziger Jahren 
weithin in Umlauf gekommen, 
als Auswuchs des Kampfes zwi- 
schen »faschistischen« Mitläu- 
fern und »Antisemiten« in den 
dreißiger. Jahren, die das Wort 
»christlich« als Markenzeichen 
gegen »jüdisch-christlich« annah- 
men. Letzteres sei ein leicht ab- 
wertender Begriff, der zum 
»Stichwort für die andere Seite« 
geworden sei. 

Dann mit der Veröffentlichung 
des Buches: »Catholic-Prote- 
stant-Jew« von Will Herberg im 
Jahre 1955 trat ein »großer Fort- 
schritt im Ansehen der amerika- 
nischen jüdischen Gemeinde 
ein«. »Nicht ... entweder Prote- 
stant, Katholik oder Jude zu sein, 
bedeutet irgendwie kein Ameri- 
kaner zu sein«. 

Diese sogenannte dreiteilige An- 


sicht war, schreibt Sarna, »die _ 


Folge des Niedergangs des 
Hauptstrom-Protestantismus, des 


bemerkenswerten Wachstums 
des Katholizismus, .des interreli- 
giösen Angriffs auf den Reli- 
'gionshaß der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit - vor allem auf den An- 
tisemitismus —, des Anstiegs der 
ökumenischen Bewegung und 
des Erwachsenwerden nichtpro- 
testantischer Intellektueller im 
20. Jahrhundert«. Und keinen 
Augenblick zu früh, schreibt 
Sarna: »Die neue Synthese war 
überfällig.« 

Ein Großteil des Verdienstes für 
diese »neue Synthese« wird den 
Bemühungen jüdischer religiöser 
und kommunaler 'Führungsper- 
sönlichkeiten, organisatorische 
Bindungen zu christlichen Grup- 
pen zu schmieden, zugeschrie- 
ben, wovon der am besten be- 
kannte Erfolg die National Con- 
ference of Christians and Jews, 
1927 gegründet, sei, die hunderte 
von örtlichen »Gesprächen am 
runden Tisch« zwischen prote- 
stantischen, katholischen und 
jüdischen Führern durchführte, 
um die Auffassung von Amerika 
bestehend aus drei gleichen »Kul- 
turgruppen« zu fördern, die zu- 
sammenarbeiten sollten, um da- 
für Sorge zu tragen, daß jede von 
ihnen wächst und gedeiht. 

Mit anderen Worten, die ganze 
Schwerarbeit amerikanischer Ju- 
den, eine Statusgleichheit zu er- 
reichen, hat sich schließlich be- 
zahlt gemacht, trotz der in der jü- 
dischen Gemeinde vorherrschen- 
den Meinung, »daß Juden den 
ebenbürtigen Status, den diese 
Auffassungen ihnen zubilligen, 
nicht ganz.verdienen. Sie hoffen 
wahrscheinlich, daß Juden ihre 
offenkundliche zahlenmäßige 
Ungleichheit dadurch ausglei- 
chen könnten, daß sie einen we- 
sentlicheren Beitrag zum ameri- 
kanischen Leben leisten«, versi- 
chert Sarna selbstgefällig. 

Aber jetzt, nachdem amerikani- 
sche Juden trotz ihrer relativ klei- 
nen Anzahl eine derartige Promi- 
nenz und Akzeptanz erreicht ha- 
ben, befindet sich die jüdische 
Gemeinde in Gefahr, durch eine 
schnell wachsende moslemische 
Bevölkerung aus diesem »dreitei- 
ligen« Schema herausgedrängt zu 
werden. 

»Juden müssen damit zurecht- 
kommen«, schreibt Sarna. »Die 
Möglichkeit, daß die Anzahl der 
Moslems in den USA in den er- 
sten Jahrzehnten des nächsten 
Jahrhunderts mit der Zahl der Ju- 


den gleichzieht, sollte für ameri- 


kanische Juden von überragen- 
der Bedeutung sein, und es wird 
zweifellos der immerwährenden 


Wachsamkeit seitens der selbster- 
nannten Beschützer der jüdi- 


schen Gemeinde überlassen blei- 


ben, diese Möglichkeit unter 


Kontrolle zu halten.« 


Ein prominenter und ungeheuer 


erfolgreicher Anwalt, wie der 
Professor der Rechte an der Har- 
vard University Alan Dersho- 


witz, macht in seinem neuen - 


Buch »Chutzpah« zu einem sei- 
ner Hauptthemen den Gedan- 


ken, daß amerikanische Juden ih- 


ren politischen und finanziellen 
Einfluß nach besten Kräften be- 
haupten und die Gefahr, sich die 
Feindschaft oder den Groll ande- 
rer weniger Betuchten zuzuzie- 
hen, außer Acht lassen müssen, 


zu dem speziellen Zweck, sich ge-. 


gen den Ausbruch eines gewalttä- 
tigen Antisemitismus, der mit Si- 
cherheit kommen wird, zu wapp- 
nen. 


Diese Besessenheit — denn es. 


kann nicht bestritten werden, 
daß es eine solche ist- mit Antise- 
mitismus in einem Land, in dem 
dieser so gut wie gar nicht vor- 
handen ist, enthüllt mehr über 
die Unsicherheit der jüdischen 


‘Identität als über den angebli- 


chen Haß auf das, was sicherlich 
eine privilegierte Minderheit ist. 
Es gibt gewiß ein Element organi- 
satorischer Selbstförderung, das 
mit dazu beiträgt, den Antise- 


mitismus als Gegenstand der Be- . 


sorgnis unter der jüdischen Ge- 
meinde in den Vordergrund zu 


rücken, da Gruppen wie die. 


ADL und das Wiesenthal Center 
Fälle von Antisemitismus identi- 
fizieren und veröffentlichen müs- 
sen, um ihr Dasein zu rechtferti- 
gen und Gelder aufzutreiben. 


Aber die Tiefgründigkeit dieser 
Besessenheit und die Aufmerk- 
samkeit, die auf die Einzelheiten 
seiner Geschichte und moderne 
Bekundigungen des Antisemitis- 
mus verschwendet wird, zeugt 
mehr von einer Furcht. davon, 
daß er vom Erdboden verschwin- 
den könnte, wenn er nicht endlos 
wiedergekäut und untersucht 
wird, als von einem wirklichen 
Wunsch, sein Wiederauftreten zu 
verhindern. 


Es gibt keine größere einigende 
oder bestimmendere Kraft für 


ein Volk, als eine Bedrohung sei- _ 


ner Existenz von außen, und die 
Frage, wer ist Jude in der heuti- 
gen Gesellschaft, wird am häufig- 
sten auf die verrückte Weise be- 
antwortet: »Ein Opfer des Anti- 
semitismus.« - m) 
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i Golf-Region 


Georgs Bushs 


Volker- 


'wanderung 


Warren Hough und Martin Mann 


“ In einer der schlimmsten menschlichen Katastrophen in der moder- 
nen Geschichte hat US-Präsident George Bushs Krieg am Persi- 
“schen Golf 5,5 bis 7 Millionen Menschen aus ihren Häusern vertrie- 
hen, und damit die größte Welle erzwungener Völkerwanderung seit 
dem Zweiten Weltkrieg ausgelöst, heißt es in einer Übersicht der 
-.. Vereinten Nationen, die jetzt freigegeben werden soll. Die erzwun- 
.. gene Transferierung ganzer Bevölkerungen ist eines der Schlüssel- 
:: elemente des Völkermords, nach jeder modernen Definition dieses 


"Begriffes. 


. Als erste umfassende Buchfüh- 
‚rung über Zivilbevölkerungen, 
die durch Kriegshandlungen ent- 
wurzelt und durchgekämmt wur- 
‘den, widerspricht der Bericht der 
"UN Commission of Refugee Re- 


lief scharf den Behauptungen der 


» Bush-Regierung, der Feldzug ge- 
‚gen den Irak sei eine »schnelle, 
® saubere, chirurgische« Opera- 
tion gewesen. 


Rn 


Die Rolle der 
:. Geheimdienste 


Nachdem sie Zugang zu einer 
:Vorauskopie der Übersicht be- 
:kommen haben, fanden unsere 
-:Mitarbeiter heraus, daß einige 
Passagen darin die verdeckte 
* Rolle widerspiegeln, die Agenten 
des CIA und des Mossad, des is- 
‚raelischen Geheimdienstes, bei 


“der brutalen Ausweisung von rie- 


„ sigen Massen aus ihren Siedlun- 
. gen und Arbeitsplätzen gespielt 
:: haben. 


"Die Flüchtlingswelle ist nur 


’ 


die jüngste Vergrößerung des 
menschlichen Tributs zum Krieg 
.am Persischen Golf, von dem 
Einzelheiten erst jetzt langsam 
zur weltweiten Öffentlichkeit 
durchsickern. Während die west- 
liche Presse »wenig oder gar 
keine Notiz davon genommen 
hat«, heißt es in.dem Bericht der 
Vereinten Nationen, wurden 
mehr als eine Million alteingeses- 
sener jeminitischer Arbeiter mit 
“Wohnsitz in Saudi-Arabien von 


saudischen Truppen ausgewiesen 
und zur Flucht gezwungen, nach- 
dem die Regierung des Jemen es 
abgelehnt hatte, sich der von den 
Vereinigten, Staaten angeführten 
Koalition anzuschließen. 

Im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen legte der Delegierte 
des Jemen Argumente für eine 
Feuereinstellung und eine Eini- 
gung am Persischen Golf auf Ver- 
handlungsbasis, statt eines Gene- 
ralangriffs auf den Irak, den die 
Bush-Regierung befürwortete, 
vor. Fast unmittelbar darauf 
warnten »alliierte Geheimdienst- 
berater« die Regierung von 
Saudi-Arabien Anfang Oktober, 
daß die langfristige Präsenz jemi- 
nitischer Arbeiter in ihrem Land 
jetzt zu einer »Bedrohung der Si- 


cherheit« werde, berichten Beob- 


achter bei den Vereinten Natio- 
nen. ? 

Der Euphemismus »alliierte Ge- 
heimdienstberater« bedeutet der 
große Stab von Spezialisten des 
CIA, die während des Golfkon- 
flikts für die Entwicklung einer 
Taktik der Sicherheit und »öffent- 
lichen Sicherheit« für die Saudis 
verantwortlich waren, bestätig- 
ten Diplomaten der Vereinten 
Nationen für die Region. 


Den Leitlinien jener Washingto- 
ner- Bürokraten Folge leistend, 
trieben saudische Polizeibatal- 
lione, unterstützt durch Feldin- 


 fanterie und Panzereinheiten, in 
‘ aller Herrgottsfrühe die zum 


größten Teil armen jeminitischen 
Arbeiter zusammen. Die Arbei- 


ter wurden mit ihren Familten in 
provisorische Abschiebelager ge- 
sperrt und anschließend zu Zehn- 
tausenden über die saudische 
Grenze getrieben, berichteten 


Beobachter bei den Vereinten. 


Nationen. 


Ahnliche Greueltaten fanden in 
Kuwait statt, wo nach der »Be- 
freiung« durch die Amerikaner. 
rund 500000 Palästinenser, Jeme- 
niten und Jordanier aus ihren 
Siedlungen vertrieben und 
zwangsweise mit ihren Frauen 
und Kindern zu heimatlosen 
Flüchtlingen gemacht wurden. 


Denjenigen, die an ihren Woh- 
nungen festhielten, drohten Fest- 
nahme, Folterung und mitter- 
nächtliche Hinrichtung, was in 
kürzlich erschienenen Berichten 
über Menschenrechte als »Mas- 
senmord« bezeichnet wurde. Ob- 
wohl der UN-Bericht nur fest- 
stellt, daß »kuwaitische Unter- 
grundstreitkräfte, in einigen Fäl- 
len durch alliierte Aktivisten or- 
ganisiert und ‘bewaffnet«, für 
einige der schlimmsten Greuelta- 
ten verantwortlich waren, bestä- 
tigen Diplomaten der Vereinten 
Nationen aus den. Golfstaaten in 
Privatgesprächen, daß der Hin- 
weis auf »alliierte Aktivisten« 
sich auf im Untergrund arbei- 
tende CIA- und Mossad-Agen- 
ten bezieht, die während der ira- 
kischen Besetzung in Kuwait ein- 
gedrungen waren. 


Die Versprechungen 


an die Kurden 


Was noch entlarvender ist, der 
kommende Bericht der Vereinten 
Nationen stellt fest, daß »Ermun- 
terungen und feierliche Zusagen, 
sie zu unterstützen, die alliierte 
Agenten gegenüber kurdischen 
Stammesleuten abgaben«, bei 
der Aufstachelung zu Kämpfen 
zwischen einzelnen Volksgrup- 
pen im Irak, die zur Massenflucht 
von schätzungsweise zwei Millio- 
nen Menschen nach bewaffneten 
Zusammenstößen mit irakischen 
Regierungsstreitkräften führten, 
eine Schlüsselrolle spielten. 


»Wieder einmal hetzten die Ver- 


einigten Staaten und Israel zu 


selbstsüchtigen und kurzfristigen 
Zwecken die Kurden dazu auf, 
sich zu erheben und gegen ihre 
Regierung zu rebellieren«, erin- 
nerte sich ein Sozialarbeiter der 
Vereinten Nationen, der gerade 
vom Golf zurückgekehrt ist. 


»Wieder einmal wurden die Kur- 
den im Stich gelassen. Selbst die 
Flüchtlingslager im nördlichen 
Irak - die so gleißend im amerika- 
nischen Fernsehen dargestellt 
wurden - sind die Folge einer ein- 
dringlichen Druckausübung auf 
Bush durch die Briten und Fran- _ 
zosen hinter den Kulissen.« 


Die Welle von Flüchtlingen und 
verschleppten Personen, die die 
Straßen und Zeltstädte am Golf ° 
verstopfen, schwoll durch fast 
eine Million ägyptischer Arbei- 
ter, die aus dem Irak und aus dem 
von den Irakis besetzten Kuwait 
flohen als ihre Regierungen sich 
der- von den USA angeführten 
Koalition anschlossen, weiter an. 
Der fehlgeschlagene Aufstand 
schiitischer Moslems im südli- 
chen Irak - die ebenfalls durch 
die amerikanische Regierung er- 
mutigt und dann dem Zorn der 
rachsüchtigen irakischen Streit- 
kräfte ausgesetzt wurden - gegen 
Saddam Hussein führte auch zu 
einem Massenexodus von Men- 
schen, die um ihr Leben fürchte- 
ten. 


Tragödie ungeheuren 
Ausmaßes 


Die erschreckende Summe von 
fast zwei Milliarden Dollar ist bis- 
lang von privater Seite aufge- 
bracht worden, zum größten Teil 
durch weltweite Netzwerke, wie 
die in Genf ansässige Internatio- 
nal Organization for Migration, 
um einen Teil des Massenleidens 
und der verzweifelten Not, die 
durch diese epochale Flucht von 
durch den Golfkonflikt ver- 
schleppte Zivilpersonen ausge- 
löst wurden, zu mildern. 


Selbst Washingtoner Bürokraten 
räumen jetzt ein, daß »das von 
der Bush-Regierung veranlaßte 
militärische Eindringen in die 
Golfregion eine Tragödie von un- 


geheuren Ausmaßen in ihrem 


Kielwasser hinterlassen hat«, wie 
Princeton N. Lyman, Direktor 
des Bureau of Refugee Programs 
(Büro. für  Flüchtlingspro- 
gramme) des US-Außenministe- 
riums, es kürzlich formulierte. 


»Wenn Bush einmal selbst mit 
Verwüstung konfrontiert wird, 
die .er Millionen von hilflosen 
Menschen angetan hat«, sagt der 
Fürsorgehilfe bei den Vereinten 
Nationen, Pierre Khouri, »dann 
besteht Hoffnung für diese Opfer 
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‚des Krieges.« i 
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Zionismus 


Die Juden- 
frage als Kern 
der Sache 


Victor Marchetti 


In dem größten Werk seines akademischen Lebens mit dem Titel 
»The Jewish Question: Biography of a World Problem« beginnt der 
zionistische Gelehrte und Historiker Alex Bein damit, ein paar Defi- 
nitionen für diese ewige Frage aufzuzeigen. Nach dem deutschen 
Schriftsteller Moritz Heimann (um 1909) sei dies: »Was ein auf eine 
abgelegene Insel verschlagener Jude immer noch als die Judenfrage 
betrachtet - das ist alles, was es ist«. In dieser Identifizierung mit sich 
selbst, in der Entscheidung eines jeden Juden darüber, was er in sich 
selbst als sein jüdisches Ich erkennt und bekräftigt, »und in der Wahl 
zwischen Umgebung und Substanz« sieht er »die Wurzel aller Juden- 


fragen«. 


Beın sagt, nach dem französi- 
schen Philosophen Jean-Paul 
Sartre im Jahre 1945 sei es, »was 
einen Juden ausmacht, ist seine 
»konkrete Situation<, was ihn mit 
anderen Juden verbindet ist die 
Identität ihrer Situationen 
Das Judenproblem ist aus dem 
Antisemitismus geboren, den wir 
unterdrücken müssen, um das 
Problem zu lösen«. 


Sind die Juden 
noch ein Volk? 


Die Judenfrage ist also nach die- 
sen Definitionen universal. Es ist 
eine tief persönliche Frage, die je- 
der Jude für sich beantworten 
“muß, auf die es aber anscheinend 
nur eine richtige Antwort gibt. 
Außerdem ist esein Problem, das 
nicht von den Juden verursacht 
wird, sagen sie, sondern von den- 
jenigen in der nichtjüdischen 
Welt, die gegen das Judentum 
sind. Dies versucht Bein in sei- 
nem dicken, mit vielen Fußnoten 
versehenen Wälzer zu beweisen. 


Gleich am Anfang fragt er: »Kön- 
nen die Juden immer noch als 
Volk betrachtet werden, oder ha- 
ben sie nicht für immer die Eigen- 
schaft eines Volkes verloren als 
ihr Staat durch überlegene römi- 
sche Streitkräfte besiegt wurde?« 
Er beantwortet diese Frage da- 
mit, indem er sagt, daß für viele 
Menschen, Juden und Nichtju- 
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Somit vermittelt er dem Leser 
den Eindruck, daß ein Jude zu 
sein mehr ein Geisteszustand als 
Rasse oder Religion sei. 

Er sagt: »Wir haben es mit einer 
Gruppe von Menschen zu tun, 
die über fast alle bewohnten Län- 
der der Erde verstreut sind ... die 
irgendwie durch Bindungen der 
Abstammung, Religion, Ge- 
schichte und Tradition, zusam- 
mengehalten werden, obwohl sie 
hinsichtlich der Sprache, der Ge- 
bräuche und Kultur weitgehend 
voneinander getrennt und mit 
den Ländern in denen sie leben 
assimiliert sind.« 


Aber diese erstaunlichen Men- 
schen unterscheiden sich durch 
ihre besonderen Errungenschaf- 
ten und Auszeichnungen von an- 
deren Menschen. »Wir könnten 
sogar sagen, daß das Vorhanden- 
sein von Nichtjuden dadurch an- 
erkannt wird, daß sie einfach da 
sind und leben, die Existenz von 
Juden aber nur anerkannt wird, 
wenn sie etwas vollbringen.« 


Unter den Teilnehmern des 6. Zionistenkongresses 1903 sitzt 
Theodor Herzl (zweite Reihe mit gekreuzten Armen), Begründer 


des politischen Zionismus. 


den gleichermaßen, die Frage 
durch die Neuschöpfung des 
Staates Israel .beantwortet 
werde. 


Aber Bein ist sich da nicht so si- 
cher. Und er bewältigt das Pro- 
blemin keiner Weise. Stattdessen 
weicht er der Frage aus und sagt: 
»Es ist schließlich mehr oder we- 
niger eine Frage der Semantik 
und betrifft die begriffliche Defi- 
nition mehr als die eigentliche 
Natur des besonderen Schicksals 
der Juden.« 


Bein spürt die Judenfrage von ih- 
ren verschwommenen Ursprün- 
gen in der Antike bis zur heutigen 
Zeit auf und vermittelt durchweg 
viele faszinierende Einblicke in 
die Geschichte der Juden. Aber 
weil seine Betonung auf dem Zio- 
nismus liegt, neigt er dazu, sich 
auf die Entwicklungen in Eu- 
ropa, vor allem in Westeuropa zu 
konzentrieren. Es fehlt fast jeder 
Hinweis auf die Juden, die in der 
arabischen Welt leben, mit Aus- 
nahme der iberischen Sephar- 
dim, und zu wenig Aufmerksam- 
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keit wird den Aschkenasim Ost- 


europas gewidmet. Sein Über : 


blick über die Judenfrage führt 


jedoch zu einigen seltsamen Plät- 


zen. 


Bein greift den Fall Shakespear 
und sein gewöhnlich — von den 


Juden — verdammtes Schauspiel ° 


»Der Kaufmann von Venedig« 
auf. Laut Bein ist nach vielem 
Hin und Her das Schauspiel vor- 
geblich gemein, Shylock, der 


Jude, sei nicht die böse, abscheu- 


liche jüdische Karikatur als die 
meisten Menschen — besonders 
Juden - sie erachteten. Stattdes- 
sen habe Shakespear in Wirklich- 
keit in Shylock »eine mensch- 
lichere jüdische Figur entwickelt, 
die bis zu diesem Zeitpunkt je- 
mals von einem Christen gezeich- 
net wurde«. 


»Die Frage, die wir stellen müs- 


sen, ist dies«, schreibt Bein: 
»Was ist die Bedeutung dieses 
Schauspiels in der Geschichte der 
Judenfrage?« Seine Antwort lau- 


tet, daß Shakespear unabsicht- - 


lich oder absichtlich mit der her- 
kömmlichen Karikatur des Juden 
als ränkeschmieden, triefnasigen 
Betrüger gebrochen und stattdes- 
sen einen ganz und gar sympathi- 
schen Charakter geschaffen 
habe, auf den Juden stolz sein 
und auf den sie sich beziehen 
können. 


Bein gerät auf abgelegene Ge- 
biete, wie die-Kabbalah,. die er 
als »Mystik« basierend auf bi- 
blisch-talmudischem Gesetz be- 
zeichnet. Die Kabbalah, schreibt 
er, habe antikes jüdisches Gesetz 
beleuchtet und interpretiert. Sie 
habe den Juden geholfen, die Ju- 
denfrage zu verstehen, trotz aller 
Beschuldigungen, daß die Kab- 
balah mit dem Okkulten in Ver- 
bindung stehe. Sie habe eine gei- 
steserweiternde, erlösende Wir- 
kung auf Juden. 


Zum Thema der messianischen 
Mystik schreibt Bein: »Juden ha- 
ben niemals zugegeben, daß ein 
Unglück, das ihnen widerfahren 
ist, zufälliger Natur sein konnte.« 
Je schmerzlicher ihre Leiden, 
umso größer die Katastrophe, 
»desto hörbarer und näher schie- 
nen die Fußstapfen des Messias 
zu sein«. Es ist ein alter Kummer. 
Obwohl Bein ein Kabbalist gewe- 
sen sein mag, hat er sicherlich 
nicht auf den Messia gewartet. 


Bein geht bei seinem Versuch die 
Judenfrage zu erklären alle 


“ 


BeoL 


- Aspekte durch, und er geht bei 
seiner Suche nach einer Lösung 
des ewigen Problems auf fast je- 
des denkbare Thema ein. Sein 
Buch ist mehr eine erläuternde 
Geschichte der Juden als ein Ver- 
such, die Frage des ewigen Juden 

. zu beantworten. Es ist nichtsde- 
stoweniger eine Gedanken anre- 
gende Untersuchung der Juden- 
frage. 


‘ Für ihn ist natürlich der Zionis- 
mus die Antwort. Er ist die End- 
lösung des Antisemitismus, oder 
der »Judenfeindlichkeit«. Nur 
durch die Neugründung Israels 
als Zufluchtsort für alle Juden 
“ der Welt kann man dem Antise- 
mitismus entgehen. Es gibt so gut 
wie keine Hoffnung, daß der An- 
tisemitismus jemals völlig ausge- 
merzt wird, mit einer möglichen 
Ausnahme - in Amerika. 


Hier wirft Bein einen interessan- 
ten Punkt auf. Nach mühsamen 
Versuchen, nachzuweisen, daß 
der Zionismus und Alyah, die 
Heimkehr nach Israel, die ein- 
zige vernünftige Antwort auf das 
Weltproblem der Judenfrage sei, 
zeigt er Mitleid und räumt ein, 
daß die Dinge für die Juden in 
‚Amerika vielleicht anders liegen. 
Trotz Tausenden von Jahren eines 
weltweiten Antisemitismus, der, 
wie er sich große Mühe gibt zu be- 
weisen, die Schuld der Nichtju- 
den sei - »die Kardinalsünde der 
Juden ist ihre fortdauernde Exi- 
stenz als Volk« -, scheint Bein zu 
glauben, daß amerikanische Ju- 
den, wenn sie die Assimilierung 
‘vermeiden können, eine Chance 
haben, frei vom Antisemitismus 
zu leben. 


Vielleicht leben amerikanische 
Juden, anders als andere Juden 
in der Welt, nicht wirklich im Exil 
(galut) von Israel. Vielleicht sind 
sie Teil einer neuen Diaspora, ei- 
ner Art freiwilligen Wohnsitz in 
einem anderen Land. Nur wahre 
- Gläubige - entschlossene Leute - 
haben den Mut, die Länder, in 
denen sie ihren Wohnsitz haben, 
„wegen eines Ideals zu verlassen, 
schreibt Bein. Aber das Leben ist 
ziemlich gut in Amerika für den 
Juden, daher braucht er viel- 
leicht nicht unbedingt nach Israel 
- auszuweichen. Bein überläßt 
diese Entscheidung dem Einzel- 
nen. Jedenfalls sind amerikani- 
sche Juden ziemlich gut, wenn es 
darum geht, Israel zu unterstüt- 
zen, und Gott weiß, daß Israel 
diese Hilfe mit Sicherheit gebrau- 
chen kann. 


Der Zionismus ist die Antwort auf den Antisemitismus oder auf 
die Judenfeindlichkeit. 


Man entdeckt bei Bein so etwas 
wie einen inneren Kampf bei die- 
sem Punkt. Sein lebenslanges En- 
gagement für den Zionismus 
steht mit seiner pragmatischen 
Seite im Widerspruch, die ihm 
sagt, daß amerikanische Juden 
der Sache des Zionismus und Is- 
raels mehr dienen können, wenn 
sie da bleiben, wo sie sind, und 
aus dem amerikanischen Steuer- 


zahler soviel Geld wie möglich 
herausquetschen, um das israeli- 
sche Staatsschiff über Wasser zu 
halten. Es kann jedoch kein 
Zweifel darüber bestehen, daß in 
letzter Analyse die erste Loyali- 
tät des amerikanischen Juden- 
tums Israel gebührt. 


In seiner Endanalyse gibt Bein 
jedoch an keiner Stelle eine zu- 


Juden haben etwas gemein- 
sam, was sie oft nicht artikulie- 
ren können, sie sind noch 
heute »Stammesbrüder«. 


friedenstellende Antwort auf die 
Judenfrage. Er untersucht das 
Problem zwar gründlich, findet 
jedoch niemals eine Lösung. 
Aber er zieht die Schlußfolge- 
rung, daß Juden Juden sind und 
immer bleiben werden. Sie wer- 
den niemals ein Problem darstel- 
len, weil sie das sind, was sie sind, 
und sie werden sich niemals än- 
dern, ganz gleich wo sie leben. 
Dies macht Nichtjuden besorgt 
und schließlich ärgerlich. Daher 
wird es immer einen Antisemitis- 
mus geben. 


Aber sind die Nichtjuden wirk- 
lich schuld am Antisemitismus? 
Oder ist es etwas, was die Juden 
brauchen, um das mystische 
Image von sich selbst zu verewi- 
gen, ihren Glauben zu bewahren, 
daß sie etwas Besonderes sind, 
ein Volk für sich - die Auserwähl- 
ten? 


Ein gutes Beispiel für das, wor- 
auf Bein in seinem Buch anspielt, 
wird von einem neuen Werk mit 
dem Titel »Chutzpah« von Alan 
Dershowitz unterstrichen. 


Daß Beins Buch ein maßgeben- 
des Werk ist, kann nicht bezwei- 
felt werden. Er selbst war. sein 
ganzes Leben lang Zionist und 
gilt als erster Autobiograph von 
Theodor Herzl, Gründer des mo- 
dernen politischen Zionismus. 
Er war Direktor der Central Zio- 
nist Archives und Israels erster 
Staatsarchivar. Oo 
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‚Zionismus 


Ein Volk am 
‚Scheideweg 


: Victor Marchetti 


Der israelische zionistische Historiker David Vital schreibt in seinem 
Buch »The Fture of the Jews: A People at the Crossroads« (Harvard 
Press, 1990), daß »die alte Einheit des Judentums, wie brüchig, wie 


problematisch sie auch war ... die alte Wirklichkeit der Eigenstaat-. 


lichkeit, heute zerschmettert am Boden liegt, beinahe irreparabel«. 
Laut Vital, Professor der Diplomatie an der Universität von Tel Aviv 

‚und Professor für jüdische Zivilisation an der Northwestern Univer- 
sity in Chicago, »hat der Aufstieg eines unabhängigen Judenstaates 
die jüdische Welt sowohl revolutioniert als auch destabilisiert.« 


»Amerikanische und andere Ju- 
denheiten unterscheiden sich un- 
weigerlich 
Punkten von israelischen Juden- 
heiten ... die jüdische Welt — ge- 
schlagen durch Assimilierung auf 
der einen Seite und durch Ver- 
nichtung und Androhung weite- 
rer Strafen andererseits - fällt 
jetzt auseinander.« 


Der Zionismus 
das letzte Hurra 


Der Verfasser betont, daß sein 
Buch »vom jüdischen Volk, nicht 
vom Judentum handelt ... Es 
geht um Volk und Gesellschaft!«. 
Er sagt, das Buch hätte ebenso- 
gut den. Titel tragen können 
»Contemporary Jewry and Its 
National Question« (»Zeitgenös- 
sische Judenheit und ihre natio- 
nale Frage«); das heißt, die Ju- 
: den als Nation, als Volk. Und er 
kommt zu der Schlußfolgerung, 


daß »das Überleben des Juden-- 


tums als eigenständiges Volk, 
seine verschiedenen Zweige 
durch gemeinsame Bindungen 
der Kultur, Verantwortung und 
Loyalität aneinander gebunden, 
völlig ungewiß ist«. 


Sein zionistischer Historikerkol- 


lege Alex Bein, sein Buch hat den 
Titel »The Jewish Question: Bio- 
graphy of a World Problem« - 
CODE berichtet darüber -, wun- 
derte sich ebenfalls über die Ju- 
den als Volk. Seine Gedanken zu 
diesem Thema waren jedoch 
grundlegender. Er fragte: »Kön- 
nen die Juden immer noch als 
Volk angesehen werden, oder ha- 
ben sie nicht für alle Zeiten ihren 
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in entscheidenden 


Charakter als Volk verloren als 
ihr Staat durch überlegene römi- 
sche Streitkräfte besiegt wurde?« 


Vital kommt zu seiner düsteren 
Schlußfolgerung über einen um- 
ständlichen und irgendwie über- 
raschenden Weg, was ernsthafte 
Fragen über die grundlegende 
Natur des »jüdischen Wesens« 
aufwirft. Obwohl - oder viel- 
leicht weil - er ein überzeugter 
Zionist ist, scheint Vital sagen zu 
wollen, daß Zionismus das letzte 
Hurra der Juden im Sinne einer 
echten internationalen Selbst- 
ständigkeit oder Volkstum ist. 
Nur das zionistische Israel bleibt 
dem alten jüdischen Ideal treu. 
Aber.Israel und die Diaspora dro- 
hen »auseinander zu fliegen«. 


Das Judentum in der Diaspora. 
steht bei Vital nicht gerade hoch 
im Ansehen. Aus seiner Sicht ha- 
ben sich die Juden der heutigen 
Diaspora - Juden die außerhalb 
Israels leben -, besonders das 
amerikanische Judentum, zu se- 
paraten Stämmen entwickelt, ge- 
eint nur durch ein verschwomme- 
nes Gefühl für jüdisches Wesen. 
Diese Judenheiten seien nur Bru- 
derlogen, notdürftig durch Tradi- 
tion und Klubfreundschaft zu- 
sammengehalten, aber ohne 
wirkliche Hingabe oder Engage- 
ment für das zionistische Israel - 
und dies sei der Grund, warum 
die Vertreter dieser Judenheiten 
aliah (Rückkehr ins Heimatland) 
nicht vollziehen und Israel nur 
mit Geld, meistens in Form von 
Beiträgen, die aus ihren Gastlän- 
dern, in denen sie leben und ge- 
deihen, herausgepreßt werden, 
helfen. 


Er 


Nach Vitals Auslegung begahın 
der Verfall‘ des Weltjudentums 


mit der Emanzipation der Juden - 


in den Nachwehen der Französi- 
schen Revolution vor zweihun- 
(dert Jahren. Die neue französi- 
sche Regierung, die Bruder- 
schaft und Gleichheit auf ihre 
Fahnen geschrieben hatte, stellte 
die Juden Frankreichs vor eine 
schwierige Wahl. Sie konnten 
selbstständige französische Bür- 
ger mit allen Privilegien und Ver- 
antwortlichkeiten, die eine 
Staatsbürgerschaft mit sich 
bringt, wie zum Beispiel der 
Dienst beim Militär, werden. 
Oder sie konnten abseits von der 
französischen Gesellschaft blei- 
ben und weiterhin ihrer einzigar- 
tien Lebensart »Hausieren, Han- 
del mit Kleidungsstücken aus 
zweiter Hand, Pfandleihen und 
Gewährung von direkten Darle- 
ren gegen Zinsen (Wucher) fröh- 


nen« und alle Gefahren, die ei- 
. nem solchen Dasein innewoh- 


nen, akzeptieren. Die Wahl, sagt 
der zionistische Historiker »ist 


“die zentrale Frage, mit der es das 


Judentum bis zum heutigen Tage 
zu tun hat«. 

Meistens, schreibt er, »wählten 
die Juden Staatsbürgerschaft und 
Emanzipation, aber mit sehr viel 
Vorahnung und einer weniger als 
wirklich aufrichtigen und würde- 
vollen, geschweige denn mutigen 
Antwort«. Die Entscheidung der 
französischen Juden wurde 
schließlich von den Juden ande- 
rer Länder wiederholt. Es war 
der Anfang vom Ende des Weltju- 
dentums und der Grund, warum, 
als der Zionismus daherkam, er 
niemals mehr als »eine große 
Minderheit seines Volkes als 
wahre Unterstützer an sich zog«. 
So führte laut Vital der »Sprung 
in die Modernität« der europäi- 
schen Juden zur »Umwandlung 
des Judentums und zu dem 
Durcheinander ihrer nationalen 
Interessen«. Dies wiederum 
führte letztendlich die »Aufspal- 
tung des Judentums« in das zioni- 
stische Israel und die abgetrenn- 
ten Diasporas der Welt herbei. 


Vital verhöhnt die »doppelte 
Loyalität« der Juden in der Dia- 
spora, vor allem die der amerika- 
nischen Judenheit. Er stellt fest, 
daß Gruppen wie das American 
Jewish Committee behaupten, 
daß »die israelische und amerika- 
nische jüdische Gemeinde sich 
eine Tagesordnung gemeinsamer 
Interessen teilen, die gegensei- 
tige und gemeinsame Entschlos- 
senheit verlangt«. 


“ Aber er fragt: »Ist die »Zentrali-" +; 


tät< Israels eine wahre Tatsache‘: 
des jüdischen Lebens?« Es gibt, 
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schreibt er, »eine Fülle von Be- 


weisen« dafür, daß dies nicht.der 
Fall ist, trotz der Behauptung vie- - 
ler Juden, daß »Achtung« - er 


lehnt es ab einen stärkeren Be- 
griff zu benutzten - für Israel die / 


eigentliche Grundlage einer »jü- : 
dischen bürgerlichen Religion« 
in Amerika ist. 

Trotzdem sie sich »gebunden füh- 
len irgendeine Anhänglichkeitan . 
Israel zu erklären«, sind amerika- 
nische Juden zu »fest in ihrer 

öffentlichen Bekundung aus- 

schließlicher Loyalität gegen- 
über des Landes ihres Wohnsit- 
zes«, um doppelte Loyalisten zu 
sein, folgert Vital. Mit diesen 

Worten setzt er die amerikani- 
sche Judenheit sozusagen in Ver- 
zug und stellt sie vor eine neue ‘ 
Wahl. Es kann keine doppelte 
Loyalität für Juden geben, 
schreibt er. Es kann nur Loyalität 
gegenüber Israel oder Loyalität 
gegenüber »dem Land, in dem 
sie leben«, geben. 


Bei seiner Besprechung der Um- 

wandlung des heutigen Juden- 

tums untersucht Vital die grund- 

legenden Probleme, in ihrer gan- 
zen Nacktheit, die für amerikani- 

sche Juden heute:eine Herausfor- 

derung sind: Sind die Juden ein 

Volk, eine Nation? Wo liegen ihre 

Loyalitäten und Verantwortun- 
gen? Spaltet sich das Judentum 

für alle Zeiten in das zionistische 

Israel und die westliche, weitge- 
hend amerikanische, Diaspora 

auf? 


Für den Verfasser gibt es auf 
diese Frage nur eine Antwort: 
»Palästina/Eretz-Yisrael ist ganz 
einfach das einzige Stück Territo- 
rium auf Erden, das Juden in ih- 
rer Eigenschaft als Juden ihr Ei- 
gen nennen können ... Israel ist .. 
jüdisches Leben und Kultur, neu- 
gegründet zu grundlegend weltli- 
chen Bedingungen. Dies ist eine 
Alternative, die in der zeitgenös- 
sischen Diaspora nicht zur Verfü- 
gung steht.« Israel, schreibt er, ist. , 
»der echte Artikel« für die Juden 
der ganzen Welt. 

Daher, schreibt Vital, »sind mehr 
und mehr amerikanische Juden 
zu der Erkenntnis gekommen, 
daß Israel vor allem eine Arena - 
sehr wahrscheinlich die Arena — 
ist, in der das Schicksal aller Ju- 
den und Judenheiten, einschließ- 
lich ihrer eigenen, aller Wahr- 
scheinlichkeit nach bestimmt 
werden wird«. j oO 
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Weitere 
"Milliarden aus 
den USA 


: Warren Hough und Martin Mann 


Amerikanischen Steuerzahlern, die daran gewöhnt sind, daß Israel 
jedes Jahr sein »Pfund Fleisch« in Form von Geschenken in Höhe 
von mehreren Milliarden Dollar fordert, steht eine »großangelegte 
“-Schröpfung« bevor, da sich eine sich duckende Bush-Regierung, 
wenn auch widerwillig, bereit erklärt hat, die Subventionen an den 
Kleinstaat im Nahen Osten zu verdreifachen und sogar zu vervierfa- 


E 


chen. 


"Diese Voraussage von Dr. Ro- 


nald Fleming, eines kanadischen 


-. Wirtschaftlers, der internatio- 


..näle Bewilligungs- und Unter- 


stützungsprogramme am Haupt- 


„sitz der UNO in New York über- 
- wacht, ist in einer Reihe von In- 


... .terviews 


gruppe des 


mit gutinformierten 


.. Kreisen in Washington und New 
„York City bestätigt worden. 


Eine Erhöhung 


um 50 Prozent 


Ungeachtet weit widerhallender 
Versprechungen von Spitzenper- 
'sönlichkeiten der amerikani- 
schen Regierung, daß es weder 
eine Erhöhung des Etats für Mili- 
tärhilfe an Israel - bereits der 
größte in der ganzen Welt - noch 
eine bedingungslose Genehmi- 
gung für eine noch nie dagewe- 
sene Summe von zehn Milliarden 


- "Dollar an geforderten Darlehens- 


garantien für die Ansiedlung so- 


: wjetischer Einwanderer geben 


werde, verlautet aus Kreisen des 


"Weißen Hauses, daß Bush unter 


starkem Druck der Interessens- 
Kleinstaates zu 
Kreuze gekrochen und ein »Kom- 


... promiß« in Arbeit sei. 


"Der Kompromiß wird sehr wahr- 


: » scheinlich bedeuten, daß Israel 
= die: gepfefferte Erhöhung der 
. Zahlungen für seine .»Verteidi- 

gungshilfe« für das nächste Steu- 


-,_ erjahr bekommen wird, wie sie 


der israelische Verteidigungsmi- 
nister Moshe Arens während sei- 
nes jüngsten Besuches in Was- 
hington im vergangenen Monat 
gefordert hat. 


Eine noch schärfere Kontroverse 
löste eine Forderung des Premier- 
ministers des Kleinstaates, Yitz- 
hak Shamir, aus, daß etwa zehn 
Milliarden Dollar an Notdarle- 
hen, die sein Regime im kom- 
menden Jahr aufzubringen ge- 
denke, durch das »volle Ver- 
trauen und Anerkennung« der 
US-Regierung garantiert wer- 
den. 


‘ Laut Shamir haben die Vereinig- 


ten Staaten die »historische Ver- 
pflichtung«e und »humanitäre 
Pflicht« die Sturmwelle von Ein- 


- wanderern nach Israel aus der So- 


wjetunion mitzufinanzieren, da 
es ja »nachhaltiger Druck auf die 
Sowjets« gewesen sei, der die 
Schleußen für diese gigantische 
Welle von Einwanderern geöff- 
net habe. 


»Dies ist wirklich eine schamlose 
Sophisterei« kommentierte Pro- 
fessor Miles Heinnemann, ein 
Nah-Ost-Spezialist an der Uni- 
versität von New York. »Es wa- 
ren die Israelis, die jeden Kon- 
takt, jedes bißchen Einfluß, jede 
Machtposition, die sie in Was- 
hington eingeschleust haben, be- 
nutzten, um ihre Brüder zu über- 
rede und zu zwingen. Im Laufe 


der Zeit beuteten sie ihren Ein- 
fluß auf die amerikanische Poli- 
tik und auf ehrgeizige Führungs- 
persönlichkeiten des Kongresses, 
wie den inzwischen verstorbenen 
Senator Henry »Scoop« Jackson, 
aus und mißbrauchten ihn.« 


Die Bush-Regierung, die sich 
dessen bewußt war, daß sie eine 
Debatte über diese politischen 
Dinge in den weitgehend pro-is- 
raelischen Massenmedien nicht 
gewinnen konnte, bat nur 
darum, daß nichts von den zehn 
Milliarden Dollar an garantierten 
Geldern - eine wahnsinnige 
Summe, die viermal höher ist als 
der gewöhnliche Anteil 
Kleinstaates an jährlichen Hilfs- 
leistungen - für illegale Einwan- 
derer-Siedlungen, in den von den 
Israelis besetzten Gebieten, ver- 
wendet werden sollte. 


Die Bush-Regierung 
kann nicht gewinnen 


Diese wie Pilze aus dem Boden 
schießenden Enklaven neu er- 
richteter Wohnungen für überge- 
siedelte Israelis, unter Verstoß 
gegen wiederholte UNO-Resolu- 
tionen und US-Erlasse, wurden 
von Außenminister James Baker 
vor dem Kongreß »als das größte 
einzelne Hindernis für Frieden« 
im Nahen Osten verurteilt. 

Aber wie aus einem Untersu- 
chungsbericht hervorgeht, beab- 
sichtigt die Shamir-Regierung, 
genau das zu tun, was Washing- 
ton am meisten verabscheut: Sie 
plant, ihren von den USA geför- 
derten warmen Regen dazu zu 
benutzen, die Zahl der eindrin- 
genden Siedlungen mitten unter 
der historischen arabischen Be- 
völkerung von Palästina zu ver- 
vielfältigen. 


Noch Ende Juni, sagte der Bera- 
ter für nationale Sicherheit Brent 
Scowcroft zu einer Besucher- 
gruppe von Fürsprechern für den 
Kleinstaat, angeführt von Mal- 
com Hoenlein, leitender 'Direk- 
tor der einflußreichen Confe- 
rence of Presidents of Major 
American Jewish Organizations, 
daß die amerikanische Regie- 
rung - angesichts ihrer laufenden 
Verpflichtungen - keine zehn 
Milliarden Dollar an »zweifelhaf- 
ten« Schuldscheinen für Israel 
mitunterzeichnen werde, wenn 
das Geld für illegale und »tren- 
nende« Siedlungen verwendet 
wird, verlautet aus Kreisen des 
Weißen Hauses. 


des. 
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Aber Bush und Baker haben.ih- 


rem Hauptverbündeten am Persi- 
schen Golf, Saudi-Arabien, feste 
persönliche Zusagen gemacht, 
daß keine amerikanische Finan- 
zierung für Shamirs Siedlungen 
gewährt wird, die von arabischen 
Regierungen als eine kaum ver- 
hüllte Taktik erachtet werden, 
den Kleinstaat zu »Groß-Israel« 
zu erweitern, wie insgeheim von 
Shamir und seinen Anhängern 
ins Auge gefaßt wird. 


Eine feste 
persönliche Zusage 


Aber in den letzten Jahren ist die 
Entschlossenheit von Bush und 
Baker angesichts des großange- 
legten Drucks seitens der israeli- 


‘ schen Lobby und der drohenden 


Gerüchte, daß es über dieser 
Frage eine »sehr schmutzige« Pu- 
blicity-Schlacht geben werde, an- 
scheinend verwelkt. 


Nach Jahrzehnten einer verdeck- 
ten Zusammenarbeit des CIA 
und des Mossad, Israels Spiona- 
gedienst, die die amerikanischen 
Steuerzahler Milliarden an 
»schwarzen« Geldern kostete, 
für die in der Öffentlichkeit kei- 
nerlei Rechenschaft abgelegt 
wurde, besitzen die Führer des 
Kleinstaates genug inkriminie- 
rende Akten über Bush und seine 
Mannschaft, »um sie zehnfach zu 
verschenken«, sagt ein Untersu- 
chungsbeamter des Kongresses. 
»Wenn Druck ausgeübt wird, 
kann es sich kein republikani- 
scher Politiker leisten, Israel her- 
auszufordern«, verlautet aus die- 
ser kenntnisreichen Quelle. »Was 
das anbetrifft, so zweifle ich auch 
daran, ob irgendwelche Demo- 
kraten damit davon kommen 
könnten. Es ist eine Ungeheuer- 
lichkeit, aber man kommt nicht 
darum herum: Nach einem Vier- 
teljahrhundert der Zahlungen an 
den Mossad, um die schmutzige 
Arbeit zu tun, möchte niemand 
in Washington aus der Schule 
plaudern. Um dies nicht zu riskie- 
ren, wird Bush, glaube ich, Sha-. 
mir seine Milliarden in den Ra- 
chen werfen.« DI 
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Revisionismus 


Roosevelts 
Verschwörung 
vor dem 
Zweiten 
Weltkrieg 


Mike Blair 


Es hat zwar 50 Jahre gedauert; aber selbst die Nachrichtenmedien 
des Establishments können die Verschwörungstätigkeit des US-Prä- 
sidenten Franklin Delano Roosevelt, um die Vereinigten Staaten in 
den Zweiten Weltkrieg hineinzuziehen nicht mehr ignorieren - eine 
Verschwörung, die schließlich zum Tod von 400 000 junger amerikani- 


scher Soldaten führte. 


Die Wahrheit über die Verschwö- 
rung Franklin Delano Roose- 
velts, wie sie schon früher durch 
amerikanische Patrioten wie 
Oberst Curtis B. Dall, Ehrenvor- 
sitzender der Liberty Lobby und 
einstmals Roosevelts Schwieger- 
sohn, und den Abgeordneten Ha- 
milton Fish aufgedeckt wurde, 
dringt nun langsam in die Medien 
des Establishments ein. 


Die Wahrheit über 
Pearl Harbour 


Dall, der von 1960 bis 1980 als 
Vorsitzender der Liberty Lobby 
diente, starb am 28. Juni 1991, 
und der ehemalige Abgeordnete 
»Ham« Fish ist schon seit einigen 
Monaten tot, aber ihre Enthül- 
lungen über die Jahre des Verrats 
von Roosevelt werden jetzt an- 
derswo dokumentiert. 


Am 7. Juli 1991 berichtete die As- 
sociated Press (AP), das US-Ver- 
teidigungsministerium habe ent- 
schieden, daß die angeblich im 
Söldnerdienst stehenden Ameri- 
can Flying Tigers, die im Zweiten 
Weltkrieg in China und Burma 
berühmt waren, in Wirklichkeit 
in der US-Armee. in ihren 
Schlachten von 1941: im »aktiven 
Einsatz standen«. 
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Dies war Monate vor dem An- 
griff der Japaner auf Pearl Har- 
bor. »Angeführt durch Claire Lee 
Chennault, wurden Anfang 1941 
aus Militärstützpunkten überall 
in den USA Jägerpiloten für-die 
Elitemannschaft rekrutiert,« 
heißt es in dem AP-Bericht. »Die 
Männer, angelockt mit Angebo- 
ten des Abenteuers und großen 
Gehältern reisten als Bauern, 
Missionare und Mechaniker ver- 
kleidet nach Burma.« Robert 
Schrieman, ein Anwalt für Vete- 
ranen der Flying Tigers, der sie 
bei ihren Bemühungen um Krieg- 
steilnehmer-Beihilfe vertrat, hat 
eine geheime Denkschrift von 
August 1941, fünf Monate vor Pe- 
arl Harbour, ausgegraben. Er- 
stellt von General Henry »Hap 
Arnold vom Army Air Corps«, 
wird in der Denkschrift fesge- 
stellt, daß die Bildung der Ein- 
heit »die Billigung des Präsiden- 
ten und des Kriegsministeriums 
hat«. 


Die Verachtung 
eines Diktators 


Patrick Buchanan erwähnte in ei- 
nem seiner Berichte einen 1942 
vom Nachrichtendienst der Ar- 
mee erstellten Geheimbericht, in 
dem es hieß: »Um einen Bruch 
des Völkerrechts zu vermeiden, 
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US-Präsiden Roosevelt trachtete vorsätzlich danach, Japan in 
den Krieg zu locken, die USA im Pazifik festzulegen. 
; 
& 


Der von Roosevelt erwartete Angriff der Japaner auf PearlHarbor - 
war ein idealer Anlaß in den bestehenden Krieg einzugreifen und 
ihn zum Zweiten Weltkrieg auszuweiten. 


“wurde das ganze Projekt als Han- 
delsunternehmen organisiert.« 


Indem er feststellte, daß dies 
-. »das Heldentum dieser unglaub- 


‚lichen Piloten keineswegs schmä- 
- lert«, weist Buchanan daraufhin, : 


. daß »hierin die Verachtung eines 
wahrhaftigen Diktators für die 
‚ Regeln’ des Gesetzes und für die 
» Verfassung der Vereinigten Staa- 
ten zum Ausdruck kommt«. 


Buchanan kommt zu dem Schluß: 
»Genau zur gleichen Zeit als 
seine Männer diese Krieger re- 
krutierten, um gegen Japan zu 
kämpfen; als FDR durch das 
Neutralitätsgesetz gebunden war, 
das. Hilfeleistung an »kriegfüh- 
‚ rende« Staaten untersagt; versi- 
cherte er den verängstigten ame- 
rikanischen Müttern, daß er sein 
Bestes tun werde, um ihre Söhne 
aus fremden Kriegen herauszu- 
‚halten.« 


ads sagt der Autor David 


Ford, der die Geschichte der Fly- 


. Ing Tigers nun schon seit fast fünf 
“Jahren erforscht, der Geheim- 
plan sei von Lauchlin Currie, ei- 


mem Wirtschaftsberater für US- 


“ Präsident Roosevelt, der später 
als sowjetischer Spion entlarvt 
. wurde, entworfen worden. 


"Laut Ford wurde die Operation 
mit einem von Roosevelt Finanz- 
“ minister Henry Morgenthau in 


die Wege geleiteten Darlehen an 


China in Höhe von 100 Milliar- 
" den Dollar finanziert. 


Laut. AP hat der Brigadegeneral 
der Air Force, Ellwood P. Hin- 
"man, jetzt»bekanntgegeben, daß 


die Freiwilligengruppe im »akti- 


‚ven Dienst< stand und daher den 
. Status der Kriegsteilnehmer zu 
Recht beanspruchen«. 


Roosevelt wollte 
‚den Krieg 


 "Buchanan klingt, als gebe er die 
* . "Worte von Dall und Fish wieder. 

-.Der konservative Kolumnen- 

; schreiber fragt: »Stellt diese ge- 

“heime, illegale Entsendung ame- 
ikanischer Piloten, um gegen Ja- 
pan zu kämpfen, nicht eine an- 
. fechtbare Handlung dar? Bestä- 
- “tigt sie nicht, was viele Historiker 
bereits gesagt haben, nämlich 
daß Roosevelt vorsätzlich da- 


» „nach trachtete, Tokio in den 


Krieg zu locken, die Vereinigten 
. Staaten im Pazifik festzulegen, 
"als »Hintertür« durch die er uns in 


- den Krieg in Europa hineinzie- 


hen wollte, ein Krieg, den, wie 
Roosevelt und Churchill be- 
schlossen, wir führen mußten 
und aus dem das amerikanische 
Volk herausbleiben wollte.« 


Roosevelt hatte sogar noch grö- 
Bere Pläne für die Flying Tigers: 
ein Bomberschwadron. 


Der US-Präsident ordnete per- 
sönlich an, daß 18 Lockheed A- 
29 Hudson-Bomber den Flying 
Tigers zugeteilt werden sollten, 
um Überraschungsangriffe auf 
Tokio und andere japanische 
Städte durchzuführen, wobei die 
amerikanischen Hudsons "mit 
dem Hoheitsabzeichen der chine- 
sischen Luftwaffe getarnt werden 
sollten. 


Die Bomber fanden sich in Bur- 
bank, Kalifornien, auf dem 
Grundstück der großen Produk- 
tionsanlage von Lockheed Air- 
craft,und erwarteten ihren Trans- 
port in den Fernen Osten als Pe- 
arl Harbor angegriffen wurde. 


Als Pearl Harbor angegriffen 
wurde, befanden sich auch 49 
Mann des Bodenpersonals für 
die Hudsons, darunter Mechani- 
ker, an Bord eines Schiffes, das in 
den Fernen Osten fuhr. Der 
Dampfer wurde nach Australien 
umgeleitet, als bekannt wurde, 
daß die Japaner den riesigen 
amerikanischen Marinestütz- 
punkt und andere wichtige ameri- 
kanische Militäranlagen auf den 
Hawaii-Inseln getroffen hatten. 


Die Bomberbesatzungen waren 
etwa einen Monat in China gewe- 
sen, wo sie auf die Lieferung ih- 
rer Maschinen und die Ankunft 
des Bodenpersonals warteten. 


Als Roosevelt erstmals von den 
Vorschlägen hörte, japanische 
Städte mit amerikanischen Flug- 
zeugen mit chinesischen Hoheits- 
abzeichen anzugreifen, war er 
hocherfreut. 


»Wunderbar!« rief er aus. »Da- 
von reden wir schon seit vier Jah- 
ren.« 


-Revisionismus 


»Wehe dem 


‚Volk, das sich 


in der Lü uge 
einrichtet« 


Gerda Torkler 


»Wehe dem Volk, das sich in der Lüge einrichtet«, schreibt der An- 
thropologe und Soziologe Arnold Gehlen. »Und wehe den Politi- 
kern und Meinungsmachern der Weltöffentlichkeit«, so sagen wir 
heute, »die sich von den Hintergrundmächten unserer Weltbühnen 
in Pflicht nehmen ließen, uns Deutsche durch bewußt vernebelte 
Darstellung unserer jüngsten geschichtlichen Vergangenheit weiter- 
hin mit dieser Lüge über uns selbst leben zu lassen.« 


Die Wahrheit des von George Or- 
well in seinem Romen »1984« 
ausgesprochenen Wortes: »Wer 


‘die Vergangenheit kontrolliert, 


der kontrolliert die Zukunft, und 
wer die Gegenwart kontrolliert, 
der kontrolliert die Vergangen- 
heit« sind bekannt. Das heißt wir 
wissen um die Beziehung zwi- 
schen der jeweiligen Kontrolle 
unserer geschichtlichen Vergan- 
genheit und der hieraus erwach- 
senden Zukunftsgestaltung unse- 
res kulturellen und politischen 
Lebens, und hier liegt die Last 
der Verantwortung gegenüber je- 
ner Kontrolle. 


Die Frage der 
Alleinschuld 


Unter diesem Blickpunkt ist es 
aufschlußreich zu wissen, daß vor 
wenigen Jahren noch im Bundes- 
tag die Meinung einer Politikerin 
von der Alleinschuld Deutsch- 
lands an den beiden Weltkriegen 
und die damit verbundene Kol- 
lektivschuld des Volkes, von dem 
diese Kriege ausgingen, unwider- 
sprochen hingenommen wurde. 
Die Lügenhaftigkeit dieser Au- 
Berung enthüllt sich uns, wenn 
wir uns an die Worte Churchills 
aus dem Jahr 1936 erinnern: »Wir 
werden Deutschland den Krieg 
aufzwingen, ob es will oder 
nicht.« 


Wenn wir uns an seine Mitteilung 


an Baruch - den heimlichen Kai- 
ser Amerikas - aus dem Jahr 1939 
erinnern: »Es wird bald Krieg ge- 
ben. Sie werden dort drüben die 
Dinge lenken, ich dagegen werde 
hierorts auf der Seitenlinie ste- 
hen.« 


. Politik mit . 


verdrehten Tatsachen 


Oder wenn wir uns an seine Ant- 
wort vom 6. Oktober 1939 auf die 
deutschen Friedensvörschläge 
erinnern: »Dieser Krieg ist ein 
englischer Krieg, und sein Ziel ist 
die Vernichtung Deutschlands.« 


Darüber hinaus ist es die am klar- 
sten bewiesene Tatsache der Welt- 
geschichte, daß Hitler 1939 und 
1940 friedensbereit war und 
keine Ausweitung zu einem Welt- 
krieg wollte. Jedoch die Lüge ist 
im Dienste der psychologischen 
Kriegsführung eine unheimliche 
Macht, obwohl beziehungsweise 
gerade weil sie »einen Faktor von 
Geglaubtwerden« in sich 
schließt. 


Als ein weiteres klassisches Bei- 
spiel einer bewußten Geschichts- 
lüge mit dem Ziel, das hiermit zu 
verbindende Schuldtrauma der 
Deutschen unaustilgbar in Herz | 
und Hirn unserer Jugend zu bren- 
nen, sei der Fall Katyn genannt. 

Historikern und Politikern unse- 
res Kulturkreises war seit langem 
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* Revisionismus 
»Wehe dem 
Volk, das sich 
in der Lüge 
einrichtet« 


bekannt, daß der sowjetische Ge- 
heimdienst auf Befehl Stalins 
15000 polnische Offiziere — die 
Führungsschicht des Landes - 
hatte umbringen lassen, um die- 
sen Massenmord 1943 den »ger- 
mano-faschistischen Kanaillen« 
anzulasten. 


Dennoch stand noch 1989 auf 
dem sowjetischen Gedenkstein 
im Katyn-Wald die Inschrift zu le- 
sen: »Den Opfern des Faschis- 
mus - den polnischen Offizieren, 
die 1941 von den Hitleristen er- 
schossen wurden.« 


Die Wahrheit wurde bis zu ihrem 
schließlichen Eingeständnis sei- 
tens der sowjetischen Führung im 
April 1990 verschwiegen, denn es 
galt und gilt - wie die Inschrift 
des genannten Denkmals be- 
zeugt - die These vom Kampf des 
marxistisch-leninistischen »Gu- 
ten« gegen das »faschistische 
Böse« der Deutschen zu rechtfer- 
tigen und aufrechtzuerhalten. 


Als letztes Beispiel einer Ge- 
schichtslüge möchte ich die Dar- 
stellung des »ruhmlosen deut- 
schen Überfalls auf das friedlie- 
bende Rußland« nennen, die 
1991, fünfzig Jahre nach diesem 
Geschehen durch unsere Politi- 
ker und Medien in Wort und Bild 
in die Weltöffentlichkeit ausge- 
strahlt wurde. Im Mittelpunkt 
dieser Darstellung stand die Hit- 
ler unterstellte Machtgier, seine 
rassistische Lebensraumpolitik, 
der »Vertragsbruch« des Nichtan- 
griffspaktes mit Stalin aus-dem 
Jahr 1939 und die »bewunderns- 
werte Tapferkeit und Heimat- 
liebe, mit der das sowjetische 
Volk Hitlers ruchlosen Kolonial- 
plänen entgegengetreten ist«. 


Dies alles geschah trotz der der 
breiten Öffentlichkeit zugängli- 
chen Aufdeckung der militäri- 
schen Vorgänge in Rußland von 
1939 bis 1941 durch den ehemals 
hochrangigen Offizier des sowje- 
tischen militärischen Geheim- 
dienstes Viktor Suworow in sei- 
nem Buch »Der Eisbrecher, Hit- 
ler in Stalins Kalkül. 
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Im Mittelpunkt dieses Buches’ 


stehen Stalins Geheimpläne, Eu- 
ropa zu erobern, die ab Juli 1941 
realisiert werden sollten. Das 
Buch schließt mit der Erkennt- 
nis: »Wäre Barbarossa erneut 
verschoben worden, hätte Hitler 
nicht erst 1945 Hand an sich legen 
müssen, sondern sehr viel frü- 
her.« 


heit nun Tag um Tag und Jahr um - 


Jahr unser Denken einlullen, gilt 
es, in Anlehnung an das eingangs 
erwähnte Wort Gehlens unserem 
Volk zuzurufen: »Wehe dem 
Volk, dasnicht alles, aber auch al- 
les an Kampfkraft einsetzt, sich 
dieser Geschichtslügen und dem 
mit ihnen verbundenen uns 
seit Jahrzehnten eingeimpften 


Churchills Kriegspolitik: »Wir werden Deutschland den Krieg auf- 
zwingen, ob es will oder nicht.« 


Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommt aufgrund der heute vor- 
handenen Unterlagen und militä- 
rischen Untersuchungen ein 
namhafter österreichischer Uni- 
Professor und Historiker: »Bar- 
barossa 1941 war der Stoß in 
einen groß angelegten sowjeti- 
schen Aufmarsch.« 


Und Fritz Becker kommt in sei- 
nem Buch »Kampf um Europa« 
zu dem Schluß: »Barbarossa war 
die Antwort auf einen geplanten 
sowjetischen Großangriff auf 
Deutschland und Europa.« 


Das Volk hat ein 
Recht auf Wahrheit 


Angesichts dieser hier erwähnten 
wie auch unerwähnt gebliebenen 
Geschichtslügen, die im Gewand 
»volkspädagogisch zweckmäßi- 
ger« Darstellungen unserer jüng- 
sten geschichtlichen Vergangen- 


Schuldkomplex zu erwehren und 
beide zunichte zu machen.« 


Denn wir haben ein Recht auf 
Wahrheit, das es selbst dann noch 
in Anspruch zu nehmen gilt, 
wenn man uns nicht gestatten 
sollte oder wollte, uns jemals von 
diesem Schuldkomplex zu be- 
freien, weder als einzelner, noch 
als Volk. 


Das heißt, daß es unsere. vor- 
dringlichste Pflicht in dieser ge- 
schichtlichen Stunde ist, uns 
nicht weiterhin vollstopfen zu las- 
sen mit unwahren und entstellen- 
den Propagandalügen über jene 
für uns so schicksalhaften Ereig- 
nisse unserer geschichtlichen Ver- 
gangenheit. Underst recht keine, 
wenn diese Vergangenheit täglich 
vergiftet wird durch das unauf- 
hörliche Verekeln des Deutsch- 
tums und seiner Ideale. Dies und 
das Abschirmen der wahren 
Kriegsgründe und Ziele ihrer Ur- 


er 


heber lassen sich in dem Wort 


3 


»Germany must perish« zusam- 


menfassen. 


Jedoch wir leben in einer Gesell- E: 
schaft, die lediglich das friedliche 
Zusammenleben aller verwaltet, . 


und in der jene gesuchte Wahr- 
heit, deren Finden uns auf den 
Nägeln brennt, beurlaubt und gar 


nicht mehr gefragt ist. Und die 
Herabsetzung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse zu einem Me- 


chanismus der Daseinsfürsorge 


läßt den Einzelnen, angewidert 


von den - mit sprachlichen Mit- 
teln durch Zweckmäßigkeit um- 


gedeuteten-Darstellungenjener 


schicksalhaften Ereignisse unse- 
res volklichen Lebens, sich ver- 
unsichert, zweiflerisch, ja 
schließlich gleichgültig gegen- 
über dem politischen Schicksal 
seines Volkes ins Private zurück- 
ziehen. 


Darüber hinaus ist die »Kon- 


trolle« unserer Gegenwart ge- 
prägt durch das Kainsmal der 
Umerziehung, das uns die Sieger- 
mächte auf unsere Stirn gedrückt 
haben. Sie ist das Mittel, mit dem 
die Hintergrundmächte unserer 


Weltbühne die »Entgermanisie- 


rung« Deutschlands als dem 
Kernland Europas ohne Waffen- 
gewalt vollziehen. 


Zersetzung 
durch Umerziehung _ 


Die Zielsetzung dieser Umerzie- 
hung gleicht der, die im Tauf- 


spruch des Remigius anläßlich 


des Übertritts von König Chlod- 
wid zum Christentum im Jahr 496 
ausgesprochen ist: »Beuge dein 
Haupt, stolzer Sugambrer, bete 
an, was du verbrannt hast, und 
verbrenne, was zu "angebetet 
hast.« 


Diese Umerziehung, die also das 
Abschwören der uns einst bewe- 
genden und erhebenden Ideale 
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und das Anbeten von uns zutiefst 


fremden Göttern zum Ziele hat, 
mußte und muß auf Anweisung 
der Siegermächte von den einzel- 
nen Deutschen selbst geleistet 
werden, denn »willst du die Deut- 
schen vernichten, bediene dich 
der eigenen Deutschen«. 


Das im Rahmen dieser Umerzie- 
hung gewünschte und verwirk- 
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lichte unaufhörliche Auf-die- 1 


Spitze-treiben der Fehler und Ge- 
brechen unseres Volkes hat zur 


Folge, daß die öffentliche Mei- 


EN 


...nung durch die zersetzende Beur- 
teilung aller Vorgänge unserer 
„Jüngsten Vergangenheit allmäh- 
‘lich in ihrer Widerstandskraft ge- 
‘ "lähmt wird. Es hat zur Folge, daß 
‘.die Deutschen langsam aufhö- 

- zen, sich selbst, ihre Väter und ihr 

; Volk zu verstehen. 


: Es hat zur Folge, daß viele von 
uns ihr Deutschtum ablegen, 
. »Deutschland, nein danke!«, und 

das Wunschland der One-World 
© zu lieben beginnen. Und es hat 

“schließlich zur Folge, daß eine 

"tiefgreifende nationale Verküm- 

merung um sich greift und damit 
eine Schwächung der Zusam- 

. mengehörigkeitsgefühle des Ein- 

„. Zelnen mit seinem Volk, zu dem 
" er in geschichtlich gewachsenem 
" Zusammenhang von gemeinsa- 

mer Abstammung gehört. 


"- Es hat wohl kaum einer dieses 
Phänomen der gemeinsamen Ab- 
“ ‚stammung eines Volkes tiefer er- 
= faßt als der jüdische Philosoph 
"Martin Buber, in dessen Schrift 
”»Drei Reden über das Juden- 
-tum« heißt es: »Und wenn sie 
‘, (die Abstammung) dem Juden 
"eine Wirklichkeit werden kann, 
„so liegt das eben daran, daß Ab- 
-stammung nicht bloß Zusammen- 
"hang mit dem Vergangenen be- 
“deutet: daß sie etwas in uns ge- 
" legt hat, was uns zu keiner Stunde 
unseres Lebens verläßt, was je- 
er “den Ton, jede Farbe in unserem 
:Leben, in dem, was wir tun, und 
..»in dem, was. uns geschieht, zuin- 
.nerst bestimmt, das Blut als die 
“tiefste Machtschicht der Seele.« 


„..Binem -Volk jedoch, dessen Ver- 

Rein man auf die genannte 

eise kontrolliert, versperrt man 

durch j jenes übermächtige Feind- 

x bild von sich selbst den positiven 

i Zugang zu sich selbst und seiner 

Geschichte, und damit die unbe- 

"-.fangene Gleichsetzung des Ein- 
“ zelnen mit ihr. 


= ‚Das heißt, man löst den Einzel- 


„nen durch die genannte Kon- 
»trolle'über seine Gegenwart und 
"Vergangenheit heraus aus dem 

-blutlichen Zusammenhang der 


- "gemeinsamen Abstammung und' 


stellt damit die Weichen für seine 
Zukunft in kultureller und politi- 
scher Hinsicht, einer Zukunft, 
“über der nicht mehr das Licht der 
. ‚Selbstfindung des Einzelnen in 
der Lebensart, Denk- und Erle- 
bensweise seines Volkes leuchtet, 
-- sondern die Nacht des Erlö- 
=” schens des Zusammengehörig- 
= keitsgefühls mit ihm. 


Da jedoch die genannte Überein- 
stimmung des Einzelnen mit sei- 
nem Volk, die nach Buber auf der 
gemeinsamen blutlichen Abstam- 
mung als »der tiefsten Macht- 
schicht der Seele« basiert, die 
Voraussetzung der Einheit einer 


. Nation bildet, liegt in der Zerstö- 


rung jenes Zusammengehörig- 
keitsgefühls der tiefste Sinn und 
Fluch der Umerziehung. Und 
das, zumal da die Einheit einer 
Nation als einer homogenen Ge- 
meinschaft und nicht multikultu- 
rellen Gesellschaft die Vorausset- 
zung für die Verwirklichung der 
von ihren großen Geistern ge- 
schauten Idee der Nation bildet, 
in der ein Volk sich selber findet. 


Es fehlt die 
bindende Mitte 


Die Verwirklichung dieser - von 
uns neu zu formulierenden - Idee 


- ist als unsere höchste Lebensauf- 


gabe und Beitrag für Europa zu 
betrachten. Das Sehen und Erfül- 
len dieser Aufgabe ist uns jedoch 
unter der Macht jener Kontrolle 
über unsere Gegenwart und Ver- 


gangenheit als verdammenswür- 
. dig aberzogen worden. 


Kein Zustand unseres kulturellen 
und politischen Lebens kann je- 
doch - wie aus dem Gesagten er- 
hellt - geändert werden ohne An- 
derung unseres nationalen 
Selbstbewußtseins, in dem sich 
»das Blut unserer geschichtlichen 
Abstammung« als die »tiefste 
Machtschicht unserer Seele« arti- 
kuliert. 


Da das Recht auf den Besitz je- 
nes. nationalen Selbstbewußt- 
seins bei unserem Sturz in die 
Knechtschaft der Fremdbestim- 
mung unseres Daseins abge- 
schafft worden ist, erscheint un- 
sere kulturelle und politische 
Entmachtung besiegelt, solange 
wir nicht die Kraft aufbringen, 
die fremden Fesseln zu sprengen, 
die wir uns anstelle derfehlenden 


eigenen anlegen ließen und las- - 


sen. 


Uns fehlt hierzu jedoch das, was 
das Ausland uns mit Recht als 
Mangel anlastet; uns fehlt die uns 
bindende Mitte als einem Bestän- 
digen, unbedingt Verläßlichen, 
Unbedingten, Unerschütterli- 
chen, auf das wir uns bezogen 
fühlen, und aus dem uns das 
Maß, die Kraft und die Rechtfer- 
tigung unserer zukünftigen Le- 
bensgestaltung jenseits fremder 


s 


Kontrolle erwachsen kann. 


Diese Mitte fehlt in unserer ent- 
götterten Wirklichkeit. Die uns 
an ihrer Stelle von den Freimau- 
rern angebotene verbrüderte 
Welt, die One-World, die uns die 
Kontrolle über unsere Gegen- 
wart und Vergangenheit 
schmackhaft zu machen ver- 
sucht, schmeckt uns jedoch nicht; 
denn die Lüge von der Gleichheit 
aller Menschen, die der Begriff 
der Verbrüderung aller ein- 
schließt, ist keine Basis für eine 
neue Weltordnung. 


Was ist also zu tun? »Nur noch ein 
Gott kann uns retten«, ruft uns 
Heidegger in unserer Todesnot 
am Abgrund aller unserer Fehl- 
entscheidungen zu. Gott spricht 
in vielerlei Sprachen zu uns, je- 
doch nur in einer zu einem jeden 
Volk. 


Die Dynamik einer 
urschöpferischen Kraft 


Uns ist es vorbehalten, jene Spra- 
che, die Kant einst mit dem Be- 
griff das »Ding an sich« um- 
schrieb, durch immerwährendes, 
denkendes von der Institution be- 
schwingtes Vertiefen in die. ge- 
genständliche Welt bis zu ihrem 
immerwährenden Ursprung zu 
suchen und zu finden. 


Das heißt, wir können nur am Ur- 
sprung unserer Wirklichkeit als 
dem Ursprung allen Lebens, aus 
dem auch unser leib-seelisch-gei- 
stiges Dasein in jedem Augen- 
blick neu konstituiert wird, jener 
Sprache inne werden. Und dort 
findet sich kein Geist und keine 
Substanz, kein Weltbewußtsein 
und keines Wortes vergilbender 
Glanz, wohl aber das, was dies al- 
les erst ermöglicht; die Dynamik 
einer urschöpferischen Kraft, die 
wir Energie nennen, im Zugleich 
mit der, ihre unerschöpfliche 
Wandlungsfähigkeit bändigen- 
den Spielraumgesetzlichkeit, in 
deren Tiefe die Idee einer kosmi- 
schen, autonomen, gesetzgebun- 
denen, gestalteten Ordnung zur 
Sprache kommt. 


Das heißt, daß Gott zu uns 
spricht in der Sprache einer uner- 
klärlichen, unbegreiflichen, un- 
bedingten, weil ohne einsehbare 
Beziehung daseiende Ordnungs- 
idee, die ihm Zugleich mit jenem 


"Phänomen Energie die Struktu- 
ren und Gestalten unserer Wirk- 


lichkeit gestaltet. 


Diese dynamisch gebundene 
Ordnungsidee ist kein Hirnge- 
spinst, das. wir in unserer Welt 
hineinprojiziert haben, um sie 
nachher wieder aus ihr herauszu- 
lesen. Ihre wirkende Wirklichkeit 
wird in der gestaltenden Len- 
kung von Korpuskel oder Welle 
in die der Tiefe der Wahrschein- 
lichkeitsgesetze unserer Natur 
genauso erfahrbar wie auf ethi- 
schem Sektor in dem Bewußtwer- 
den unseres Lebensauftrages; in 
dem Vorziehen des Bedeutungs- 
haften vor dem Bedeutungslosen 
nach ihrem Maß. 


Unser ganzes Universum ist auf 
ihre Autonomie bezogen als ei- 
nem kosmischen, gestalteten Ur-. 
phänomen im Sinne Goethes, 
das als unser Selbst sinnbildlich 
erscheint. Das Finden dieses 
Selbst ist das Problem unserer 
Zeit, das mit. der neu zu formulie- 
renden Idee der Nation ineins zu- 


. sammenfällt. 


Lassen wir uns also angesichts je- 
ner gestaltenden Ordnungsidee 
unseres Universums Abschied 
nehmen von unserem unaufhörli- 
chen Kreisen unseres glücksbe- 
dürftigen Ichs um unseren Wohl- 
stand, um Nutzen und Macht, um 
das Erfüllen der Fremdbestim- 
mung unseres Daseins um des ei- 
genen Vorteils willen. 


Und lassen wir uns neu beginnen 
mit der Hingabe an das, was 
mehr ist, als der Mensch, an das 
Außerordentliche im Ordentli- 
chen unseres Daseins; lassen wir 
uns in Anspruch nehmen von un- 
serem, uns verfügbarem Lebens- 
auftrag, in dem das zur Sprache 
kommt, was die Sache ist, ohne 
die Sache zu sein und dennoch 
die Sache ist, an der sich ein 
neues Gottgefühl zu entzünden 
vermag. 


Und es wird uns aus der Bindung 
an jene Mitte die Kraft zuwach- 
sen, der »Kontrolle« über unsere 
Gegenwart und Vergangenheit zu 
entwachsen wie mündig gewor- 
dene Kinder ihren Kinderschu- 
hen, um jenseits der bisherigen 
Fremdbestimmtheit unseres Da- 
seins die uns gemäße, eigene auf- 
zurichten im Dienste unserer 
Selbstfindung und damit zugleich 
im Dienste Europas. 2 
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Dies ist die Geschichte des höchstdekorierten deutschen Soldaten 


des Zweiten Weltkrieges. Die Geschichte von Stuka-Oberst Hans- 


Ulrich Rudel, den sie den »Adler der Ostfront« nannten. Seine Geg- 
ner sagen über ihn »Rudel ist der größte Flieger, den die Geschichte 
kennt.« Und: »Und wie schade, daß er nicht unsere Uniform getra- 


gen hat!« 


Es war Juni 1916. Seit fast zwei 
Jahren tobten an der Westfront 
die blutigen Schlachten eines eu- 
ropäischen Völkerringen, das als 
Erster Weltkrieg in die Ge- 
schichte einging. Am 18. Juni - 
sechs Tage vor dem britisch-fran- 
. zösischen Großangriff an der 
Somme - stürzte der »Adler von 
Lille«, Oberleutnant Max Immel- 
mann, Jagdstaffelführer und Trä- 
ger des höchsten Tapferkeitsor- 
dens Pour le m£rite nach seinem 
15. Luftsieg aus 2000 Meter töd- 
lich ab. Die Untersuchungskom- 
mission der 6. deutschen Armee 
stellte fest, daß der Absturz des 
berühmten Jagdfliegers aufeinen 
Schuß des eigenen Maschinenge- 
wehrs in den Propeller seiner 
leichten »Focker E Ill«, Losrei- 
ßen des Motors, Durchknicken 
der Verstrebungen und Abmon- 
tieren der Tragflächen zurückzu- 
führen war. 


Die Russem beim 
Aufmarsch überrascht 


Vierzehn Tage darauf - am 2. Juli 
1916 - erblickte in Konradswal- 
den, einem Dorf zwischen Lan- 
deshut und Gottesberg in Schle- 
sien, der Sohn eines Pfarrers das 
Licht unserer kriegerischen Welt. 
Er sollte rund 25 Jahre später in 
einem Sturzkampfgeschwader 
mit dem Traditionsnamen »Im- 
melmann« zu einmaligen Erfol- 
gen kommen und als einziger 
Soldat mit der höchsten deut- 
schen Tapferkeitsauszeichnungin 
die Kriegsgeschichte eingehen: 
Hans-Ulrich Rudel. Nach dem 
Krieg errang er trotz Beinpro- 
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Rudel (Mitte) bekam als einzi- 
ger deutscher Soldat die höch- 
ste Tapferkeitsauszeichnung. 


these zahlreiche große sportliche 
Erfolge. 


Schon bei den ersten Feindflügen 
ab 22. Juni 1941 fiel ihm und sei- 
nen Kameraden des »Immel- 
mann«-Geschwaders auf, daß die 
Rote Armee an der Westgrenze 
starke Truppen- und Panzerver- 
bände zusammengezogen und 
ein Netz von Einsatzflughäfen 
ausgebaut hatte, von denen 
einige noch nicht ganz fertig wa- 
ren. Die Stukaflieger hatten den 


Eindruck, als wären die Russen 
bei ihrem Aufmarsch-mit Stoß- 
richtung Westen, vom deutschen 
Angriff überrascht worden. 


Die »Immelmann«-Stukas (Sturz- 
kampfflugzeuge Ju 87) unter- 
stützten in den ersten Wochen 
des Rußlandkrieges erfolgreich 
die Verbände des Heeres und der 
Waffen-SS beim Vormarsch dicht 
vor ihren Angriffsspitzen. An 
manchen Frontabschnitten ver- 
suchten die Russen tapfer mit al- 
len zur Verfügung stehenden Waf- 
fen — Flak, Fliegerabwehr-MG, 
Gewehren, Pistolen — die ge- 
fürchteten Stukas abzuwehren, 
die gegen die feindlichen Stellun- 
gen ihre Tiefangriffe flogen. 


Manch ein schwarzer Rauchpilz 
zeigte an, wo eine Stukabesat- 
zung durch Aufschlagbrand ihrer 


Maschine den Fliegertod gefun- 
den hatte. Zu dieser Zeit blieben 
Verluste durch Feindjäger selten. 
Und tauchten über den vorder- 
sten Linien die wendigen »Ra- 
tas« auf, wurden sie schnell ein 
Opfer deutscher Messerschmitt- 
Jäger. 


Eisenhaltige Luft 
über Kronstadt 


Die dritte Gruppe des Stukage- 
schwaders »Immelmann« war 
häufig gegen Truppenmassierun- 
gen auf der Rollbahn Smolensk/ 
Dnjepr-Moskau und zur Unter- 
stützung der Heeresgruppe Nord 


eingesetzt, deren Stoßrichtung. ® 


auf Leningrad zielte. 


In dieser Zeit konnten Rudelund 


sein. Bordschütze Scharnovski = 
ein Ostpreuße, dennichtsausder 


Ruhe brachte - »Fliegergeburts- 


tag« feiern: Von einem Feindflug 
am 18. August 1941 gegen den 
Bahnhof Tschudowo an der wich- 
tigen russischen 
strecke Moskau-Leningrad brach- 
ten sie in den Tragflächen ihrer 
Maschine Überreste zweier Bir- 
kenstämme mit. Rudel hatte 


Nachschub- 


nach einem Sturz durch Gewitter- 


wolken - bei schlechtesten Sicht- 
verhältnissen — erst im allerletz- 
ten Augenblick seine Maschine 
abfangen können. 


Die sowjetische Ostseeflotte, mit 
den Schlachtschiffen 
und »Oktober Revolution« sowie 


mehreren Kreuzern — darunter 
»Kirov« und »Maxim Gorki«-, 
griff vom Finnischen Meer- 
busen her häufig in die Erd- 
kämpfe ein. Vor allem die zwei‘ 
Schlachtschiffe mit ihren weittra- 
genden Geschützen machten den 
deutschen Truppen sehr zu schaf- 
fen. Deshalb erhielt das Stuka- 
Geschwader »Immelmann« den 
Befehl, diese großkalibrige 
schwimmende »Erdkampfartille- 
rie« auszuschalten. 


Durch Auswertung von Luftauf- 


nahmen erfuhren Rudel und 


seine Kameraden, was sie beiAn- ° 


griffen gegen den Kriegshafen 
Kronstadt erwartete: Im Hafen- 


»Marat« . 


gebiet und an der Küste waren 


rund 1000 Fliegerabwehrwaffen 


- aller Kaliber massiert. Nachdem 


die Besatzungen mit dem gefähr- 


- ‚ lichen» Abwehr-Igel« am 22. Sep- 


Ri 


& 


. tember Bekanntschaft gemacht 


hatten, war die Flakhölle von 
Kronstadt Gesprächsthema Num- 


“mer eins. 


2 ; Der »Flak-Igel« Kronstadt emp- 


fing, am 23.9.1941, die anfliegen- 


“ - den Besatzungen mit derart mas- 


siertem Abwehrfeuer, daß die de- 
tonierenden schweren, mittleren 


- und leichten Flakgranaten regel- 


recht, nach oben gestaffelte Wol- 
kenbänke bildeten. Noch nie war 
Rudel und seinen Kameraden 


‘der Weg durch »eisenhaltige« 


Luft so unendlich weit vorgekom- 
„men. Kurz vor Erreichen des Ha- 
:fens eröffneten zusätzlich die 

»Marat« und alle übrigen Kriegs- 

schiffe ihr Abwehrfeuer gegen 

die gefürchteten deutschen Stu- 
kas. 


e “ Rudel erzielte mit einer 1000- 


‚Kilo-Bombe einen Volltreffer auf 


- dem Schlachtschiff »Marat«, das 


. einandergerissen wurde. 


‚in einer riesigen Explosion aus- 
Die 
23600 BRT große »Marat«-nach 


einem der radikalsten Führer der 
» » Französischen Revolution be- 


nannt, dem 1793 von der königs- 
treuen Charlotte de Corday im 
Bade ermordeten Jean Paul Ma- 


“ at war mit zwölf 30,5-Zentime- 
ter, sechzehn 12-Zentimeter-Ge- 


schützen, sechs 7,6-Zentimeter- 


Junkers Ju 87 D-1; Sturz- 
kampf- und Schlachtflugzeug, 


: zwei Mann Besatzung. 


Flak und zahlreichen anderen 
Fliegerabwehrwaffen ausgerü- 
stet gewesen. 


Hilfe beim Kampf 
um Stalingrad 


Im Stadtgraben von Stalingrad, 
das bis 18. November 1942 zu 
rund 90 Prozent von den Truppen 
der 6. Armee und 4. Panzer-Ar- 
mee trotz tapferster Gegenwehr 
der Bolschewisten Stalins er- 
obert wurde, flogen Rudel und 
seine Kameraden Einsatz auf 
Einsatz, mit Luftaufnahmen in 
der Hand, auf denen jeder Stra- 
Benzug, jede zur Festung ausge- 
baute Fabrik, jedes Erdloch zu er- 
kennen war. 


Am 19. November 1942 wurden 
die Stuka-Besatzungen auf dem 
Rückflug von einem Einsatz ge- 
gen den russischen Brückenkopf 
bei Kljetsskala auf dem Westufer 
des Don, Augenzeugen der sich 
anbahnenden Katastrophe: ‚In 
hellen Scharen flüchteten rumä- 
nische Verbände unter Zurück- 
lassung ihrer feuerbereiten Ge- 
schütze und der gesamten Ausrü- 
stung aus ihren gut ausgebauten 
Stellungen. 


In seinem Buch »Unternehmen 
Barbarossa« schildert Paul Carell 
das so: »Schon am Mittag des 19. 
zeichnet sich die Katastrophe ab. 
Ganze Divisionen der rumäni- 
schen Front, vor allem die 13., 
14. und 9. I.D., lösen sich auf und 
fluten panikartig zurück. Die So- 
wjets stoßen hinterher, nach We- 
sten an den Tschir, nach Südwe- 
sten und nach Süden. Dann aber 


drehen sie mit Hauptkräften 
nach Südosten. Es wird klar, sie 
wollen in den Rücken der 6. Ar- 
mee.« 


Am 22. November waren die 
deutschen Truppen in Stalingrad 
eingeschlossen. Ein aussichtsrei- 
cher Entlastungsversuch kam bis 
30 km an den Kessel; da mußten 
die Hauptkräfte abgezogen wer- 
den, um die Gefahr für die ge- 
samte Südfront zu bannen, die 
durch das Versagen der Italiener 
bei Bogoduchow entstanden war. 
Die in Stalingrad eingeschlos- 
sene 6. Armee lehnte die Kapitu- 
lationsaufforderungen der So- 
wjets ab. Dazu Generalfeldmar- 
schall von Manstein nach Kriegs- 
ende: »Diese Ablehnung war 
zweifellos notwendig, denn noch 
band die Armee über 60 russische 
Verbände, deren Freiwerden die 
Katastrophe der Heeresgruppe A 
bedeutet hätte.« 


Rudel und seine Kameraden vom 
»Immelmann«-Geschwader hat- 
ten den tapferen Abwehrkampf 
im Kessel selbst nach allen Seiten 
bis zum letztmöglichen Augen- 
blick unterstützt. Erst als Bom- 
ben, Munition und Betriebsstoff 
knapp wurden, verlegten sie 
nach Oblivskaja, etwa 170 km 
westlich Stalingrad. Im Kessel 
blieb eine Stuka-Sonderstaffel 
unter Führung von Oberleutnant 
Jungelausen; sie flog. unter 


schwersten Einsatzbedingungen 
so lange, bis die Vorräte an Bom- 
ben und Kraftstoff aufgebraucht 
waren, dann verlegte sie eben- 
falls nach Oblivskaja. 

Ohne ausreichende Versorgung 
mit Munition und Verpflegung, 


bei bitterster Kälte und schwer- 
sten Verlusten kämpfte die einge- 
schlossene 6. Armee bis zum bit- 
teren Ende. Am 2. Februar 1943 
gingen 120000 Mann, darunter 


5000 Offiziere und Wehrmachtbe- - 


amte sowie 45000 Verwundete in 
Gefangenschaft. Allein in den er- 
sten Wochen starben im Gefange- 
nenlager Beketowka an der 
Wolga rund 50000 Soldaten. Von 
den Stalingrad-Gefangenen über- 
lebten nach vorsichtigen Schät- 
zungen keine 6000. 


Stalins Kopfprämie 
für Rudel 


Auf den abgeworfenen sowjeti- 
schen Flugblättern, mit denen 
vergeblich zur Kapitulation auf- 
gefordert wurde, waren »Leben, 
ärztliche Behandlung und Heim- 


kehr nach Kriegsende« verspro- . 


chen worden. Die Tatsachen sa- 
hen anders aus. 


Rudel erhielt am 1. Januar 1945 
als einziger Soldat der deutschen 
Wehrmacht die allerhöchste Tap- 
ferkeitsauszeichnung, das Gol- 
dene Eichenlaub mit Schwertern 
und Brillanten zum Ritterkreuz 
des Eisernen Kreuzes. Damit 
wurden seine einzigartigen Lei- 
stungen im Zweiten Weltkrieg ge- 
würdigt. Mit 2530 Feindflügen 
und seinen, in der Luftkriegsge- 
schichte aller Zeiten und Natio- 
nen unübertroffenen Erfolgen, 
stand der »Adler der Ostfront« 


mit weitem Abstand an der Spitze 


der ruhmreichen Flieger-Asse 
der Welt. Bei Tiefangriffen, meist 
in stärkstem Abwehrfeuer, schoß 
-er mit seiner langsamen Stuka- 
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Maschine 519 sowjetische Panzer 
ab - davon 17 an einem einzigen 
Tag! 

Auf der Erfolgsliste des »Tapfer- 
sten der Tapferen«, der bei den 
Ostfrontsoldaten zu einer legen- 
dären Gestalt wurde, standen bei 
Kriegsende unter anderem ein 
Schlachtschiff, ein Kreuzer, zwei 
Zerstörer, 70 Landungsboote 
und neun bestätigte Luftsiege. 
Zwölf Kameraden - sechs Stuka- 
Besatzungen - holte er von russi- 
schem Gebiet und rettete sie vor 
Tod oder Gefangenschaft. 


Als er am 21. März 1944 eine wei- 
tere notgelandete Besatzung her- 
ausholen wollte, geriet er in Ge- 
fangenschaft, flüchtete mit Schul- 
terschuß rund 50 km durch sowje- 
tisches Gebiet und erreichte wie- 
der die deutschen Linien. Kurz 
nach der tollkühnen Flucht flog 
der Verwundete wieder Einsätze. 


Über dreißigmal durch Erdab- 
wehr - kein einziges Mal von Jä- 
gern abgeschossen -, fünfmal ver- 
wundet, mußte ihm am 8. Fe- 
bruar 1945 nach einem Flakvoll- 
treffer bei Lebus/Oder der rechte 
Unterschenkel amputiert wer- 
den. Schon sechs Wochen später 
saß er wieder in seiner Maschine 
und flog trotz Flugverbots mit oft 
blutendem Beinstumpf weiter. 
Bis zum letzten Kriegstage war 
Oberst Rudel im Einsatz und be- 
wahrte dabei unzählige Flücht- 
linge in Schlesien und im Sude- 
tenland sowie Frontsoldaten vor 
einem schrecklichen Schicksal. 
Stalin setzte auf den »Adler der 
Ostfront« eine Kopfprämie von 
100000 Rubel aus, tot oder leben- 
dig. Ein hochdekorierter und 
kriegsversehrter russischer Offi- 
zier beurteilte nach dem Kriege 
die Leistungen seines ehemali- 
gen Gegners mit den Worten: 
»Rudel ist der größte Flieger, den 
die Geschichte kennt!« 


Vom Feind 
sehr geachtet 


Pierre Clostermann, erfolgreich- 
ster Jagdflieger Frankreichs, 
33 Luftsiege, 420 Feindflüge, 
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Hans-Ulrich Rudel (links) 1943 im Einsatz auf der Halbinsel Kertsch. Rechts: Pierre Clostermann 
1945 in Paradeuniform mit allen militärischen Auszeichnungen. 


Aus ehemaligen Feinden in der Luft wurden Freunde: Pierre Clostermann, erfolgreichster Kriegsflie- 
ger Frankreichs, und Hans-Ulrich Rudel, erfolgreichster Kriegsflieger der Welt. 


hohe französische. und britische 
‘ Auszeichnungen, schrieb im Vor- 
- wort des Dokumentationsban- 
des, »Stuka-Oberst Hans-Ulrich 
 Rudel« - der kürzlich auch in ei- 
. nem amerikanischen Verlag. er- 
“schien —: »Ich kann nur mit aller- 
größter Hochachtung über ihn sa- 
. gen, was wir im Kriege in der 
Royal Air Force schon vom deut- 
- schen Jagdflieger-As Walter No- 
‚ wotny sagten: »Wie schade, daß 
er. nicht unsere Uniform getragen 
"hat!«« 


Auch ehemalige amerikanische 
Kriegsteilnehmer würdigten die 
großen soldatischen Leistungen 
Hans-Ulrich Rudels: 


Pedro A. Del Valle, US-General 
‘a.D., Präsident der Gesellschaft 
. »Verteidiger unserer Verfas- 
“sung«: »Ich bewundere Oberst 

Rudel und setzte ihn auf meine 
Liste als Deutschlands Ritter 

ohne Furcht und Tadel. Ich grüße 
ihn respektvoll. Er ist würdig al- 
ler Ehren und noch mehr.« 


John R. Rarick, viele Jahre US- 
Kongreßabgeordneter aus Loui- 
siana: »Ein Patriot, der sein Va- 
terland liebt, kann Patrioten an- 
derer Länder nur schätzen und 
hochachten. Oberst Rudels Lei- 
- stungen für sein deutsches Vater- 
land zeichnen ihn aus als einen 
“der größten deutschen Patrioten. 
Ich wurde im Zweiten Weltkrieg 
von der deutschen Wehrmacht 
‚gefangengenommen. Ich fühle 
“hohe Anerkennung und große 
Bewunderung für Oberst Rudels 
. Leistungen als Kampfflieger und 
für seine Hingabe als Soldat im 
Dienst seines Vaterlands.« 


- Homer Brett, Commander, be- 
kleidete im Zweiten Weltkrieg 
eine verantwortliche Stellung im 


US-Geheimdienst, leitet die Tref- ' 


-fen der amerikanischen Vete- 
ranenverbände des Ersten ‘und 
Zweiten Weltkrieges: »In unserer 
‚heuchlerischen und grauenhaf- 
ten Zeit sind getreue und ehren- 
‚hafte patriotische Soldaten wie 
Oberst Rudel ein Zeichen, daß 
das Zeitalter der Ritterlichkeit 
noch nicht überholt ist. Oberst 
"Rudel blieb treu der Tradition ei- 
nes Bayard-Ritters ohne Furcht 
und Tadel - ein Vorbild, zu dem 
unsere Soldaten und Matrosen 
"aufschauen können. Als christli- 
‚cher Soldat grüße ich Oberst Ru- 
- del.« 
Curtis B. Dall, Oberst a.D., Hi- 
 storiker und Publizist, Vorsitzen- 
der der Vereinigung »Liberty 


es 


Lobby«, Schwiegersohn Roose- 
velts: »Je mehr die Geschichte 
des Zweiten Weltkrieges offen- 
bar wird, um so mehr erkennen 
Abermillionen von Menschen in 
Oberst Rudel den größten und 
hervorragendsten Soldaten unse- 
rer Zeit. Es ist für mich als ameri- 
kanischer Offizier eine Ehre und 


Das Schlachtschiff »Marat«, 
das mit seinen schweren Ge- 
schützen in die Kämpfe eingriff 
und von Rudel ausgeschaltet 
wurde. 


als Historiker eine Pflicht, mich 
zu den vielen Verehrern von 
Oberst Rudel in der ganzen Welt 
zu gesellen und diesen außeror- 
dentlichen Mann zu würdigen. 
Wahrhaft, Oberst Rudel steht 
und wird immer in der Ge- 
schichte stehen als Deutschlands 
hellster Stern im Firmament sei- 


ner Helden.« 


Prof. Winder McConnell, Ph.D., 
John-Hopkins-Universität Balti- 
more/Maryland (USA): »Oberst 
Rudel hat sich im größten Völker- 
ringen aller Zeiten als der Inbe- 
griff besten deutschen Soldaten- 
tums erwiesen. Als Angehöriger 
der Nachkriegsgeneration kann 
ich mit Fug und Recht behaup- 
ten, daß ich mir keinen besseren 
und vorbildlicheren Menschen 
und Soldaten vorstellen kann, als 
Oberst Rudel.« 


Bonn verweigerte 
die letzte Ehre 


In Amerika durften Rudels 
Kriegserinnerungen als Buch un- 
zensiert und unbehindert erschei- 
nen und verkauft werden, in der 


HERT 


Bundesrepublik kamen sie auf 
den Index jugendgefährdender 
Schriften, wurden unter den La- 
dentisch verbannt. 


In Amerika durfte er vor Offizie- 
ren und Soldaten reden, wurde er 
ehrenvoll behandelt, in der Bun- 
desrepublik gab es beinahe eine 


Staatskrise, als »dieser Kerl« - 
so Verteidigungsminister Leber 
(SPD) im Bundestag - an einem 
Kameradschaftstreffen beim Auf- 
klärungsgeschwader 51 »Immel- 
mann« teilnahm. 


Oberst a.D. Hans-Ulrich Rudel 
starb am 18. Dezember 1982 in 
Rosenheim/Bayern. Seine Bei- 
setzung erfolgte am 22. Dezem- 
ber 1982 auf dem Dorffriedhof 
Dornhausen/Gunzenhausen an 
der Altmühl (Mittelfranken/Bay- 
ern), in Nähe des Grabes seiner 
1960 verstorbenen Mutter. 3000 
Deutsche aus der Bundesrepu- 
blik und Österreich gaben ihm 
das Ehrengeleit, darunter zahl- 
reiche Kriegskameraden und 
Heimatvertriebene aus Schlesien 
und dem Sudetenland. Selbst 
einige Offiziere aus dem Ausland 
erwiesen dem ehemaligen Geg- 
ner die letzte Ehre. 


Zwei »Phantom«-Maschinen des 
Aufklärungsgeschwaders 51 »Im- 
melmann« — aus Bremgarten — 
flogen während der Beisetzungs- 
feierlichkeiten einige Male im 
Tiefflug am Friedhof vorbei, was 
zu empörten SPD-Anfragen und 
Protesten aus der linkesten Ecke 
führte. Gegen die Flugzeugbesat- 
zungen ließ der neue Bundes- 
verteidigungsminister Wörner 
(CDU) eine Untersuchung ein- 
leiten. Auf seine Weisung durf- 
ten Bundeswehrangehörige dem 


höchstausgezeichneten deutschen 
Soldaten nicht die letzte Ehre er- 
weisen. In jedem anderen Land 
der Welt hätte Hans-Ulrich Ru- 
del ein Staatsbegräbnis erhalten. 
Die »Umerziehungs-Bewältiger 
der Vergangenheit«, die ihn 
entehren zu können glaubten, 
entehrten nur sich selbst. 


David Irving, weltbekannter bri- 
tischer Historiker und Erfolgs- 
schriftsteller, appellierte 1983 an 
die Politiker der Bundesrepublik 
Deutschland und das Verteidi- 
gungsministerium, den Geburts- 
tag Hans-Ulrich Rudels oder sei- 
nen Todestag zum »Tag der deut- 
schen Luftwaffe« zu bestimmen: 
»Denn Hans-Ulrich Rudel war 
der Rommel der Lüfte!« Der Ap- 
pell des Engländers, dessen Brü- 


‚der gegen Deutschland gekämpft 


hatten, blieb ohne Erfolg. Der 
Zeitgeist der »Einbahnstraßen- 
Bewältigung« erlaubt keine Eh- 
rung des höchstausgezeichneten 
Soldaten der Deutschen Wehr- 
macht, obwohl er selbst von ehe- 
maligen Gegnern bewundert, ge- 
achtet und geehrt wurde. 


Günther Just ist der Autor des Buches 
»Stuka-Oberst Hans-Ulrich Rudel - Ein- 
ziger Träger der höchsten Tapferkeits- 
Auszeichnung«, erschienen im Motor- 
buch Verlag Stuttgart. 
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Vertrauliches 


Lateinamerika 


Cholera 
bedroht 

120 Millionen 
Menschen 


‚In einer Studie der Weltgesund- 
heitsorganisation (WHO) wird 
vorausgesagt, daß 120 Millionen 
. „ Menschen, etwa 25 Prozent der 

Bevölkerung Lateinamerikas, 
durch die Cholera-Epidemie ge- 
fährdet sind, berichtete die mexi- 
kanische Tageszeitung »La Jor- 
nada«. 


»Die alarmierende Ausbreitung 
der Cholera erfordert ein schnel- 
les und entschlossenes Eingrei- 
fen«, warnte der Generaldirektor 
der WHO, Hiroshi Nakajima, 
und er rief die Völkergemein- 
schaft auf, finanzielle Unterstüt- 


zung zu leisten, um der Weltge-' 
sundheitsorganisation dabei zu’ 


helfen, ihren Cholera-Bekäm- 
pfungsfeldzug durchzuführen. 


Nach Schätzungen der WHO 
: würden sich die jährlichen Ko- 
sten, um die lateinamerikani- 
schen Länder mit Trinkwasser zu 
versorgen, auf fünf Milliarden 
Dollar über einen Zeitraum von 
zehn Jahren belaufen. 


Nakajima gab auch bekannt, daß 
die WHO eine Sondereinsatz- 
gruppe zur weltweiten Bekämp- 
fung der Cholera’ins Leben geru- 
fen habe. Außerhalb von Latein- 
amerika wurden neue Ausbrüche 
der Cholera in Bangladesch, Irak 
und auf der Insel Sumatra, Indo- 
nesien, gemeldet. 


Die Cholera breitet sich in der 
westlichen Hemisphäre ständig 
weiter aus. Aus der Statistik der 
WHO geht hervor, daß in Peru 
158929 Fälle von Cholera vorge- 
. kommen sind, von denen bis 
Ende April 59229 stationär. be- 
handelt wurden. 1130 Menschen 
“sind an Cholera bis zu diesem 
Zeitpunkt'gestorben. _ D 
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Brasilien 
Collor 
unterstützt 


"Indian-Rights- 


Gruppen 


Der brasilianische Staatspräsi- 
dent Fernando Collor de Mello 
ab anläßlich einer Zermonie zur 
eier des Indianertages neue Er- 
lasse zur »Indianerfrage« be- 
kannt. Erstens einmal verbot er 
»Nichtindianern« das Rassen- 
»Reservat« Yanomami zu betre- 
ten. Die einzige Ausnahme gilt 
für Angestellte der staatlichen In- 
dianer-Stiftung der Regierung. 
Collor nannte keine Einzelheiten 
darüber, wie dieses rassistische 
Verbot durchgesetzt werden soll. 
Da die meisten Militärs Yano- 
mami-Indianer sind, ist diese Ver- 
bot der erste Schritt, das Reser- 
vat in ein Territorium außerhalb 
der brasilianischen Souveränität 
zu verwandeln. Als solches stärkt 
es die Handlungen derjenigen, 
die einen »Neue Weltordnungs- 
Angriff« auf die Souveränität 
von Ländern der dritten Welt vor- 
bereiten sowie diejenigen »Ein- 
geborenenrechte«-Aktivisten, 
die behaupten, die Evangelisie- 
rung Südamerikas sei »Völker- 
mord« gegen die indianische Be- 
völkerung. 
Außerdem hob Collor 19 Erlasse 
auf, die unter der vorhergehen- 
den Sarney-Regierung erlassen 
wurden, mit denen das den Yano- 
mamis zu deren ausschließlichen 
Verwendung als »Reservat« zu- 
gestandene Territorium einge- 
grenzt wurde. 


Dürch die Sarney-Erlasse, die 
1989 verabschiedet wurden, war 
das Reservat von 23 Millionen 
auf fünf Millionen Morgen zu- 
sammengeschrumpft. Collor hob 
auch die Erlaubnis für Prospekto- 
ren wieder auf, in »drei Trakten 
jungfräulichen Landes« von ins- 
gesamt 1,6 Millionen Morgen, 
die an das Yanomami-Reservat 
im Staat Roraima angrenzen, ab- 
zubauen. . 

Justizminister Jarbas Passarinho 
erklärte, daß »die Regierung nun 
beabsichtigt, bei der Behandlung 
von Eingeborenen-Ländereien 
ein Beispiel zu setzen. Durch Ab- 
trennung der Region schützen 
wir das Volk der Yanomami und 
beschränken die Probleme des 
Kontaktes mit Nicht-Eingebore- 


nen auf ein Mindestmaß«. Eh. 


Argentinien 


Werden die 


. .. 

Streitkräfte 
. “. ® 

privatisiert? 
Die Ausgabe der Tageszeitung 
»Clarin« in Buenos Aires ent- 
hüllte, daß die Weltbank die inter- 
nationale Stelle ist, die alle Priva- 
tisierungen argentinischer Fir- 
men, die mit der Verteidigung zu 
tun haben, beaufsichtigt und 
koordiniert, auf Wunsch der Me- 
nem-Regierung. Mit ihrer letzten 
Beschlußfassung während einer 
Kabinettsitzung beschloß die Re- 
gierung, die Cordoba Aircraft 
Co. der Luftwaffe und die Fabrik 
Argentine Intermediate Tank der 
Armee.zu privatisieren. Es gibt 
37 Firmen, die ganz oder teil- 
weise den bewaffneten Streitkräf- 
ten gehören, die zur Privatisie- 
rung vorgesehen sind. 
In einem persönlichen Schreiben 
an den Verteidigungsminister Er- 
man Gonzäles teilte der Direktor 
der Weltbank, Peter Bottelier, 
mit, er habe »den Vorschlag der 
argentinischen Regierung« ak- 
zeptiert, daß die Bank den ge- 
samten Privatisierungsprozeß im 
Verteidigungsbereich überwa- 
chen soll. 


Als Begleiterscheinung zu dieser 
Politik schlägt Rosendo Fraga, 


-Berater des Finanzministers Do- 


mingo Cavallo, vor, daß die »Um- 
strukturierung« der bewaffneten 
Streitkräfte, wie sie von der 
Bush-Regierung gefordert wird, 
als Teil des von der Weltbank fi- 
nanzierten Plans, den Staatssek- 
tor zu reformieren und zu verklei- 
nern, in die Tat umgesetzt wird. 
Militärpersonal könnte »mit ei- 
ner von der Weltbank finanzier- 
ten Entschädigung in der Tasche« 
nach Hause geschickt werden, 
sagt Fraga, und auf diese Weise 
würden die Streitkräfte auch ver- 
ringert. oO 


Peru nr 
Kritik an der 


»Neuen 
Weltordnung« 


Der oppositionelle peruanische 
Kongreßabgeordnete Carlos Cal- 
derön Carvajal klagte während 
der Fragestunde im Kabinett an, 
daß die Regierung mit ihrer eige- 


. nen »Neuen Weltordnung«-Ta 
gesordnung des Super-Kapitalis-: 
mus und der Legalisierung von : 
Drogen als Marionette den Wirt- - 
schaftsinteressen des internatio-. 
nalen Establishments diene. In. 


einer Ansprache, die von der pe- 


ruanischen Presse totgeschwie- .- . 
gen wurde, wütete der Kongreß- ; 
abgeordnete Calderön: »Weder 


dieses Kabinett noch das vorher- 
gehende regiert das Land. Sie 
funktionieren nur als ein Bündel 


von liberalen Marionetten, die 


von bösen Händen, die sich vor . 
der Bevölkerung verstecken, ma-- 


nipuliert werden.« 


Calderön kritisierte George 
Bushs Lieblings-Wirtschaftswis- 
senschaftler des freien Marktes, 


den neoliberalen Hernando def 
Soto, als einen derjenigen, die 


»die wirtschaftlichen Profite von: 


Coca« loben. Calderön sagte: 


»Da haben Sie Hernando de ‘: 


Sata, der 1984 in der Zeitschrift 


»Que Hacer< die Legalisierung: 
von Coca vorschlug.« De Soto:'. 
wird derzeit als graue Eminenz : 
der Präsidentschaft von Alberto 


Fujimori erachtet. 


Calderön fuhr fort und verur-: 
teilte Bushs »Neue Weltordnung,. - 
die in unserem Land voll in die °: 


Tat umgesetzt wird. Es ist eine 


Ordnung, die danach trachtet,. ; 
das Wachstum unserer Bevölke-; ' 
rung zu stoppen, die unseren. > 


Markt reduzieren will und uns 


alle Entwicklungsprojekte vor : 
enthalten will«. Liberale reprä- 


sentieren die »Philosophie des 
Todes«, die durch eine »Philoso- 


phie.des Lebens« ersetzt werden 


muß, die anerkennt, daß es ein 


fünftes Gebot gibt: »Du sollst 


nicht töten. Nicht töten bedeutet 
‘ die nationale Industrie zu schüt- .. 


zen, nicht die Verteilung von - 


Kondomen in den Schulen, dafür 
zu sorgen, daß gereinigtes Wasser 
in unsere Elendsviertel gelangt, 


die Löhne und Gehälter. der. 
Mehrheit schützen, die im ver- 


gangenen Jahr drastisch um. 70 
Prozent gesenkt wurden. Nicht 


zu töten bedeutet, Cola ernsthaft : 
zu bekämpfen und keine falschen . 
Verhandlungspartner zu wählen, :- 


jene, die empfehlen, daß Coca 


frei konsumiert werden soll.« DO“ 


- Asien 


Kooperation 
gegen die USA 


Ein »Zentrum zur Erforschung .: 


er : 
:der asiatischeri Wissenschafts- 
und Industriepolitik« wurde in 
‚New Delhi gegründet, um eine 
»geopolitische Zusammenarbeit 
„unter. asiatischen Entwicklungs- 
ländern anzustreben und eine 
“kollektive Wissenschafts- und In- 
düstriepolitik zu entwickeln«, 
;gab der Press Trust of India be- 
Ran. 


“Unter der Leitung von Dr. Dhi- 
‚tenda Sharma kam eine Werk- 
‚statt von Experten der Wissen- 
schaftspolitik aus mehreren un- 
terentwickelten Ländern zu der 
»Schlußfolgerung, daß das Zen- 
‚trum.benötigt werde, um »Koo- 
peration und kollektive For- 
schung zu ermutigen angesichts 
der offiziellen Aktionen der 
USA, China, Indien und Thai- 
“land auf die schwarze Liste der 
Special 301 Trade Provision zu 
setzen, eine Bestimmung, die je- 
des Land mit Sanktionen belegt, 
das Washingtons Vorstellung von 
„Freihandel« nicht nachkommt«. 
Die Zentrum wurde als »die rich- 
tige Reaktion« auf die Politik der 
USA bezeichnet, die beschuldigt 
werden, zu versuchen, immer 
„stärker werdende Kontrollen »in 
“Form von Handels-, Banken- 
‘und Industrie- Gesetzen aufzuer- 
-legen«. Sharma sagt: »Von Re- 
“.gierungen und Parlamenten in 
westlichen Ländern erlassene 
» Gesetze werden Länder der Drit- 
‚ten Welt auferlegt.« El; 


Indonesien 
Frankreich 
‚gegen Japans 
‚Beherrschung 
der Region 


»Der französische Industriemini- 
"ster Roger Fauroux äußerte sich 
»anläßlich eines Besuchs in Indo- 
.nesien der Presse gegenüber, daß 
eines der wesentlichen Ziele. 
Frankreichs darin bestehe, Ja- 
:pans. Beherrschung des Handels 
-und der Investitionen in der Re- 
"gion entgegenzuwirken. »Wir 


»sind, entschlossen, nicht nur Ja- 


‚pan Freiraum zu belassen«, sagte 

»Fauroux. »Es steht nirgends ge- 

$chrieben, daß Japan Monopol- 
‘zechte auf Indonesien hat, und 
‚ich glaube auch nicht, daß Indo- 
"nesien dies will.« 


’ enin ließ 1990 2,24 Milliarden 


” 


. Dollar an Investitionen nach In- 


donesien hineinfließen, während 
Frankreichs ‚Investitionen in In- 
donesien sich seit 1967 auf insge- 
samt 239 Millionen Dollar belau- 
fen. Fauroux meinte, Frankreich 
werde um Aufträge im Fernmel- 
dewesen, Stromerzeugung und 
anderen infrastrukturellen Pro- 
jekten kämpfen. Firmen aus Ja- 
pan, Frankreich und den Verei- 
nigten Staaten werden derzeit für 
einen Baustellen-Studienvertrag 
in der Größenordnung von zehn 
Millionen Dollar für Indonesiens 
ersten Kernreaktor in Erwägung 
gezogen. 


Der indonesische Staatspräsi- 
dent weihte kürzlich den umstrit- 
tenen Staudamm Kedung Ombo 
in Zentraljava ein, ein Projekt bei 
dem die Japaner die Hand im 
Spiel haben. Der Staudamm von 
einer Größenordnung von 281,3 
Millionen Dollar, von der Welt- 
bank, der Export-Import Bank 


‚of Japan finanziert und von dem 


japanischen Generalunterneh- 
mer Hazama-gumi Ltd. ausge- 
führt, wurde bereits im Januar 
1990 fertiggestellt. 


Das Projekt erstreckt sich über 
die drei Bezirke Stragen, Purwo- 
dadi und Boyolali, über 17606 
Hektar in den Provinzen Zentral- 
java und wird 70000 Hektar jetzt 
noch trockenes Land mit Wasser 
versorgen. Das Staudamm-Pro- 
jekt ist heftig von Umweltschüt- 
zern bekämpft worden. DO 


USA 
Schwarze 
Amerikaner 
leiden am 
stärksten 


Ausgesuchte Schwerpunkte des 
jüngsten Jahresüberblicks über 
das Gesundheitswesen in den 
Vereinigten Staaten ‚deuten dar- 
auf hin, daß die amerikanische 
Bevölkerung — und besonders 
schwarze Amerikaner -in der Tat 
einen wahren Gesundheits-Holo- 
caust durchmacht. Versteckt hin- 
ter den Schlagzeilen über wach- 
sende Lebenserwartung - nur un- 
ter weißen Männern — werden 
nachstehende Tatsachen: 


Männliche Schwarze. sterben 
über sechsmal so schnell wie die 
allgemeine Bevölkerung und 


achtmal so schnell wie männliche 
Weiße durch Morde und »Inter- 
vention der Justiz«, das heißt Po- 


. lizeiaktionen. 


Die Dauer von Krankenhausauf- 
enthalten ist in den letzten bei- 
den Jahrzehnten für die Alters- 
klasse von 45 .bis 64 Jahren um 
sage und schreibe ein Drittel 
nach unten gefallen. 


Rund 63,5 Prozent der schwarzen 
Mütter in Amerika waren 1988 
unverheiratet, ein Anstieg von 
37,4 Prozent gegenüber dem Jahr 
1970. Der Landesdurchschnitt 
beträgt 25,7 Prozent. Für weiße 
Frauen liegt die Zahl bei 17,7 Pro- 
zent. Bei Frauen aus Puerto Rico 
beträgt die Zahl 53,3 Prozent. 


Mitte der achtziger Jahre betrug 
der altersbezogene Prozentsatz 
für Männer unter 65 Jahren ohne 
Krankenversicherung 35 Prozent 
für  Mexikanisch-Amerikaner 
und 21 bis 23 Prozent für Puer- 
to-Ricaner, Nicht-Hispanische 
Schwarze und Kubaner, im Ver- 
gleich zu 12 bis 16 Prozent für 
Nicht-Hispanische Weiße und 
asiatische Personen. Oo 


Japan 
Geplant sind 
26 neue 
Wissenschafts- 
städte 


Japan plant den Bau weiterer 26 
neuer Städte auf der Grundlage 
des »Tsukuba-Modells«, und für 
das laufende Jahrzehnt sind 60 
Milliarden Dollar an Investitio- 
nen vorgesehen. Gelder werden 
über verschiedene staatliche An- 
reize wie Steuernachlaß und bil- 
lige Kredite von Privatanlegern 
erbeten, ebenso beteiligen sich 
freie Beratungsdienste, dazu 
kommt ein staatlicher Anteil von 
30 Prozent an der Finanzierung 
der High-Tech-Pionierprojekten. 


Die 26 neuen Städteplanungen 
werden sich über ganz Japan er- 
strecken. 


Tsukuba Science City, 1965 60km 
von Tokio entfernt errichtet, ver- 
schlang in den ersten 15 Jahren 
Bauzeit 60 Milliarden Dollar und 
hat jetzt eine Bevölkerung von 
200000. Ein zweites Projekt, 
Kansai Science City, wurde au- 


_ Berhalb von Osaka gestartet und 


dürfte bis zur Fertigstellung 23 
Milliarden Dollar verschlingen. 


Afrika 
Massensterben 
bedroht den 
Kontinent 


Beamte der Weltgesundheits-Or- 
ganisation (WHO) haben zur in- 
ternationalen Hilfe zur Bekämp- 
fung von Epidemien in Afrika 
aufgerufen. Laut WHO sind 
sechs Millionen Afrikaner mit 
Aids infiziert und 700000 bereits 
erkrankt. Bis zum Jahr 2000 
könnte diese Zahl auf über 20 
Millionen ansteigen, und Aids 
breitet sich jetzt von Ost- und 
Zentral- nach West- und Nord 
afrika aus. »Ganze Dörfer wer- 
den bereits "ausgelöscht«, sagte 
der Delegierte von Sudan vor ei- 
ner Versammlung afrikanischer 
Gesundheitsminister. 


Indessen starben vier Millionen 
afrikanische Kinder jedes Jahr an 
verhütbaren oder behandlungsfä- 
higen Krankheiten und Infektio- 
nen und 750000 jährlich an Mala- 
ria. 90 Millionen Menschen sind 
an Malaria erkrankt. Eine Cho- 
lera-Epidemie breitet sich von 
Angola und Zambia bis nach Mo- 
zambique und Mali aus, wo 30 - 
Prozent aller Kinder sterben, be- 
vor sie fünf Jahre alt werden. 
150000 Frauen sterben jedes Jahr 
bei der Geburt von Kindern. 


Und doch werden die Gesund- 
heitswesen afrikanischer Länder 
weiterhin von der Weltbank und 
dem Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) wegen Streichungen 
zur Zielscheibe genommen. 


Indessen bedroht Massenhun- 
gersnot das Horn von Afrika. Die 
Lage ist so dramatisch, daß Ke- 
nya zu einer internationalen Kon- 
ferenz aufgerufen hat, um diese 
Entwicklung zu bekämpfen, die 
seine nördlichen Nachbarn Su- 
dan, Äthiopien und Somalia be- 
drohen. Laut Kenyas Präsident 
Daniel Arap Moi sollten sich 
nicht-behördliehe Organisatio- 
nen, Spenderländer und andere 
Hilfsorganisationen zusammen- 
setzen und nach einer Lösung su- 
chen. Die Hälfte, der in dieser 
Region lebenden Menschen sind 
Kinder. E 


va [SODE 65 


Betr.: Schweiz 
»Das ungeliebte 
Jubiläum«, Nr. 8/91. 


Zehn Fragen zum 1. August im Jubi- 
läumsjahr der Schweiz: 


1. Wollen wir weiter als Willensnation frei 
bleiben, wie die Väter es waren, oder uns 
durch Lockvögel fangen lassen? 


2..Würde sich, abgesehen vom Souver- 
änitätsverlust und der Fremdbestim- 
mung durch Brüssel, nicht unter Um- 
ständen eine Einschränkung unserer bis- 
herigen weltweiten Handelsbeziehun- 
gen, ja sogar ein Weg in die Sackgasse er- 
geben, da große Binnenmärkte weniger 
Außenhandel betreiben, als die Schweiz, 
und sich gegenüber anderen Blöcken ab- 
schotten können? 


3. Wollen wir als Kunde der EG, der 
mehr importiert, als exportiert, uns 
durch absoluten Freihandel mit Import- 
gütern überschwemmen lassen, ohne 
aber - wie bisher - Druck im Blick auf 
Exporte ausüben zukönnen? 


4. Lernen wir aus Kanadas bitterer Er- 
fahrung mit dem Freihandel, wonach die 
vorgegaukelten Vorteile ausblieben, 
aber 300000 Arbeitsplätze verloren gin- 
gen? 


5. Wird sich die Ideologie der unbegrenz- 
ten ‚Freiheiten der EG nicht wie jede 
übertriebene wirtschaftliche Freiheit in 
der Geschichte negativ auswirken, in- 
dem Großunternehmen und der Staat an 
Macht weiter zunehmen, ein Zuviel an 
Liberalismus weiter zu einem »Zuviel an 
Staat«, zu zentralistischen Diktaten 
führt? 


6. Müssen wir den liberal-sozialistischen 

internationalistisch, statt vaterländisch 

denkenden »Schwärmern« nicht beson- 
, ders im Jubiläumsjahr die Stirn bieten? 


7. Wollen wir uns freiwillig durch einen 
Beitritt in die EG, zu Weltbank und In- 
ternationalem Währungsfonds in 
Zwänge zu großer finanzieller Leistung 
begeben, ohne als Sechs-Millionenvolk 
gegenüber 300 Millionen EG-Bürgern 
Wesentliches beeinflussen zu können? 


8. Sollten wir aus Solidarität zu armen 
Völkern nicht noch vermehrt auf direk- 
tem Wege Entwicklungsprojekte för- 
dern, statt die Weltbank zu finanzieren, 
welche die kreditnehmenden Länder mit 
unzweckmäßiger Technologie vergewal- 
tigt und in finanzielle Abhängigkeit 
bringt? 


9. Werden wir Schweizer noch weiter un- 
sere guten Dienste als neutrale Vermitt- 
ler und soziale Helfer erfüllen können, 
wenn der »Sonderfall-Schweiz« nivelliert 
wird, die Preise weniger sinken, als die 
Steuern steigen, und wenn die Zinsen 
und Mieten ebenso steigen, wie Betriebs- 
schließungen und Arbeitslosigkeit zu- 
nehmen? 


10. Wollen wir unsere im Namen Gottes 
beschlossene Verfassung dem menschli- 
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chen Zeitgeist und dem Brüsseler Joch 
unterstellen, während Oststaaten daran 
sind, das Joch fremder Menschen abzu- 
schütteln? 


Emil Rahm, Hallau 


Betr.: Golf-Krieg 


‘»Die Taktik des Zweiten 


Weltkrieges«, Nr. 7/91 


Neben den Erfolgen des fliegenden Pan- 
zerknackers »Warzenschwein« ist der 
Einsatz einer Waffe fast in den Hinter- 
grund getreten: die FAE-Druckwellen- 
bombe. FAE steht dabei für Brennstoff/ 
Luft-Sprengstoff. Ihr Prinzip beruht auf 


der Zündung einer Gas- oder Aerosol- 


wolke aus einem Brennstoff (Propan, 
Benzin) und Luft. Die Detonation dieses 


Gemisches führt zu energiereichen ° 
Druckwellen, die sich mit mehrfacher ° 


Schallgeschwindigkeit ausbreiten. Die 
Wirkung auf Menschen ist verheerend: 
sie sterben — äußerlich scheinbar unver- 
letzt - an. Lungenriß. Unterstände und 
sonstige Deckungen sind nutzlos, weil 
die Detonationswolke auch in kleinste 
Ritzen eindringt. 


Bezogen auf den Standart-Sprengstoff 
TNT besitzt diese FAE-Flächenwaffe 
etwa die neunfache Zerstörungsenergie. 
Dies basiert nicht etwa auf einem beson- 
ders energiereichen Brennstoff, sondern 
auf der Tatsache, daß der sonst im kon- 
ventionellen Sprengstoff fest eingebun- 
dene Sauerstoff hier direkt der Umge- 
bungsluft entnommen wird. 


Waffenhistorisch interessant: auch das 
FAE-Prinzip geht, - wie die Rudel-Me- 
thode - auf deutsche Entwicklungen zu- 
rück. Bereits 1942/43 wurden explosive 
Gemische aus Kohlenmonoxid, Ethylen 
und Luft unter dem Decknamen »Tai- 
fun« gegen die Sowjets eingesetzt, aller- 
dings nur im Bodenkrieg. Generaloberst 
Jaenisch, damals Oberbefehlshaber der 
17. Armee, wurde deshalb von den So- 
wjets zum Tode verurteilt, später freilich 
wieder begnadigt. Weitere Erprobungen 
mit solchen Sprengwolken wurden noch 
1944 durchgeführt; hier kamen Metylni- 
trat/Luftgemische zum Einsatz. Un- 
längst ist dieser brisante Flüssig-Spreng- 
stoff in der Hand eines in der Bundesre- 
publik operierenden arabischen Terrori- 
sten bekannt geworden. 


Heute ist das FAE-Prinzip, insbesondere 
durch Mitwirkung deutscher Firmen, zur 
Vollreife entwickelt worden. Die Waffe 
gilt als die Atombombe des kleinen Man- 
nes; selbst Ägypten und Chile vertreiben 
sie auf dem. internationalen Waffen- 
markt. 


Mit einem Munitionseinsatz von mehr 
als 18000 Tonnen täglich wurden die Ira- 
kis buchstäblich in Sprengstoff und 
Feuer ertränkt; FAE-Bomben hatten ei- 
nen maßgeblichen Anteil daran. Da 
FAE-Bomben den Massenvernichtungs- 
waffen zuzurechnen sind, ist die eingedo- 
ste Informationspolitik des Pentagon zu 
diesem Thema durchaus verständlich. 


Da die Waffe das Anforderungsprofil 


»einfach-billig-extrem wirksam« bestens 
erfüllt, ist es nur noch eine Frage der 
Zeit, bis sie vom Terroristen-Szenario 
übernommen wird. 


Dr. Kurt Dannhäuser, Ettlingen 


Betr.: Revisionismus 
»Rußland 1917 bis 1918: 
Schlüssel zu dem Rätsel 
eines Zeitalters«, Nr. 6/91. 


"Der russische Ministerpräsident Stolypin 


wurde nicht am 18. November 1919, son- 
dern am 14. September 1911 ermordet. 
Die Frage nach dem Täter, die sich hier 
aufdrängt, unterblieb. Es war Dimitri 


" Begrow, ein Rechtsanwalt mosaischen 


Glaubens. 


Im sogenannten plombierten Eisenbahn- 
zug wurde nicht »etwa 100«, sondern 32 
Revolutionäre nach Rußland transpor- 
tiert. Die Passagierliste existiert und ent- 
hält wichtige und interessante Namen! 


Hervorragend recherchiert und darge- 
stellt ist der Mord an den Romanows. 
Leider ist die Teilüberschrift »Der Völ- 
kermord in Jekaterinburg« verwirrend; 
gemeint war vermutlich — und den Tatsa- 
chen entsprechend - eine planmäßige 
Ausrettung mit nationalzionistischen 


. Motiven. 


Es ist heute eindeutig erwiesen, daß die 
Ermordung der Zarenfamilie am 17. Juli 
1918 keine eigenmächtige Handlung der 
örtlichen Kommissare war, sondern aus- 
drücklich von oberster Stelle angeordnet 
wurde: 


Jakob Moissejewitsch Swerdlow, der als 
Vorsitzender des Zentralexekutivkom- 
mittees und Generalsekretär der Partei 


“faktisch das Staatsoberhaupt war, gab 


nach Absprache mit Lenin den Mordbe- 
fehl. In der Folge wurde Jekaterinburg in 
Swerdlowsk umbenannt. 


Befehlsempfänger und Organisator der 
Mordtat war Goloschtschekin, als 
Kriegskommissar und Präsidiumsmit- 
glied des Ural-Gebietssowjet der örtli- 
che Machthaber. 


Jakob (»Jankel«) Jurowski führte das 
nachstehend namentlich genannte zehn- 
köpfige Mordkommando an und gab 
selbst den ersten Schuß ab. Diese »letti- 
sche Mannschaft« sollte einer breiteren 
Öffentlichkeit unbekannt bleiben: 


Edelstein, Fischer, Fekete (eigentlich La- 
zar Schwarz, der dann mit Bela Kun in 
Ungarn wütete und schließlich als »Ge- 
neral Kleber« im Spanischen Bürger- 
krieg eine breite Blutspur. hinterließ), 
Grünfeld, Horwath, Medwedew 
(Russe), Nagy,‘ Nikulin, Verhasy und 
Waganow. Letten? 


Als bezeichnende Kleinigkeit am Rande 
ist ein Beispiel der ständigen Desinfor- 
mation durch die Medien in der im Zu- 
sammenhang mitder Auffindung des Za- 
renschädels der Auftraggeber als »Iwan« 
Swerdlow vorgestellt wurde. 


Übrigens wären die Abbildungen der 

Mörder Swerdlow, Goloschtschekin und 
Jurowski wichtiger gewesen als das Stu- | 
dierzimmer des Zaren. { 


Die hochinteressanten Hinweise auf die | ' 


Ausbreitung des Roten Terrors über Un- 
garn, Polen, Tschechoslowakei, Rumä- 
nien, DDR, lassen den dringenden 
Wunsch nach näheren Einzelheiten auf- | 
kommen. Wie wäre es mit einer .Serie '; 
über Entstehung und Entwicklung der - 

Kommunistischen Parteien in diesen:. 
Ländern? Schon die Erwähnung der: 
zwölf polnischen KP-Führer erweckt‘ 
höchstes Interesse. Tatsächlich waren es 
wesentlich mehr Führer der »zionisti- 
schen Art«, die ihre Organisationen am : 
16. Dezember 1918 zur KP Polens verei- 
nigten. 


Eugen Messner, Wien 


Betr.: Deutschland 
»Die Kirche und 
die Ausländer«, Nr. 7/91 - 


»Amen ist des lieben Gottes großer Sie- 
gel.« 

Die Königsnamen: ‚ 
Amen ist an der Spitze, aus der 12. Dyna- 
stie bis Amenophys = Amen ist zufrie- | - 
den und Tut-Ank-Amen in der 18. Dyna- | 
stie, zeigen uns, daß der altägyptische 
Gott Amen auch Amun, Amon und Am- 
mon genannt, fast ein Jahrtausend zu 
den größten Göttern gehörte, so daß die. |. 
Agypter ihre Pharaonen auf Amen ver- 
pflichteten. j 


Erst mit Echnaton wurde Amen als der 
falsche Gott erkannt. Zur Zeit Echna- 
ton’s stand Amen für asozialen und zügel- 4: 
losen Kapitalismus. Echnaton verbot 
dem Amen zu dienen, weil die Amen- 
Priesterschaft das Volk mit Lüge, Zaube- |. 
rei und Profitsucht unterdrückte und in 
Armut hielt. Dem Amen/Amun/Amon 
brachten sie sogar Menschenopfer dar. 


Wegen diesem verfluchten Amen än 
derte Echen-Aton im vierten Regie- 
rungsjahr seinen Königsnamen von. 
Amenophys IV. = Amen ist gnädig, auf | 
»Dem Herr gefällig« (Aton = Herr). |: 
Aus Echnatons Zeit wurde auch die Sitte | 
bekannt, den Stier, das Wappentier |. 
Amen’ symbolisch zu Tode zu quälen. 
Man wollte sich damit an Amen, dem 
Gott des Mammon rächen, wollte zei- #: 
gen: es hat oder soll ein Ende mit ihm ha- .}; 
ben. i 


Aber nach Echnaton tanzten sie wieder. 
um das goldene Kalb, dem Wappentier |; 
Amen®. ? 


Zwar wurde die Sitte, Stiere zu Tode zu | 
quälen, wie in Spanien, bis in dieheutige 
Zeit erhalten, aber selbst wird zügellos |: 
und asozial weiter gelebt und Amen der } 
Gott des Mammons auch weiter angeru- 
fen. 

Die arabische Auslegung für Amen: »Zu 
allem ja und Amen sagen«, zeigt, daß die : 
Herrschaft Amen’s noch lange nicht ge- 
brochen ist. 


Hans Werding, Melie . Dr 


Amenemhet. = | 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


_Jesei Oberbach Ss 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 
Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 
Zu beziehen über den Buchhandel 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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>: 
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Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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